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Alarm! Der Frieden ist in Gefahr

Am 8. und 9. Juli findet in Warschau ein 
NATO-Gipfel statt. Mit ihm soll ein vor-

läufiger Schlußpunkt hinter die Expansions- 
und Aufrüstungspolitik des Kriegspaktes 
seit der Auflösung der Sowjetunion gesetzt 
werden. Es werde eine Allianz zu sehen sein, 
die „alle Abschreckungsinstrumente des  
21. Jahrhunderts stärkt“, kündigte kürz-
lich US-Vizeaußenminister Blinken an. In 
einem Interview mit mehreren konservati-
ven Tageszeitungen aus sechs europäischen 
Ländern sprach NATO-Generalsekretär Jens 
Stoltenberg, ein norwegischer Sozialdemo-
krat, am 1. Mai Klartext: „Die NATO muß mit 
Stärke und glaubwürdiger Abschreckung auf 
Rußland reagieren.“ Die Lüge von der „reagie-
renden NATO“ ist so alt wie die Kriegsallianz 
selbst, die im April 1949 gegründet wurde, 
um den kalten Krieg in einen heißen, d. h. den 
dritten Weltkrieg, umzuwandeln. Erst Ende 
August 1949 wurde die erste Atombombe der 
Sowjetunion gezündet und damit das Mono-
pol auf diese Waffe, das die USA seit 1945 hat-
ten, durchbrochen. Bis dahin gab es immer 
wieder konkrete Erwägungen und Pläne, sie 
gegen die Sowjetunion einzusetzen.
So wollte z. B. Winston Churchill 1948 mit ihr 
der Sowjetunion drohen und sie auch einset-
zen. Das enthüllte der US-Spitzendiplomat 
Henry Cabot Lodge in seinem 1977 erschiene-
nen Buch „Eine Innenansicht der Politik und 
der Macht“. In einem Protokoll über ein Tref-
fen mit Churchill am 8. März 1955 heißt es 
dort: „Er (Churchill) erklärte ausführlich, daß 
er 1948, als er nicht an der Regierung war 
und wir das Atombombenmonopol besaßen, 
eine Kraftprobe mit der Sowjetunion befür-
wortet hatte. Er hatte das Verfahren in allen 
Einzelheiten ausgearbeitet. Die Bomben soll-
ten dann abgeworfen werden, um dem sowje-
tischen Volk unsere Stärke zu demonstrieren. 
Damals, so Churchill, hätte die Sowjetunion 
nichts machen können. Hätte sie den Krieg 
erklärt, hätten wir sie noch härter bestraft. 
Daß es nicht zu dieser Kraftprobe kam, als 
wir das Monopol besaßen, sei ein katastro-
phaler Irrtum gewesen.“
Nach 1991 verleibte sich die Allianz große 
Teile Zentral- und Osteuropas ein. Unabhän-
gig von der politischen Ausrichtung boten 
sich die Regierungen in den dortigen Mit-
gliedstaaten als besonders eifrige Erfüllungs-
gehilfen der westlichen Angriffskriege an. In 
den NATO-Stäben und vor allem in den politi-
schen Zentralen der großen Mitgliedstaaten 
begann man, erneut aus einer Art atomarer 

Monopolstellung heraus zu planen. Im Som-
mer 2015 erklärte z. B. der Direktor des kana-
dischen Zentrums für globale Forschung in 
Montreal, Michel Chossudovsky: „Die USA 
haben einen sehr gefährlichen Pfad einge-
schlagen, weil sie die Doktrin des Präventiv-
kriegs eingeführt haben – tatsächlich sagen 
sie auch, daß sie Nuklearwaffen gegen Ruß-
land als Präventivschlag einsetzen könnten.“ 
Stoltenberg bestätigte diese Einschätzung 
in dem erwähnten Interview vom 1. Mai mit 
den Worten: „Es ist wichtig, daß die NATO 
bei der nuklearen Abschreckung glaubhaft 
bleibt.“ Der NATO-Generalsekretär ist der 
neue Churchill. Am 23. Mai meldete TASS, 
Stoltenberg habe den Gipfel in Warschau in 
diesem Sinn als „Wendepunkt“ bezeichnet. 
Das soll offenbar so sein. Mit der Rückkehr 
zu Abschreckung und Erstschlag greift der 
Kriegspakt gleichsam die Politik des Atom-
bombenmonopols wieder auf. 
Je mehr der Kapitalismus von Krisen geschüt-
telt wird, desto gefährlicher wird er. Der 
NATO-Gipfel droht, zu einer historischen 
Zäsur zu werden. Die USA und ihre Verbün-
deten wollen das Spiel mit dem atomaren 
Feuer neu beginnen. Sie sind auf Konfron-
tation aus, von Verteidigung ist keine Rede 
mehr. Aus Rußland verlautete, man werde auf 
alle Bedrohungen seiner Sicherheit angemes-
sen reagieren. Solange die Friedenskräfte zu 
schwach sind, um eine allgemeine Abrüstung 
zu erzwingen, muß der Frieden bewaffnet 
sein. � Arnold Schölzel

Rom, 25. Mai. TASS/RF – „Die NATO 
und die Vereinigten Staaten tragen eine 
große Verantwortung, wenn sie nahe 
der russischen Grenzen aufrüsten“, 
sagte der italienische Abgeordnete 
und Leiter der interparlamentarischen 
Freundschaftsgruppe Italien-Rußland 
Alessandro Pagano und betonte: 
„Die Reaktion des russischen Außen-
ministers Sergej Lawrow, der erklärte, 
Rußland sei bereit, auf ,Bedrohungen‘ 
zu reagieren, ist unvermeidlich und mehr 
als berechtigt. ... Obama verfolgt eine 
widersprüchliche Politik: Während die 
USA und die NATO sich aus Afghanistan 
und dem Mittelmeerraum  zurückziehen, 
wächst ihre militärische Präsenz an den 
russischen Grenzen. Was ist das, wenn 
nicht eine Provokation?“
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Adieu, Klaus!

Bei Gott – ein ganz besonderer Mensch ist 
mir in ihm begegnet. Er gehörte zu jenen, 

die „bei der Sache geblieben“ sind. Ich kenne 
diese Wendung aus meiner Kinderzeit. Wenn 
ich über schwierigen Hausaufgaben saß und 
mich dann gern einmal durch Kritzeln mit 
dem Bleistift auf einem Zeitungsrand oder 
dem Verfolgen einer Fliege, die quer über 
die Igelit-Tischdecke krabbelte, ablenken 
ließ, wollte der Opa das nicht gern zulas-
sen. Gerade eben von seinem Instrukteur-
Dienst aus dem Rathaus der Stadt nach Hause 
gekommen, sah er mich – spät am Nachmit-
tag – über den Schularbeiten sitzen. Es gefiel 
ihm gar nicht, daß ich immer noch nicht fertig 
war. Dann setzte er sich hin – bedauernd, jetzt 
nicht in den geliebten Garten gehen und seine 
Pflänzchen wässern zu können –, um mich 

„Pflänzchen“ zu begießen. Ich solle doch „bei 
der Sache bleiben“. „Was verstehst Du denn 
nicht? Die Aufgabe ist doch ganz klar formu-
liert!“ Und beim Reden darüber erkannte 
ich plötzlich, daß es gar nicht schwer ist, die 
Lösung zu finden …
Apropos Zeitungsrand bekritzeln. Es war 
in den ersten Jahren nach dem Krieg, als 
das Schreibpapier ein rarer Artikel war, da 
beschrieben die Leute noch die Zeitungsrän-
der, wenn sie etwas zu notieren hatten. Und 
Igelit war damals die schützende Schicht auf 
einer Decke, die Oma über das Leinen-Tisch-
tuch legte, um sie möglichst nicht gleich wie-
der waschen zu müssen.
Es waren die Jahre um die Gründung der 
Republik, in denen ich meiner selbst zuneh-
mend bewußt wurde, was ich nicht zuletzt 
diesem Opa und dieser Oma zu verdanken 
habe. Sie waren nämlich in jenen Kinder- und 
Jugendjahren meine eigentlichen Erzieher, 
nachdem sich die Mama in die Nachbarstadt 
begeben und dort eine neue Ehe geschlos-
sen hatte. Oma war die Mutter meiner Mut-
ter, also meine leibliche Großmutter, eine 
schon lange geschiedene und daher allein 
lebende Frau. Der Mann, den sie 1946 heira-
tete, war ein wirklicher Glücksgriff für sie – 
und auch für mich, den Enkel. Ein seltsamer 

Glücksfall: Er war gerade aus dem Lazarett 
entlassen worden, wo ihm eine amerika-
nische MP-Kugel aus der Schulter entfernt 
wurde. Er hatte richtig „Schwein“ gehabt, als 
es ihn, den Munitionswart in einem Torpedo-
arsenal, beim Einmarsch der US-Truppen in 
Rudolstadt im April 1945 erwischte. Die Frau, 
die ihn dann im Lazarett besuchte, wurde ein 
Jahr später seine Ehefrau. Aber dazwischen 
lagen Monate der Ungewißheit und größter 
Befürchtungen. Denn er hatte Frau und Fami-
lie in Dresden, zu der er eigentlich zurück-
kehren wollte. Irgendwann waren schlimme 
Nachrichten aus den Radiomeldungen an sein 
Ohr gedrungen: Dresden sei in der Nacht vom 
13. auf den 14. Februar schwer bombardiert 
worden. Große Teile der Stadt lägen in rau-
chenden Trümmern, hieß es. Die Post ging nur 
sporadisch, die Telefonverbindungen waren 
unterbrochen. 
Eines Tages im Mai oder Juni, als wieder ein-
mal ein Zug Apolda verließ, setzte er sich in 
den rumpelnden Waggon und fuhr, mit lan-
gen Unterbrechungen auf irgendwelchen 
zerschossenen Bahnstationen wartend, in 
Richtung Dresden. Als er sich dort in einem 
Trümmermeer einen Pfad zu seiner ehema-
ligen Straße gebahnt hatte, sah er nur noch 
einige Wände von dem Haus stehen, in dem 
seine Familie und die Eltern gelebt hatten. Auf 
einem Amt erfuhr er dann, daß er mit hoher 
Wahrscheinlichkeit seine Frau nicht wieder-
sehen würde, denn aus diesem Stadtteil hätte 
man einige tausend Tote geborgen, die auf 
großen Holzstapeln auf dem Neumarkt ver-
brannt worden seien. Ihre Asche war auf dem 
Heidefriedhof beigesetzt worden.
Als der Witwer wieder nach Apolda zurück-
kehrte, ist er ein anderer geworden. Wenig 
später sah man ihn mit dem SED-Emblem 
an der Jacke. Und so ist er mir in Erinnerung 
geblieben: ein Mensch, der eine radikale Wen-
dung vollzogen hatte – vom Soldaten Hitlers 
zum Sozialisten der ersten Stunde. Wie seine 
neuen Genossen hat er geschworen: Nie wie-
der Krieg – nie wieder Faschismus! Und er 
lehrte mich, immer „bei der Sache“ zu bleiben. 

„Lernen, lernen und nochmals lernen!“ – die-
ses Lenin-Zitat habe ich nicht nur einmal aus 
seinem Munde gehört.
Die Jahre vergingen. Ich lernte während mei-
ner NVA-Zeit die Bibel kennen. Die Beschäfti-
gung mit ihr ließ mich – schon zwanzigjährig 

– den Weg über die Taufe zur Kirchenmitglied-
schaft gehen. Das muß damals meinen Opa 
sehr gewundert haben, aber er hat meinen 
Weg über das Theologiestudium in das evan-
gelische Pfarramt nie kritisiert. Vielleicht 
hat er gewußt, daß ich am Ende doch „bei 
der Sache bleiben“ würde … Und das gelang 
mir auch im wesentlichen, denn die kritische 
Haltung, die ich gegenüber manchem Funk-
tionärsunsinn einnahm, bezog ich bald dar-
auf gegenüber manchem kirchlichem Unsinn. 
Andererseits wollte ich den Anspruch der 
DDR-Verfassung auch an mich selbst stellen: 

„Arbeite mit, plane mit, regiere mit!“ So fand 
ich Zugang zur CDU der DDR, wurde Kreis-
tagsabgeordneter und von manchen Kirchen-
kollegen schief angesehen, weil ich mich „mit 
den Kommunisten gemein gemacht“ hätte. 
Dabei wollte ich immer nur „bei der Sache 
bleiben“, so wie ich sie jetzt verstand: eine 
Gesellschaft mitzugestalten, die der Müntzer-
schen Idee verpflichtet war, „daß dem gemei-
nen Mann alle Macht gegeben werden soll“. 
Als diese Macht aus verschiedenen, auch 
von Sozialisten selbst zu verantworten-
den Gründen, abgegeben wurde, trat in die 
gesellschaftliche Allerwelts- und Geht-mich-
nichts-an-Philosophie eine junge politische 
Zeitschrift, die ich sofort spannend und 
unterstützenswert fand, und ich begann sie 
zu lesen und hin und wieder etwas für sie zu 
schreiben. Das wichtigste ist mir an unserem 

„RotFuchs“, daß auch er „bei der Sache bleiben“ 
will. Und das hat die inzwischen viel gelesene 
Zeitschrift zuvorderst jenem zu verdanken, 
der uns gerade adieu gesagt hat. Und nach sei-
nem Einrücken in die Welt der Unvergessenen 
kann ich nur sagen: Gott sei Dank, daß es sol-
che Menschen wie Dich gab und immer wie-
der gibt! Hab Dank – und adieu …

Peter Franz, ev.-luth. Theologe

Álvaro Cunhal, presente! 

Aus meiner Sicht bestand Cunhals größte 
Leistung als kommunistischer Politi-

ker und Revolutionsführer in Portugal 
darin, daß er sich nicht nur auf die Stra-
tegie des Vormarsches, sondern auch auf 
die Kunst des geordneten Rückzugs ver-
stand. ... Dabei stellte die PCP sowohl die 
enorme Intervention des Weltimperialis-
mus und die erfolgreiche Wühltätigkeit 
der Sozialistischen Internationale in Rech-
nung als auch die Tatsache, daß ein erhoff-
tes stärkeres Engagement der UdSSR leider 
ausgeblieben war, während die DDR und 
Kuba das ihnen Mögliche getan hatten. 

Die PCP konzentrierte sich jetzt ganz auf 
die Verteidigung der bürgerlichen Demo-
kratie gegen den neuerlichen Ansturm 
faschistoider K räf te. Sie brachte ihre 
Kader in Sicherheit und behauptete sich 
trotz des Sieges der Konterrevolution –  
neben der griechischen KKE – als eine der 
beiden großen marxistisch-leninistischen 
Parteien in Westeuropa. ...
Mag am Schluß dieses Berichts die Bemer-
kung stehen: Cunhal, der schon als Stu-
dent der Rechtswissenschaften die besten 
Noten erhalten hatte, die in Portugal jemals 
auf diesem Gebiet vergeben wurden, war 

eine durch Freund und Feind in Rechnung 
gestellte Persönlichkeit, die – anders als 
kleinere Kaliber – keines Heiligenscheins 
bedurfte. Er gehört zu jenen kommunisti-
schen Führern leninscher Schule, deren 
Name wie die von Dolores Ibárruri, Mau-
rice Thorez, Palmiro Togliatti, Sen Kata-
jama, Wilhelm Pieck, Luis Carlos Prestes, 
Henry Winston und Rodney Arismendi die 
Zeiten überdauern werden. So kann man 
mit Fug und Recht sagen: Álvaro Cunhal, 
presente!

Klaus Steiniger, „junge Welt“, 9.11. 2013
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Was bleibt?

Wohl alle der vielleicht 350 bis 400 geden-
kenden Menschen, die am 12. Mai Klaus 

Steiniger die letzte Ehre gaben, wußten genau, 
wen sie da verabschiedeten und welches poli-
tische Erbe es zu bewahren gilt. Hoch gebildet, 
die Lehren des 2. Weltkriegs nicht vergessend, 
die DDR-Zeit mitgestaltend, von unserer Nie-
derlage und der heutigen politischen Situation 
geprägt, wollten sie gemeinsam ein Zeichen 
setzen – füreinander und an die nach ihnen 
Kommenden gerichtet. 
Klaus Steiniger hat die Rede zu seinem 
Abschied selbst verfaßt und als Tonaufzeich-
nung hinterlassen. Von dem, was er sagte, 
war ihm mit am wichtigsten wohl seine 
Erkenntnis, daß die DDR der beste Staat war, 
den es je auf deutschem Boden gegeben hat.
Bei diesem Gedanken sehe ich mich mit der 
Frage nach meiner eigenen und unser aller 
Verantwortung für das Scheitern unseres 
Staates konfrontiert.
Ja, man kann sagen, die DDR wurde annek-
tiert und in gewisser Weise sogar koloniali-
siert. Doch wir haben auch zugelassen, daß 
sie annektiert wurde. War es nicht so, daß 
die deutlichen Zeichen der inneren Krise fast 
tatenlos, ziemlich widerstandslos, lediglich 
registriert oder sogar ignoriert wurden? 
Zu sprechen wäre hier über die Gesell-
schaftswissenschaften der DDR, defizitäre 
Führungsverantwortung nicht nur auf höch-
ster Staats- und Parteiebene, die Rolle sol-
cher Renegaten wie Schabowski, die vielen 
Karrieristen in Parteifunktionen und vieles 
mehr. Ans Tageslicht kamen diese erst, als 
sie sich „wendeten“. Und wer ahnte schließ-
lich Gorbatschows Konzeptions- und auch 
Charakterlosigkeit und die seiner Truppe, 
die am Ende in Kollaboration mit dem Klas-
senfeind mündete. Ein politisch gebildetes, 
über den Zustand der Welt und besonders 

über den deutschen Kapitalismus gut infor-
miertes DDR-Volk hat sich – offensichtlich 
in der Hoffnung, es würde schon nicht so 
schlimm werden – mit der Annektion abge-
funden. Den ökonomische Kollaps hinneh-
mend, dafür die D-Mark besitzen wollend, 
haben ihre Bürger politische Bevormundung, 
Liquidierung der kulturellen und sozialen 
Errungenschaften sowie den Raub des Volks-
eigentums hingenommen. Man wählte mehr-
heitlich Kohl, man wählte das Kapital. 
Doch das nun einsetzende massenhafte Auf-
einandertreffen der Menschen der beiden 
bisher getrennten deutschen Staaten brachte 
auch etwas ans Tageslicht, was so manchen 
in Staunen versetzte. Man mußte zur Kennt-
nis nehmen, daß der „Ossi“ so anders, so viel 
natürlicher, so viel „angenehmer“ war als 
der „Wessi“ – ein Phänomen, das ein Indi-
kator dafür ist, daß die DDR den Humanis-
mus im Alltag tatsächlich und sehr wirksam 
entfaltet hatte. 
Der Mensch an sich hatte sich geändert, er 
mußte also sehr wohl nicht Feind des Men-
schen sein, sondern konnte in einem solchen 
Umfeld immer mehr als verantwortlich füh-
lendes Mitglied der Gemeinschaft solida-
risch agieren. Er war nicht Konkurrent und 
Widersacher des anderen, weil die gesell-
schaftlichen Bedingungen – für jeden in 
etwa gleich und gerecht – wirksam waren 
und niemanden ausschlossen, außer den 
Klassengegner (und manchmal leider auch 
Menschen, die berechtigt Kritik übten). 
Anders gesagt: 40 Jahre DDR haben bewie-
sen: Der Mensch ist sozialismusfähig! Das 
allein ist der Grund für die Delegitimierung 
der DDR und für die Legende vom Unrechts-
staat, die als Staatsdoktrin Nr. 1 wieder und 
wieder in die Hirne der Menschen gehäm-
mert wird. 

„Ihr Thüringer Linken, seid ihr noch bei 
Trost?!“ – möchte ich am liebsten noch an 
Steinigers Grab rufen: Die DDR ist 1953 
gerettet worden, selbst wenn einiges im 
ersten Anlauf nicht so gut gelaufen ist. Das 
wäre zu feiern gewesen!
Ich frage weiter: Wie ist der Mensch auf dem 
Weg zum Sozialismus „bei der Stange zu hal-
ten“, ganz besonders, wenn es nicht so gut 
läuft? Das ist uns weder in den Leitungsor-
ganen von Staat und Partei noch unter der 
Bevölkerung in ausreichendem Maße gelun-
gen oder eben nur so lange, wie die Alterna-
tive zum Sozialismus sichtbar nachteilhaft 
ist – wie nach dem 2. Weltkrieg für die Ost-
europäer oder für die Kubaner angesichts der 
Sanktions- und Aggressionspolitik der USA.
Insofern ist die Botschaft Klaus Steinigers 
nicht hoch genug einzuschätzen. Die DDR ist 
der beste Staat in der Geschichte des deut-
schen Volkes. Vor allem deshalb, weil sie für 
40 Jahre dem deutschen Kapital das ausbeu-
terische Eigentum und die politische Macht 
entzog. Darüber sollte weiter publiziert wer-
den, um den Vergleich zu ermöglichen – unter 
Berücksichtigung der Entwicklung in Wis-
senschaft und Technik, die ja auch um die 
DDR keinen Bogen hätte machen können. 
Wir müssen es erneut versuchen mit einem 
besseren deutschen Staat und einem besse-
ren Europa – und es dabei besser machen. 
Dazu sind die Probleme der DDR und die 
Gründe unseres Versagens gründlich zu 
analysieren und offenzulegen, insbesondere 
die soziologischen Erscheinungen, die sich 
in allen osteuropäischen Ländern gezeigt 
haben. Das mag uns schmerzlich treffen 
angesichts unser eigenen Fehler und Defi-
zite. Aber ohne ein solches offenes Heran-
gehen an Ursachenforschung werden wir ein 
Desaster erleben. � Renato Lorenz, Berlin 

Spiel mit dem Feuer
Grenzübergang Sculeni, Moldawien, 
3. Mai – Die beiden Bäuerchen auf ihrem 
Eselskarren sind bestimmt heilfroh, daß 
endlich jemand gekommen ist, um ihre 
westlichen Werte gegen die vordringen-
den russischen Horden zu verteidigen ...  
Aber im Ernst: Haben die Amerikaner bzw. 
die NATO-Funktionäre jeden Funken Ver-
stand verloren? Wie anders soll man die 
Tatsache bewerten, daß die US-Panzer jetzt 
entlang der russischen Grenze hin- und her-
rollen, um Präsenz zu zeigen? Zwar pas-
sierte das im Rahmen eines gemeinsamen 
„Manövers“ mit den moldawischen Streit-
kräften, aber die Absicht dahinter ist so 
klar wie provokant; selten hat das Wort 
vom Spiel mit dem Feuer mehr Berechti-
gung gehabt. Die an den Rand gedräng-
ten Bauern auf dem Bild haben garantiert 
nichts davon.
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Der Sozialismus, für den wir kämpfen

Seit 25 Jahren bemühen sich Wissenschaft-
ler und „Chefideologen“, die der kapitalisti-

schen Weltordnung hörig und bedingungslos 
zu Diensten sind, den Menschen eine Idee von 
einem „revidierten Sozialismus“ zu präsentie-
ren. Aber auch Wortführer der Partei Die Linke 
versuchen, ihren Mitgliedern einen „demokra-
tischen Sozialismus“ schmackhaft zu machen, 
der als das eigentliche Ziel einer neuen zu 
erstrebenden Gesellschaft präsentiert wird.
Als Gregor Gysi in einem Interview gefragt 
wurde, wie er sich einen demokratischen 
Sozialismus vorstelle, antwortete er: „Demo-
kratischen Sozialismus kann ich nicht erklä-
ren, in den muß man hineinwachsen.“ 
Grundsätzlich ist festzuhalten, daß zwischen 
sozialistischer und bürgerlicher Demokratie 
unterschieden werden muß. Wenn man eine 
Richtungsentscheidung in dieser Frage umgeht, 
kann der Begriff „demokratischer Sozialismus“ 
beliebig interpretiert werden, was möglicher-
weise auch gewollt ist. Man will suggerieren, 
diese beiden politisch und ökonomisch völlig 
gegensätzlichen Wertvorstellungen könnten in 
einem „demokratischen Sozialismus“ zusam-
menwirken, sozusagen wie geklont eine Ein-
heit bilden. Doch das käme wohl dem Versuch 
gleich, Wasser mit Feuer zu vereinen. Aus 
sozialistischer und bürgerlicher Demokra-
tie eine Gemeinsamkeit zusammenzimmern 
zu wollen, um daraus einen „demokratischen 
Sozialismus“ aus der Taufe zu heben, scheitert 
an der Unvereinbarkeit dieser beiden politi-
schen Herrschaftsformen. 
Mit solchen revisionistischen Thesen wird ver-
sucht, den wissenschaftlichen Sozialismus zu 
ersetzen oder gleich ganz zu liquidieren. Seit 
vielen Jahren wird immer wieder die gleiche 
Idee eines bisher noch nie verwirklichten sozi-
aldemokratischen Weges zum Sozialismus aus 
der Schublade geholt und unter Berufung auf 
Eduard Bernstein neu aufpoliert.  Führende 
Politiker der PDL beteiligen sich an dem von 
den bürgerlichen Parteien wieder neu ange-
heizten „Diktaturen“-Vergleich, um die Dik-
tatur des Proletariats mit verbrecherischen 
Diktaturen der Vergangenheit in einen Topf 
zu werfen. 
In der DDR war die Diktatur des Proletari-
ats die Form unserer sozialistischen Demo-
kratie, in der die Arbeiterklasse im Bündnis 
mit den Bauern und der schaffenden Intelli-
genz die Staatsherrschaft über die Gesellschaft 
übernommen hatte. Das war die wesentliche 
Voraussetzung dafür, die Ausbeutung des Men-
schen durch den Menschen und die private 
Aneignung des erzielten Gewinns abzuschaf-
fen. Das ist auch der entscheidende Unter-
schied zur bürgerlichen Demokratie, in der 
die Besitzer der Produktionsmittel und deren 
bürgerliche Vertreter im machtausübenden 
Staatsapparat mehr Rechte besitzen als die 
Mehrheit des arbeitenden Volkes einschließlich 
der an den Rand der Gesellschaft Getriebenen. 
Nichts rechtfertigt auch die Diskussion über 
den Unterschied sogenannter freier Wahlen 
in den beiden deutschen Staaten. In der DDR 
gab es eine Einheitsliste der in der Nationa-
len Front gemeinsam agierenden Parteien und 
Massenorganisationen, sie stellten natürlich 

auch einvernehmlich das Ministerkabinett und 
arbeiteten somit gemeinsam an der Entwick-
lung des Staates. Im Gegensatz dazu heißt es, 
die wirklich freien Wahlen gäbe es in der Bun-
desrepublik, weil man hier zwischen den ein-
zelnen Parteien wählen könne, um die Politik 
zu bestimmen. Ja, man kann bei Wahlen sein 
Kreuzchen beliebig anbringen, doch wer auch 
immer als Sieger aus ihnen hervorging, es blieb 
bei der Politik, die man eigentlich abwählen 
wollte.  Wie war das bei Konrad Adenauer mit 
den Oppositionellen und Andersdenkenden? 
Es wurde schon in den 50er Jahren begonnen, 
echte Opposition mundtot zu machen. FDJ-Ver-
bot, KPD-Verbot, DFD-Verbot, DKBD-Verbot ... 
Und unter der Regierung von Willi Brandt kam 
dann der berüchtigte Radikalenerlaß. Zehn-
tausende Andersdenkende verloren ihren 
Arbeitsplatz. 
Die bereits in der sowjetischen Besatzungs-
zone eingeleiteten antifaschistischen Aktio-
nen, die erfolgte Säuberung des Staates von 
faschistischen Elementen, die teilweise auf der 
Grundlage von Volksbefragungen erfolgte Ent-
eignung der Kriegsverbrecher und den faschi-
stischen Krieg unterstützenden Fabrikbesitzer, 
der privaten Banken und Versicherungen – das 
alles hatte die Macht des Faschismus gebro-
chen und die kapitalistische Produktionsweise 
in Ostdeutschland beendet. 
Antifaschismus wurde in der DDR Staatsdok-
trin. 40 Jahre lang ging von deutschem Boden 
kein Krieg aus. Heute wird gegen einen „ver-
ordneten“ Antifaschismus polemisiert . 
Antifaschisten, die für ihre Haltung in Kon-
zentrationslagern und Zuchthäusern geses-
sen haben, muß man den Antifaschismus nicht 
verordnen und den Menschen, die in Hitlers 
Krieg Angehörige verloren haben, ebenfalls 
nicht.  In der Alt-BRD war Antifaschismus 
nicht erwünscht. Wer frühere Nazibedien-
stete, vom Sicherheitshauptamt über Gestapo 
bis hin in die Justizbehörden, zu Bundesbe-
amten ernennt, kann keinen Antifaschismus 
gebrauchen. Die aus den Konzentrationslagern 
Zurückgekehrten landeten oftmals wieder als 

„Staatsfeinde“ in den Gefängnissen der Bundes-
republik. Und das ist „die beste und echteste 
Demokratie der Welt“? Demokratie erschöpft 
sich nicht in der Teilnahme an Wahlen für die 
unterschiedlichsten Volksvertretungen.
Den Bürgern der DDR wurde der erarbeitete 
Entwurf einer neuen Verfassung zur Diskus-
sion vorgelegt. Über 30 000 Zuschriften und 
mehr als 3000 Vorschläge, die nachträglich in 
die Verfassung eingearbeitet wurden, zeugen 
von einem außerordentlich demokratischen 
Verfahren. Im Gegensatz dazu wurde das Volk 
der BRD weder 1949 bei der Inkraftsetzung 
des Grundgesetzes um seine Meinung gefragt, 
noch wurde ihm nach der Einverleibung der 
DDR durch die BRD ein Grundgesetz zur demo-
kratischen Entscheidung vorgelegt. 
Natürlich gab es in der DDR nicht wenige 
Defizite, Irrtümer, Fehler und auch Irrwege. 
Doch allein auf sie konzentrieren sich die vom 
Antikommunismus besessenen Geschichts-
„Aufarbeiter“. Die wahre Geschichte ist 
dabei zur Nebensache geworden, da es nur 
darum geht, angeblich „demokratiefeindliche 

Führungsformen im SED-Staat“ als Begrün-
dung für die Notwendigkeit der fortgesetz-
ten Delegitimierung der DDR heranzuziehen. 
Je größer der Abstand zu jener Zeit, um so 
schamloser und größer werden die Lügen. Man 
bezeichnet diese Zeit grundsätzlich als „Staats-
sozialismus“ und tituliert ihn neuerdings auch 
als „Parteisozialismus“, wobei die vielseitigen 
Errungenschaften, die in jener Zeit erreicht 
wurden, verschwiegen werden. 
Leider hat die SED nach und nach das Volk 
immer mehr aus der politischen Verantwor-
tung entlassen. Sie bezog die Bürger in die 
Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft 
nur noch halbherzig ein, entfernte sich immer 
mehr von der Basis. Das war die Nische, die 
sich Oppositionelle, kräftig unterstützt von 
bundesdeutschen „Dozenten“ und Geldge-
bern zu eigen machten. Andererseits dürfen 
wir die DDR nicht als eine Art Insel betrach-
ten, die nur von Wasser umgeben ist. Sie lag 
an der Nahtstelle beider Gesellschaftssysteme 
und war „der andere Teil Deutschlands“. Ver-
gessen wir nicht die jahrelangen Embargos, 
Handelshindernisse, Preiskriege, Sanktionen, 
aber auch die vielen Sabotageakte und Brand- 
attacken gegen Volkseigene Betriebe und 
Landwirtschaftliche Produktionsgenossen-
schaften, die uns oftmals am planmäßigen Auf-
bau der Gesellschaft hinderten.
Aus all dem läßt sich eine Erkenntnis ziehen: 
Sozialistische Demokratie und wissenschaft-
licher Sozialismus gehören zusammen – und 
dafür kämpfen wir. 

Klaus Glaser, Schwarzenberg

Wir trauern um einen großartigen Men-
schen und standhaften Kommunisten

Am 12. Mai ist 

Prof. Dr. Georg Grasnick 
im Alter von 89 Jahren nach langer 
schwerer Krankheit in Berlin ver-
storben. Sein großes fachliches und 
politisches Können stellte der enga-
gierte Journalist in den 60er Jahren als 
Intendant des Berliner Rundfunks und 
Chefredakteur des Deutschlandsenders 
unter Beweis. Am Institut für Politik 
und Wirtschaft, im Friedensrat der DDR 
sowie im DDR-Komitee für europäische 
Sicherheit und Zusammenarbeit leistete 
Georg Grasnick Wichtiges für unseren 
sozialistischen Staat. In der Gesell-
schaft zum Schutz von Bürgerrecht und 
Menschenwürde sowie der Berliner 
Volkssolidarität war er nach der Konter-
revolution lange Jahre aktiv tätig.
Unsere „RotFuchs“-Familie verliert in 
ihm einen standhaften, aufopferungs-
vollen, bis zuletzt am „RotFuchs“ Anteil 
nehmenden Mitstreiter, dessen Beiträge 
das Profil unserer Zeitschrift maßgeb-
lich prägten.
Er bleibt uns unvergessen.
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Vom 7. Parteitag der  
Kommunistischen Partei Kubas

Vom 16. bis zum 19. April tagte in Kubas 
Hauptstadt Havanna der 7. Parteitag der 

regierenden Kommunistischen Partei (PCC). 
Bei der alle fünf Jahre stattfindenden Zusam-
menkunft wird nicht nur die politische und 
wirtschaftliche Generallinie des Landes neu 
abgesteckt, sondern es werden traditionell 
auch wichtige personelle Entscheidungen 
getroffen. Zuletzt wurde im Jahr 2011 mit 
den „Lineamientos“, den Leitlinien zur Wirt-
schafts- und Sozialpolitik, ein 313 Punkte 
umfassendes Reformprogramm verabschie-
det, das Kubas Sozialismus für das  
21. Jahrhundert fit machen soll. Der 
Parteitag stand ganz im Zeichen der 
Fortsetzung dieser Reformen. „Konti-
nuität ohne Eile“ war das Motto („Still-
stand“ die Interpretation anderer). 
Präsident Raúl Castro, der 2011 auch 
den Posten seines Bruders Fidel als 
KP-Generalsekretär übernahm, eröff-
nete den Kongreß mit einer mehrstün-
digen Rede, die zu den wichtigsten 
programmatischen Dokumenten des 
Parteitags gehört. Er bekräftigte zwei 
Grundprinzipien der aktuellen Wirt-
schaftsreformen: 1.) Niemand wird 
zurückgelassen, 2.) keine „Schock-
therapien“ wie in Europa. „Die neo-
liberalen Formeln, die eine schnelle 
Privatisierung des staatlichen Eigentums 
und der sozialen Dienste vorsehen, werden 
niemals im kubanischen Sozialismus ange-
wandt werden. ... Die Entscheidungen in der 
Wirtschaft dürfen unter keinen Umständen 
einen Bruch mit den Idealen von Gleichheit 
und Gerechtigkeit der Revolution bedeuten.“
Castro verwies auf Defizite bei der Umsetzung 
einiger Reformen wie der Unternehmens-
reform und den Landwirtschaftsreformen. 
Fehlentwicklungen müßten bereits im Keim 
erkannt werden, sonst könnten sie zu „politi-
schen Problemen“ werden, wie beispielsweise 
die Preisentwicklung auf den Bauernmärkten 
in den letzten Jahren. Der staatliche Durch-
schnittslohn stieg zwischen 2010 und 2015 
um 43 Prozent an, trotzdem seien die Löhne 
unzureichend, um die Grundbedürfnisse der 
Bevölkerung zu befriedigen. Die Beschäf-
tigung im Staatssektor ging von 81,2 Pro-
zent (2010) auf 70,8 Prozent (2015) zurück, 
etwa 500 000 Kubaner sind derzeit im Pri-
vatsektor als „Arbeiter auf eigene Rechnung“ 
(Cuentapropistas) tätig. Dort gelte es, die 
bestehenden Gesetze einzuhalten und gegen 
jede Erscheinung von Korruption und Illega-
lität vorzugehen.
Das durchschnittliche jährliche BIP-Wachs-
tum lag in den Jahren 2011 bis 2015 bei  
2,8 Prozent. Dies sei jedoch noch „nicht aus-
reichend, um die notwendigen produktiven 
und infrastrukturellen Bedingungen für die 
weitere Entwicklung des Landes zu schaffen“.
Trotz schwieriger internationaler Lage seien 
aber auch bedeutende Erfolge erzielt worden. 
So gelang es, die Kreditwürdigkeit sowie die 
Ordnung der Schulden und externen Finanzen 

wiederherzustellen, was zu besseren Bedin-
gungen für Handel und Investitionen geführt 
habe. Tourismus und Dienstleistungsexport 
wachsen. Diese Sektoren generieren derzeit 
mehr als die Hälfte der Deviseneinnahmen 
des Landes. Die Entwicklung der Landwirt-
schaft sei jedoch weiterhin unzureichend. 
Kuba importiert derzeit Lebensmittel im Wert 
von jährlich 2 Mrd. US-Dollar, von denen die 
Hälfte im Land hergestellt werden könnte.
Castro erklärte, daß es keine Restauration 
des Kapitalismus in Kuba geben wird. Das 

gesellschaftliche Eigentum der wichtigsten 
Produktionsmittel bleibe weiterhin die ent-
scheidende Basis. 
Der Generalsekretär forderte eine Amtszeit-
begrenzung von zweimal fünf Jahren für alle 
Führungspositionen in Partei und Staat. Dar-
über hinaus sollen weitere Altersbeschrän-
kungen eingeführt werden: 60 Jahre als 
maximales Eintrittsalter für das Zentralko-
mitee, 70 Jahre für das Politbüro. Raúl Castro 
bekräftigte seinen eigenen Rücktritt als Prä-
sident im Jahr 2018.
Raúl Castro unterstrich die bisherige Ver-
teidigungsstrategie vom „Krieg des ganzen 
Volkes“ im Falle eines Angriffs. Solange der 
Imperialismus existiere, sei Wachsamkeit 
geboten. Er betonte die Bedeutung der latein-
amerikanischen Integration und hob insbe-
sondere die CELAC-Gründung 2011 sowie den 
letzten Amerika-Gipfel in Panama hervor.
Die Annäherung zwischen Kuba und den USA 
fordere Wachsamkeit „wie nie zuvor“, da sich 
lediglich die Methoden, nicht jedoch die Ziele 
der USA geändert hätten. An anderer Stelle 
sagte Castro: „Wir sind weder naiv, noch igno-
rieren wir die mächtigen äußeren Kräfte, die 
auf das setzten, was sie ,empowerment‘ der 
nichtstaatlichen Unternehmensformen nen-
nen, und was den Zweck verfolgt, Agenten 
des Wandels zu schaffen, in der Hoffnung, 
der Revolution und dem Sozialismus auf ande-
ren Wegen ein Ende setzen zu können.“ Kuba 
werde auch weiterhin keine Einmischung in 
innere Angelegenheiten tolerieren und kei-
nerlei Prinzipien verhandeln. 
Raúl Castro verwies auf Kubas internatio-
nales Engagement und die Solidarität mit 

Venezuela, Brasilien, Ecuador, Bolivien, Nika-
ragua und anderen Staaten. Er übte scharfe 
Kritik an der NATO und an der Westausdeh-
nung Richtung Rußland. In bezug auf die 
europäische Flüchtlingskrise sagte er: „Die 
Flüchtlingswelle in Europa bewegt das Gewis-
sen der Menschheit. Sie ist die Folge der aus-
ländischen Interventionen, der vom Ausland 
provozierten Kriege und der Unterentwick-
lung. Doppelmoral und Heuchelei zeigen 
sich in der Behandlung der Menschenrechte, 
in der Zunahme der Fremdenfeindlichkeit, 

im Rassismus und der Diskriminie-
rung der Einwanderer wie auch in der 
Zunahme neofaschistischer Kräfte.“
Das Konzept der Einheitspartei, so 
der Generalsekretär, bringe auch ent-
sprechende Verpflichtungen für die 
Partei mit sich: „Die Existenz einer 
einzigen Partei setzt voraus, daß 
man den breitestmöglichen und ehr-
lichen Meinungsaustausch fördert, 
sowohl innerhalb der Parteiorgani-
sation als auch in ihrer Verbindung 
zur Basis und der Bevölkerung. Die 
Partei hat die Pflicht, ständig unsere 
Demokratie zu stärken, weswegen es 
unerläßlich ist, falsche Einmütigkeit, 
Formalismus und Verstellung zu über-
winden.“

Interessant ist die Zusammensetzung des 
neuen Zentralkomitees, das von 116 auf 142 
Sitze erweitert wurde. Ein Viertel der bis-
herigen Mitglieder wurde ersetzt, 55 neue 
kamen hinzu – ebenfalls alle jünger als  
60 Jahre (Durchschnittsalter: 54,5 Jahre).  
98 Prozent verfügen über einen Hoch-
schulabschluß. Der Frauenanteil wurde 
im Vergleich zu 2011 von 41,7 Prozent auf  
44,4 Prozent gesteigert. Auch der Anteil 
der Afrokubaner hat sich von 31,3 auf  
35,9 erhöht. Das bisher 14köpfige Polit-
büro wurde auf 17 Sitze erweitert. Alle fünf 
neu gewählten Mitglieder sind jünger als  
60 Jahre, drei von ihnen weiblich. 
Spätestens in fünf Jahren wird Raúl Castro 
von seinem Amt als Generalsekretär zurück-
treten. Dafür stellte der Parteitag die 
Weichen. Er betonte das Projekt der Aktua-
lisierung des kubanischen Sozialismus. Der 
Kern besteht weiterhin in der Umsetzung der 
2011 verabschiedeten Reformen, die auf eine 
gemischte Wirtschaft unter Beibehaltung 
der zentralen Planung und des staatlichen 
Eigentums der wichtigsten Produktionsmit-
tel abzielen. 
In einigen Jahren soll die neue kubanische 
Realität in eine Verfassungsreform gegos-
sen werden, die das politische Testament 
der revolutionären Generation, welche die 
kubanische Revolution in der Sierra Maestra 
erkämpft hat, bilden wird. Die Grundlagen 
für eine f ließende Übergabe der Komman-
dostäbe an die nächsten Generationen gelegt 
zu haben, dürfte auf lange Sicht zu den wich-
tigsten Ergebnissen des 7. Parteitags zählen. 

Marcel Kunzmann, Havanna

7. Parteitag der PCC in Havanna
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Diktatur ist nicht gleich Diktatur

Bei der Beschäftigung mit dem Vereini-
gungsparteitag von SPD und KPD am  

21. und 22. April 1946 im Berliner Admirals-
palast fand ich im Protokoll auch die Rede des 
Vorsitzenden der KPD, des Genossen Wilhelm 
Pieck, gehalten zu Beginn des zweiten Bera-
tungstages am 22. April 1946.
Ich gebe zu, ihren Inhalt noch nie so gründlich 
verstanden zu haben, wie bei meinem jetzigen 
Studium. Angeregt dazu wurde ich durch die 
Erinnerung an meinen Vater Karl Brandt, der, 
von der SPD nominiert, Delegierter des Ver-
einigungsparteitages und gewähltes Mitglied 
der Redaktionskommission war.
Wilhelm Pieck führte unter anderem aus:  
„Ein Wort zu der geradezu schamlosen Gleich-
stellung der Eroberung der politischen Macht 

der Arbeiterklasse mit der Nazidiktatur, wie 
sie von diesen Feinden der Einheit über-
nommen wird! Die Naziherrschaft war die 
grausame Diktatur eines kleinen Häufleins 
raubgieriger Finanzmagnaten zur Unterdrüc-
kung der Volksmassen und zur Durchführung 
des imperialistischen Krieges. Die politische 
Macht der Arbeiterklasse wird dagegen die 
Herrschaft der überwiegenden Mehrheit des 
Volkes sein zur Unterdrückung einer kleinen 
Minderheit von Ausbeutern, von Kriegsinter-
essenten und Kapitalschiebern, zur Besei-
tigung der Klassen und zur Sicherung des 
Friedens. (Lebhafter Beifall) Der grundsätz-
liche Unterschied ist so einfach und klar, daß 
er nur von denjenigen verwischt wird, die an 
der Aufrechterhaltung der Herrschaft der 

Ausbeuter interessiert sind. Es heißt Arbeit 
für die schlimmste Reaktion leisten, wenn 
davon geschwätzt wird, daß Diktatur gleich 
Diktatur sei, daß damit also das Bestreben 
zur Eroberung der politischen Macht auf die 
gleiche Stufe mit der blutbefleckten und ver-
brecherischen Diktatur des Finanzkapitals 
gestellt wird, die durch die Hitlerbande aus-
geübt wurde.“ (Lebhafte Zustimmung)
Diese Einschätzung – getroffen noch nicht 
einmal ein Jahr nach der Befreiung – ist lei-
der von äußerster Aktualität. Es ist beson-
ders bitter, wenn dieser Vergleich nicht nur 
von den bürgerlichen Parteien CDU/CSU, SPD, 
FDP und Grüne angestellt wird, sondern auch 
von Führungskräften der PDL.�
� Konstantin Brandt

Bundeswehr-Inlandseinsätze?

Vor lauter Bundestagsbeschlüssen kann 
man die Zahl der Länder, in denen sich 

die Bundeswehr zu Auslandseinsätzen befin-
det, kaum noch zählen. Entsprechend den 
Wünschen der CDU/SPD-Regierung und ganz 
besonders der Rüstungsindustrie gibt es keine 
Konfliktregion auf der Welt, in der „unsere 
Jungs“ nicht ihre Finger im Spiel haben. Für 
150 Milliarden Euro sollen in den nächsten 
Jahren Waffen und Ausrüstungsmaterialien 
angeschafft werden, um die Truppe dann 
endgültig auf Weltmachtniveau zu bringen. 
Angesichts der Tatsache, daß im immer noch 
gültigen Grundgesetz eindeutig festgehal-
ten ist, daß die Bundeswehr nur dem Zweck 
der Landesverteidigung dient, ist das schon 
unglaublich. Offensichtlich reicht die völlige 

Aushöhlung des Grundgesetzes insbesondere 
der CDU/CSU aber noch nicht. Anders kann 
man es nicht erklären, daß die Bundesregie-
rung eine Grundgesetzänderung für den Ein-
satz der Bundeswehr auch im Inneren der 
Republik erwägt. Die „Süddeutsche Zeitung“ 
berichtet das unter Berufung auf den Entwurf 
für ein neues Weißbuch zur Sicherheitspolitik 
und zur Zukunft der Bundeswehr. Die Krite-
rien für einen solchen Einsatz sollen dann unter 
anderem „Terrorgefahr“ oder eine „Bedrohung 
der Sicherheit“ sein. Jeder etwas weiter den-
kende Mensch kann sich das Szenario schon 
heute ausmalen, welches sich in Zukunft in 
unserem Land zeigen wird: Da stellt sich dann 
wie vor einigen Monaten Innenminister und 
Scharfmacher Thomas de Maizière hin,  redet 

von einer „Bedrohung“ eines Fußball-Länder-
spieles, und statt einer Spielabsage wie in Han-
nover marschiert die Bundeswehr auf und 

„schützt“ bis an die Zähne bewaffnet das Nie-
dersachsenstadion. Solche Aktionen lassen 
sich unter dem Deckmantel der angeblichen 
Terrorgefahr in allen Bereichen wiederho-
len: Plötzlich müssen Soldaten Demonstratio-
nen „bewachen“, oder sie werden tätig, wenn 
z. B. durch einen Streik in der Metallindustrie 
eine „Bedrohung der Sicherheit“ entsteht. Sol-
che Pläne sind Wahnsinn und bedeuten nichts 
anderes als eine Militarisierung des öffentli-
chen Lebens. Sie sind sozusagen eine Kriegs-
erklärung an die Bevölkerung. Damit darf die 
Regierung niemals durchkommen!              

Aus: „Die rote Spindel“, 7/2016

Antikapitalistische Handlungsorientierung 

Die Leipziger Konferenz im Dezember 2015 
zum Thema „Kapitalismuskrise: wenig 

Widerstand, viel Unmut. Was machen die Lin-
ken?“ war die elfte ihrer Art. Von vornher-
ein war sie auf die Herausarbeitung und die 
Präzisierung einer antikapitalistischen Hand-
lungsorientierung ausgerichtet. Ihre Ergeb-
nisse wurden nun vom Liebknecht-Kreis 
Sachsen veröffentlicht. 
Im Mittelpunkt stand der Meinungsaustausch 
unter Marxisten. Beteiligt waren Vertreter der 
Partei Die Linke, Sachsen, des Marxistischen 
Forums Sachsen, des Marxistischen Forums 
Leipzig, des Geraer Sozialistischen Dialogs, 
des Liebknecht-Kreises Sachsen, der Kommu-
nistischen Plattform, der DKP, des „RotFuchs“-
Fördervereins Leipzig und weitere Linke. Die 
Diskussion über Bedingungen und Notwen-
digkeiten linker Politik wurde vorbereitet 
durch Thesen von Ekkehard Lieberam, Edel-
traut Felfe, Nina Hager und Manfred Sohn. In 

der damit inhaltlich eingegrenzten Debatte 
ging es um die Entwicklung und Organisie-
rung antikapitalistischer Gegenmacht, um 
Systemwechsel oder den Untergang mit dem 
System und schließlich um die Eigentums-
frage als Grundfrage der Bewegung. Letzt-
lich handelten alle Diskussionsbeiträge von 
der gegenwärtigen Epoche der Unsicherhei-
ten, reaktionärer Umbrüche und zunehmender 
Kriegsgefahr, von der Unmöglichkeit, die heu-
tige Krise des Kapitalismus zu lösen, ohne ihn 
zu überwinden. Erörtert wurde, inwieweit die 
rasante Produktivkraftentwicklung eine Krise 
der Grundlagen des Profitsystems bewirkt, an 
der der Kapitalismus letztlich zugrunde geht. 
Übereinstimmung gab es darin, daß es kei-
nen „rein“ ökonomischen Zusammenbruch 
geben wird – Marx war kein „Zusammen-
bruchstheoretiker“, wohl aber ein Revoluti-
onstheoretiker. Mit deutlichen Worten wurde 
die Situation der antikapitalistischen Linken 

und insbesondere die durch Anpassung ver-
ursachte Handlungsunfähigkeit der Partei Die 
Linke beschrieben. Der Rechtswissenschaftler 
Ekkehard Lieberam erklärte, die antikapitali-
stische Linke müsse bündnispolitisch weiter 
wirken „als Kristallisationskern für Klassen-
handeln und Klassenbewußtsein der abhängig 
Arbeitenden, als Verfechter des Primats des 
außerparlamentarischen Kampfes gegenüber 
dem parlamentarischen Kampf, als Initiator 
einer neuen linken APO, eines überzeugen-
den linken Zukunftsprojekts und der Schaf-
fung eines Zentrums linker Klassenpolitik“. 
Ein Anhang mit weiteren Texten zum Thema, 
u. a. vom DKP-Vorsitzenden Patrik Köbele, 
vervollständigt die anregende Streitschrift. 
� Herbert Münchow 

Liebknecht-Kreis Sachsen (Hg.): Beiträge zur 
Strategiekonferenz am 5. Dezember 2015 in 
Leipzig. 88 S.
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Peter Gingold, lebenslang ein Mutmacher

Daß nichts bleibt, wie es ist, erläuterte der 
im In- und Ausland bekannte Kommunist 

und Antifaschist Peter Gingold seinen meist 
jugendlichen Zuhörern gerne anhand seiner 
eigenen Biographie. Als er am 8. März 1916 in 
Aschaffenburg als Sohn einer aus Polen emi-
grierten jüdischen Familie geboren wurde, 
existierte noch das deutsche Kaiserreich. 
Nach seiner Schulzeit begann Peter Gingold 
eine kaufmännische Lehre. Mit 14 Jahren 
wurde er Mitglied der Gewerkschaftsjugend, 
und 1931 trat er, inzwischen in Frankfurt am 
Main lebend, dem Kommunistischen Jugend-
verband Deutschlands (KJVD) bei. Gemein-
sam organisierten sie Widerstandsaktionen 
gegen die immer massiver auftretenden 
faschistischen Verbände.
Mit seiner KJVD-Gruppe besuchte Peter Gin-
gold eines Tages ein HJ-Lokal. Zuvor war mit 
der Hitler-Jugend vereinbart worden, daß 
jede der beiden Gruppen ein kurzes Refe-
rat zur Vorstellung ihres Programms halten 
könne. Der Redner der Kommunisten, der 
Norbert genannt wurde, entlarvte die sozi-
ale Demagogie der Nazis und vertrat über-
zeugend die antifaschistischen Positionen der 
kommunistischen Jugend. Auch ein Vertre-
ter der HJ trat auf, doch die Resonanz beim 
jugendlichen Publikum war gering. Von da an 
verbot die  HJ ihren Mitgliedern die Durchfüh-
rung derartiger Versammlungen. 
Peter Gingold traf „Norbert“ erst 1945 wieder –  
er hieß in Wirklichkeit Emil Carlebach und 
hatte 11 Jahre Haft, davon fast acht Jahre im 
KZ Buchenwald, hinter sich.
Peter Gingolds Eltern und seine vier Geschwi-
ster emigrierten im Sommer 1933 nach Paris. 
Peter folgte ihnen gegen Ende des Jahres. 
Neben der Sicherung des Lebensunterhaltes, 
ohne über eine dauerhafte Aufenthalts- oder 
Arbeitserlaubnis zu verfügen, engagierten 
sich die Geschwister Gingold in der antifa-
schistischen Aufklärungsarbeit. Peter fand 
Arbeit bei der antifaschistischen Zeitung 
„Pariser Tageblatt“, war weiter aktiv in einer 
kleinen Gruppe des KJVD sowie Mitbegrün-
der der Freien Deutschen Jugend. Neben ihm 
waren an dieser Gründung u. a. Willy Brandt 
und Hermann Axen beteiligt. 
1937 trat Peter Gingold der Kommunisti-
schen Partei Deutschlands (KPD) bei, die in 
der Folgezeit eine bedeutende Rolle im anti-
faschistischen Widerstand in Frankreich ein-
nehmen sollte. Die politische Arbeit in Paris 
war zunächst auf die Aufklärung der Bevöl-
kerung gerichtet. In kleinen Veranstaltungen 
informierte die Gruppe über den Kampf und 
die Verfolgung von Antifaschisten in Deutsch-
land. Die Jugendlichen sammelten Geld für 
im Nachbarland Verfolgte und unterstütz-
ten die Kampagnen für die Freilassung von 
Ernst Thälmann.
In der Arbeit der Jugendgruppe lernte Peter 
Gingold auch Ettie Stein-Haller kennen. Die 
junge Frau war in Czernowitz, das zu Öster-
reich-Ungarn und nach dem ersten Welt-
krieg zu Rumänien gehörte, geboren worden 
und aufgewachsen. Anfang der 30er Jahre 
ging sie nach Paris, um Französisch zu stu-
dieren. Peter Gingold und Ettie Stein-Haller 

heirateten und kämpften fortan ihr Leben 
lang gemeinsam.
1940 – nach der Besetzung von Paris durch 
die faschistischen Truppen – organisierten 
sich beide Gingolds in der Résistance. Die 
nach Frankreich emigrierten deutschen Kom-
munisten und Antifaschisten gründeten die 
Travail Allemand (TA), die sich der französi-
schen Widerstandsbewegung anschloß und 
einen bedeutenden Beitrag zur Befreiung 
Frankreichs leistete.  

Peter wurde als „feindlicher Ausländer“ zeit-
weise interniert. Ettie organisierte geeignete 
Verstecke für seine Familie und Widerstands-
kämpfer, die gesucht wurden. Beide hatten die 
Aufgabe, Aufklärungsarbeit unter den deut-
schen Soldaten zu leisten. Flugblätter wurden 
gedruckt und heimlich verteilt, Verbindun-
gen geknüpft, Informationen auf allen erdenk-
lichen Wegen beschafft – eine politische 
Arbeit, die an jedem Tag das Leben kosten 
konnte. Durch einen in das Netz der TA ein-
geschleusten Spitzel war es den Besatzern 
möglich, Peter zu verhaften. Nach wochen-
langer Haft und brutaler Folter gelang ihm 
die Flucht durch eine List. Im Kampf um sein 
Leben konnte er die Gestapo davon überzeu-
gen, daß er ihnen einen Treffpunkt der Rési-
stance verraten würde. Dafür müsse er aber 
dort selbst erscheinen, wenn der Schlag gegen 
den Widerstand gelingen sollte. In Kenntnis 
der örtlichen Gegebenheiten ließ er sich in 
Paris zum Boulevard St. Martin 11 bringen, 
verschaffte sich Einlaß und schloß das Tor 
blitzschnell hinter sich zu. Auf diese Weise 
hatte er ausreichend Zeit, über mehrere 

Hinterhöfe zu entkommen. Er schloß sich 
erneut dem Widerstand an und war gemein-
sam mit seiner Frau im August 1944 an der 
Befreiung von Paris beteiligt. 
Den 8. Mai 1945 erlebte Peter Gingold in Turin, 
wohin er von der Résistance zur Unterstüt-
zung der italienischen Partisanen geschickt 
worden war. Nach dem Sieg über den deut-
schen Faschismus, den Peter stets als die 
Morgenröte der Menschheit bezeichnete, 
ging er zurück nach Frankfurt – Ettie folgte 
ihm kurze Zeit später aus Paris. Beide waren 
entschlossen, dazu beizutragen, ein antifa-
schistisches Deutschland aufzubauen. Sie 
wurden Gründungsmitglieder der Vereini-
gung der Verfolgten des Naziregimes (VVN). 
Wie schmerzlich war es für sie zu sehen, wie 
die alten Funktionsträger und Nutznießer 
des Faschismus nach und nach wieder in ihre 
Ämter und Funktionen kamen. Das Verbot 
ihrer Partei, der KPD, im Jahr 1956 war für sie 
die Quintessenz dieser Entwicklung. Die BRD 
entzog der Familie die Pässe und erklärte sie 
zu Staatenlosen, womit sie gehindert waren, 
das Land legal zu verlassen.
Die Lehren seines Kampfes gegen den Faschis-
mus, die Notwendigkeit eines entschlossenen 
Zusammenstehens gegen rechte und faschi-
stische Entwicklungen, vermittelte er als 
Zeitzeuge vor ungezählten Schulklassen und 
Jugendgruppen, auf Demonstrationen und 
Kundgebungen im ganzen Land. Wo auch 
immer er gebraucht wurde, war er zur Stelle.
Beide Gingolds waren seit der Neugründung 
der kommunistischen Partei, der DKP, im Jahr 
1968 deren Mitglied. In der antifaschistischen 
und Friedensbewegung standen sie in der 
ersten Reihe. Als gegen ihre Tochter Sylvia 
ein Berufsverbot verhängt wurde, organisier-
ten die Eltern mit vielen anderen Menschen 
Solidaritätsaktionen. Wertvolle Unterstüt-
zung kam vor allem aus Frankreich, wo beide 
nach wie vor großes Ansehen genossen. 
Peter und Ettie Gingold haben einen un-
schätzbaren Beitrag dazu geleistet, daß dem 
in Westdeutschland verbreiteten Antikom-
munismus Grenzen gesetzt werden konnten. 
Den herrschenden Verhältnissen entgegen-
zutreten, war das Credo ihres Handelns. Mit 
dieser Haltung erwarben sie sich die Ach-
tung vieler, die ihnen bei ihren Auftritten in 
Schulen, in Jugend- und Gewerkschaftsgrup-
pen, auf Demonstrationen und Kundgebun-
gen zuhörten. 
Peter Gingold blieb sich auch 1989, als die 
Konterrevolution ihren vorläufigen Sieg 
erringen konnte, selbst treu. Er sei nun eben, 
so sagte er, ein Reisender in Sachen Mutma-
chen. Das blieb er sein Leben lang – ob in 
der Gewerkschaftsjugendgruppe Anfang 
der 30er Jahre, im antifaschistischen Wider-
stand, im Friedenskampf oder bei seinem 
Einsatz gegen den sich in der BRD erneut 
regenden faschistischen Ungeist. Peter Gin-
gold starb am 29. Oktober 2006. Zu seinem 
100. Geburtstag erinnerte am 13. März 2016 
in Frankfurt am Main eine Matinee mit 400 
Gästen an das Leben und den Kampf dieses 
außergewöhnlichen Menschen.

Mathias Meyers, Mainz

Peter Gingold in Aktion
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Rechter Umsturz und wachsender Widerstand in Brasilien

Gangster am Ruder
Es ist ein Drama. Mit der – theoretisch vor-

läufigen – Suspendierung der Präsiden-
tin Dilma Rousseff von der Arbeiterpartei 
(PT) aufgrund der Einleitung eines Amts-
enthebungsverfahrens ging eine Ära zu Ende. 
Mehr als zwölf Jahre lang bestimmten von 
der PT geführte Regierungen die große Linie 
der Politik Brasiliens. Mit Sozialprogram-
men, die weltweite Anerkennung fanden, 
wie „Bolsa Familia“ und „Fome Zero“, konn-
ten diese die extreme Armut und den Hunger 
zurückdrängen. Dank der Politik Rousseffs 
und vor allem ihres Vorgän-
gers im höchsten Staatsamt, 
Lula da Silva, verbesserten 
sich die Lebensbeding un-
gen für Millionen Brasilianer. 
Menschen aus den unteren 
Schichten erhielten Zugang zu 
Bildung und Gesundheit. Auf 
der Weltbühne spielte Brasi-
lien eine wichtige, selbstbe-
stimmte Rolle im Rahmen der 
BRICS-Staaten.
Rousseffs Stelle nimmt nun als 
Interimspräsident ihr Stellver-
treter Michel Temer von der 
Partei der Demokratischen 
Bewegung (PMDB) ein. Für 
September wird mit einer end-
gültigen Entscheidung über die 
Absetzung Rousseffs gerech-
net. Die PMDB, ein rechtslibe-
rales Sammelbecken, das sich 
den Meistbietenden andient, hatte Ende März 
die Koalition mit der Arbeiterpartei aufge-
kündigt. Temer, längst Teil eines Komplotts 
gegen Rousseff, hat eine „Regierung der natio-
nalen Rettung“ berufen. In seinem Kabinett 
sitzt nun auch die bisherige rechte Opposition, 
die bei den Präsidentschaftswahlen im Okto-
ber 2014 unterlag. Es ist ein reaktionärer Club 
weißer Männer, der eine politische 180-Grad-
Wende anführt. Der neue Justizminister Alex-
andre de Moraes (PSDB) war früher Anwalt 
des Verbrechersyndikats PCC und machte sich 
zuletzt als Sekretär für öffentliche Sicherheit 
im Bundesstaat São Paulo als Hardliner einen 
Namen, der die Militärpolizei gern brutal auf 
linke Demonstrationen hetzte. Die Landwirt-
schaftspolitik liegt in den Händen des Soja-
Königs Blairo Maggi. Im Staatsdienst laufen 
politische Säuberungen an. Das von Temer 
formulierte Programm „Eine Brücke in die 
Zukunft“ zielt auf einen neoliberalen Schock 
mit einer Welle von Privatisierungen und 
der Demontage sozialer Errungenschaften. 
Das Rentenalter soll steigen und das Arbeits-
recht „flexibilisiert“, also weiter ausgehöhlt 
werden. Sofort angesetzt wurde der Rotstift 
beim geplanten Bau von Sozialwohnungen. 
Die Leit linien der neuen Außenpolit ik 
bestimmt PSDB-Altpolitiker José Serra, zwei-
mal war er deren geschlagener Kandidat bei 
Präsidentschaftswahlen. Die Interessen der 
Nation – die ganze ist nicht gemeint – und ihrer 
Ökonomie sollen demnach über allem ste-
hen, Freihandelsabkommen vorangetrieben 

werden. Damit hält eine Politik Einzug, die 
„nicht mehr den Überzeugungen und ideologi-
schen Vorlieben einer politischen Partei und 
der ihrer Alliierten im Ausland“ dient. Serra 
orientiert darauf, Brasilien näher an die EU, 
Japan und vor allem die USA heranzuführen, 
deren Konzernen er die Türen zum Ölriesen 
Petrobras aufschließen möchte. 
Vor ihrer Absetzung hatte Rousseff wie-
derholt die Öffentlichkeit alarmiert, daß 
in ihrem Land ein „Putsch“ am Laufen sei. 
Hunderttausende, mobilisiert von breiten 

linken Bündnissen, demonstrierten gegen 
ihre Absetzung. Am 17. April stimmten 
mehr als zwei Drittel der Parlamentarier 
des Unterhauses für einen solchen Prozeß, 
der mit angeblichen Haushaltstricks begrün-
det wird. Es war eine denkwürdige Sitzung, 
geleitet von Parlamentspräsident Eduardo 
Cunha (PMDB), der bald nach Abschluß die-
ser Mission wegen erdrückender Beweise für 
kriminelle Machenschaften Amt und Man-
dat verlor. Abgeordnete des Ja-Lagers wid-
meten ihre Stimme Gott, dem Vaterland und 
der Familie, verf luchten sogar die Korrup-
tion, obwohl die meisten von ihnen genau 
deshalb die Justiz im Nacken haben. Konser-
vative, Liberale und Anhänger der CIA-geför-
derten faschistischen Militärdiktatur von 
1964 bis1985 schmähten die Arbeiterpar-
tei, die kämpferische Landlosenbewegung 
MST und die rote Gewerkschaft CUT. Am 12. 
Mai machte der Senat den Sack dann zu, das 

„Impeachment“ nimmt seinen Lauf. 
Beim Auszug aus ihrem Amtssitz versprach 
Dilma, wie sie in Brasilien nur genannt wird, 
vor Tausenden Anhängern, bis zuletzt wei-
ter um das ihr vom Volk gegebene Mandat zu 
kämpfen. Sie verdankt es 54 Millionen Wäh-
lern. Die Rechte und ihre mächtigen Konzern-
medien hatten diesen Ausgang nie akzeptiert. 
Sie mobilisierten die weiße Mittelklasse zu 
aggressiven Protesten gegen die Regierung 
und schürten Haß. Diesen Kräften kam ent-
gegen, daß Rousseff, angeschlagen durch die 
Wirtschaftskrise im Land – Folge des Verfalls 

der Rohstoffpreise auf dem Weltmarkt – und 
die PT hilf los und blauäuig agierten. Mit 
Zugeständnissen vor allem an die PMDB 
hatte Rousseff nach der Wahl viel Rückhalt 
an der Basis verspielt. Zusammen mit Lula 
versuchte sie, den Kurs zu korrigieren, was 
die Intrigen der Rechten vereitelten. 
Unter der Losung „Fora Temer!“ (Weg mit 
Temer!) hagelt es Proteste gegen den amtie-
renden Präsidenten. Mit Besetzungen, Stra-
ßenblockaden und Demonstrationen wehren 
sich allerorten zig Tausende gegen die neuen 

Machthaber. Temers Gefolgs-
leute werden, wo sie in der 
Öffentlichkeit auftreten, als 

„Putschisten und Faschisten“ 
beschimpft. Auch im Ausland 
entsteht eine Solidaritäts-
bewegung gegen den Staats-
streich in Brasilien. Daß es 
sich um einen solchen han-
delt, liegt auf der Hand. Schon, 
weil eine solche Art des Poli-
tikwechsels im dortigen Präsi-
dialsystem, 1993 per Plebiszit 
verankert, nicht vorgesehen 
ist. Durch die Wahl des Präsi-
denten legt das Volk auf natio-
naler Ebene dessen Richtung 
fest – nicht das wenig reprä-
sentative Parlament in Brasília. 
Nur ein Verbrechen der Präsi-
dentin würde ihre Absetzung 
erlauben. Doch es gibt nur 

eines gegen sie. Der institutionelle Putsch 
hat diese Ordnung ausgehebelt, allerdings 
unter Beihilfe eines parteiisch agierenden 
Obersten Gerichtes. Brasiliens Rechtswesen 
ist nicht nur aufgebläht und ineffektiv, son-
dern auch auf allen Ebenen hochgradig kor-
rupt und traditionell rechtslastig. 
Die Operation der Justiz „Lava Jato“, welche 
Korruption und illegale Wahlkampffinan-
zierung – beides hat in Brasilien Tradition 

– rund um Petrobras und den Baukonzern 
Odebrecht untersucht, ist zum Staat im Staat 
geworden. Dieser zielt zwar gegen die PT, 
doch durch Kronzeugen entsteht eine Ket-
tenreaktion, welche vor allem die traditio-
nelle politische Klasse bedroht. Immer neue 
Beweise dafür tauchen auf, daß die Rousseff-
Regierung weg mußte, weil politische Gang-
ster ihren Hals retten wollen. Mindestens 
sieben neue Minister und auch Temer selbst 
stehen eigentlich mit einem Bein im Knast. 
Während etliche Regierungen die Vorgänge 
in Brasilien scharf kritisieren oder Distanz 
zur Temer-Truppe halten, schert Washington 
aus. Vor der Organisation Amerikanischer 
Staaten (OAS) erklärte dessen Vertreter 
Michael Fitzpatrick, daß alles „perfekt den 
verfassungsrechtlichen Regeln entspro-
chen“ hätte. So sieht das sicher auch Liliana 
Ayalde, US-Botschafterin in Brasília. 2012, 
als Fernando Lugo nach ähnlichem Schema 
gestürzt wurde, hatte sie diesen Posten in 
Paraguay. 1964 läßt grüßen. 

Peter Steiniger

„Liebe Abgeordnete, das hier ist nicht anderes als ein Putsch“, ruft 
Generalbundesanwalt José Cardozo in die Menge. Er stellte sich hinter 
Präsidentin Dilma Rousseff. Seine Worte gingen unter im Protestge-
schrei und Gejohle reaktionärer Abgeordneter.
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Der Schoß ist fruchtbar noch 

Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das 
kroch“, warnte Bertolt Brecht in seinem 

„Arturo Ui“ vor faschistischen Nachfolgern. 
Sie sind wieder da und dürfen agieren.
Der Imperialismus nutzt – je nach Lage der 
Dinge – zur Ausübung seiner Herrschaft ent-
weder die bürgerliche Demokratie, die Präsi-
dialdemokratie oder faschistische Diktatur 
in unterschiedlicher Ausprägung und Form. 
Meint das Kapital, seine Interessen letztlich 
nur mittels faschistischer Diktatur durchset-
zen zu können, greift es unweigerlich auch 
zu diesem Mittel.
Der israelische Faschismus-Forscher Zeev 
Sternhells beschrieb in den 30er Jahren in 
seiner Studie „Die Entstehung der faschisti-
schen Ideologie“ drei politische Kriterien, 
die der Hinwendung der Herrschenden zur 
faschistischen Diktatur zugrunde liegen: 
erstens die grundsätzliche Bejahung des 
Krieges zur Durchsetzung politischer Inter-
essen, zweitens die Akzeptanz der Markt-
wirtschaft und drittens die Geringschätzung 
individueller bürgerlicher Freiheitsrechte 
gegenüber den Interessen des Staates. 
Die Klammer aller drei Kriterien ist die hem-
mungslose Durchsetzung des Rechtes des 
Stärkeren mit allen Mitteln.

Die heutigen Formen unterscheiden sich 
vom historischen Faschismus. Wir haben 
es mit rechtspopulistischen Parteien zu tun, 
aber auch mit eindeutig neofaschistischen.
Doch neofaschistische Ideen beschränken 
sich nicht auf Mitglieder solcher Parteien. 
Sie werden von breiten sozialen Schichten 
aufgenommen, die selbst bis in das Pro-
letariat hineinreichen. Es sind diejenigen, 
die sich als Verlierer einer Globalisierung 
sehen und Angst davor haben, bald zu die-
sen Verlierern zu gehören. Dazu zählen die 
Mittelschichten, die sich sozial und wirt-
schaftlich zunehmend unter Druck gesetzt 
fühlen. 
Ängste zu schüren, von Ursachen und 
Ver ursachern der welt umspannenden 
Systemkrise des Kapitalismus abzulen-
ken, Menschengruppen gegeneinander aus-
zuspielen gehört zu gängigen Mitteln der 
Herrschenden zur Aufrechterhaltung ihrer 
Macht. Arme, Arbeitslose und Flüchtlinge 
werden aufeinandergehetzt. Man erklärt, 
sie seien diejenigen, welche die eigene 
Sicherheit und den Wohlstand bedrohen. 
Mit nationalistischen und rassistischen 
Parolen gehen die rechten Parteien auf 
Dummenfang. Und das zeigt Wirkung, nicht 

nur bei einzelnen Bürgern, sondern auch 
auf die Regierungspolitik vieler europä-
ischer Staaten, die zum Abbau von Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit führt, wie 
das derzeit besonders deutlich in Ungarn 
und Polen zu beobachten ist . Aber auch 
Dänemark hat unter diesem Einf luß die 
schärfsten Einwanderungsgesetze in Eu-
ropa beschlossen, und die BRD sieht sich 
veranlaßt, das Asylrecht immer stärker ein-
zuschränken. Selbst offene faschistische 
Gewalt kann sich ungestraft ausbreiten. In 
Ungarn wird offener Terror gegen die Roma 
praktiziert. In der BRD brennen Hunderte 
Flüchtlingsheime, und in der Ukraine wie 
auch in der Türkei wurden bereits Men-
schen verbrannt. Die Regierungen der Tür-
kei und der Ukraine führen einen direkten 
Krieg gegen Teile ihrer Bevölkerung.
Die westliche „Wertegemeinschaft“ hat 
dem nichts entgegenzusetzen. Wie sollte 
sie auch? Bereits in den 90er Jahren unter-
stützte sie die massive Vertreibung der ser-
bischen Bevölkerung aus Kroatien in der 
blutigen Offensive „Oluja“. 
Die Medien verschleiern die Ursachen. Auf-
klärung tut not!

Horst Neumann, Bad Kleinen

Ich teile   
Eure Wut im Bauch
Ich habe sie auch    
Wer wie Gülle
Ausgekippt
Und als Sperrmüll    
Weggeworfen
Wem man nichts
Zu tun gibt
Rastet aus

Bist eine Laus 
Hast keinen Job 
Hängst herum 
Und säufst dich dumm 
Um zu vergessen 
Dir fehlt die Knete 
Für jede Fete 

Mit Girls 
Und so weiter 
Fällst von der Leiter 
Und hast Angst  
Vor allem alleine 
Kommst du nie mehr 
Auf die Beine
Zusammen 
Werden sie 
Zur Meute 

Die drohend
Durch die Straßen
Zieht
Doch jeder
Hat auch einen Kopf
Und ein Gemüt
Und beide brüten

Tag und Nacht
Und hassen
Was kaputt
Sie macht
Nur kann ich nicht
Begreifen 
Wieso
Sich an armen
Schluckern
Vergreifen

Schwarze klatschen
Ist nicht Spitze
Kinder zündeln
Ist nicht geil
Und wer
Wieder sucht
Das Heil

In dem Kerl
Der den Krieg begann
Und verlor
Ist ein Blödmann ...

Trotzdem 
Muß ich fragen 
Seid ihr 
So bescheuert 
Wie viele sagen 
In diesen Tagen 
Ihr habt doch mehr 
Unter dem Pony 
Und der Glatze 
Als zu glauben
Ausgerechnet
Die Habenichtse
Würden euch

Die Beute
Rauben
Wenn schon
Dann eher große Fische
Die kleinen verschlingen
Vor allen Dingen
Nur
Wer von euch
Ist ein Mann
Und wagt sich
An Killerhaie
Heran

Heinz Kamnitzer  
(1995)
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Gedanken zu einem Bild

Politischer Alltag einer antihumanen Gesellschaft

Die Szene auf diesem Foto ist eindeutig. 
Wer allerdings der niedergeknüppelte, 

am Boden liegende Mann ist, darüber gibt das 
Bild, das aus den USA kommt, nicht auf den 
ersten Blick Aufschluß. Hat die Polizei end-
lich einen langgesuchten Schwerverbrecher 
gefaßt? Ist jener, der bewegungsunfähig auf 
der Erde liegt, ein Bankräuber? Oder gehört 
er zu einer Organisation der Rassisten, 
die schwarze Bürger terrorisierte? Hat er 
Frauen belästigt, Kinder entführt, Wertsa-
chen gestohlen?
Nichts von alledem. Der dem Foto beigege-
bene Text von dpa lautet: „Eine Friedens-
demonstration in Los Angeles wurde am 
9. Januar 1971 von der Polizei auf recht 
unfriedliche Art beendet, nachdem die 
Demonstranten einen nicht genehmigten 
Weg eingeschlagen hatten.“ Der Mann, der 
hier brutal traktiert wird, mit verrenk-
tem Arm und mit dem Gesicht im Straßen-
schmutz liegt, hat also nichts anderes getan, 
als für den Frieden zu demonstrieren – für 
den Frieden in Vietnam, im Nahen Osten und 
wo sonst auch immer. Er tat dies nicht im 
stillen Kämmerlein, sondern in der Öffent-
lichkeit. Hier wiederum nicht in einer Sei-
tengasse, sondern vermutlich auf einer der 
Hauptstraßen. Und das genügte Nixons 
Knüppelgarde, um rabiat zu werden! Fuß
tritte, Stockschläge und Würgegriffe sind 
noch die leichtesten Waffen aus dem Arse-
nal der „Ordnungshüter“.

Der uniformierte Killer, der hier einen wehr-
losen Menschen geradezu sadistisch knebelt 
und auf ihn einschlägt, kennt sich in noch 
ganz anderen Methoden zur Bekämpfung von 
„Unruhestiftern“ aus.  „U.S. News & World 
Report“ weiß darüber folgendes zu berich-
ten: „In Los Angeles ... wird die Polizei nach 
militärischem Vorbild organisiert und hat 
einen mobilen Kommandoposten. Der Kreis 
Los Angeles hat einen Panzertransportwa-
gen von sieben Tonnen erworben, der die 
Polizisten in Unruhegebiete bringen soll, und 
ist dazu übergegangen, schärfere Munition 
für die Gewehre der Polizei zu verwenden. 
Ferner experimentiert man mit Chemikalien 
in Form von Sprühmitteln und Schaum.“ Im 
gleichen Artikel ist von entnervenden Geräu-
schen, von Licht, das angebliche Aufrührer 
blenden soll, und vom Einsatz von Flammen-
werfern die Rede. 
Was ist das für eine Gesellschaft, in der die 
Unmenschlichkeit immer höher gezüchtet 
wird? Sprühmittel, die Erstickungsanfälle 
bewirken, nervenschädigende Geräusche, 
Flammenwerfer – alles zur Bekämpfung von 
Menschen bestimmt, die für den Frieden in 
der Welt, für Demokratie oder für Rassen-
gleichheit eintreten. Und auf sie losgelassen 
wird die bewußt brutalisierte uniformierte 
Bestie – so wie wir eine auf diesem Foto ken-
nenlernen.
Das Land, das nach Nixons Worten „auf 
gewissen Gebieten einzigart ig“ ist , ist 

u nbes t r it t en f ü h rend au f dem 
Gebiet der Brutalisierung des Men-
schen. Es beginnt mit der „Erfindung“ 
sadistische Triebe fördernden Kin-
derspielzeugs – zum Beispiel einer 
Napalmausrüstung, mit der man im 
Spiel erlernen kann, wie Menschen 
napalmisiert werden – und endet in 
der pervertierten Dschungelkampf-
Ausbildung junger Amerikaner für 
den Einsatz in Vietnam. Dazwi-
schen liegt das riesige Gebiet der 
Meinungsmanipu l ier ung durch 
Schundliteratur, Horrorfilme und 
blutrünstige Fernsehsendungen. So 
wird vor allem jungen Menschen ein 
Leitbild suggeriert, das seine wohl 
grauenvollste Umsetzung im barbari
schen Vietnamkrieg des US-Imperia-
lismus findet.
Ein amerikanischer Besatzermajor 
namens Thackerey kommentierte 
unlängst die Mordtat eines US- Sol-
daten an einem Ulmer Taxifahrer 
mit den Worten: „Wissen Sie, er kam 
gerade aus Vietnam zurück. Dort 
hat er sich wohl einen moralischen 
Knacks geholt.“
Der „moralische Knacks“ liegt ur-
sächlich ganz woanders. Er liegt 
in der Unfähigkeit des imperiali-
stischen Systems, allen Menschen 
ein f reies, demok rat isches und 
damit menschenwürdiges Dasein 
zu garantieren. Und in dieser anti-

humanistischen Gesellschaftsordnung des 
Spätkapitalismus weiß die herrschende 
Klasse ihren Reichtum und ihre Macht 
nicht anders als durch Brutalität und Ter-
ror zu schützen. Das von uns wiedergege-
bene Foto spiegelt somit nichts anderes als 
den politischen Alltag dieses Systems wider, 
das auch nicht davor zurückschreckt, eine 
junge unschuldige Frau, eine mutige Kommu-
nistin wie Angela Davis, physisch vernichten 
zu wollen.Auch der, der da zu Boden geschla
gen wurde, hat begriffen, daß die systemim-
manente Unmenschlichkeit nicht durch 
Gebete, nicht durch Beschwörungen, Petitio-
nen und Appelle allein überwunden werden 
kann. Gleich ihm wissen unzählige demo-
kratische Kräfte – nicht nur in seinem ei- 
genen Land, sondern auf dem ganzen Erd- 
ball –, daß hier nur das persönliche Enga-
gement, der Kampf gegen den Imperia-
lismus hilft . So liegt zwar jener, der für 
Frieden und eine menschliche Gesellschaft 
demonstrierte, hier von Nixons Knüppel-
garde niedergeschlagen im Straßenstaub, 
weil er – wie dpa beziehungsvoll schrieb – 
„einen nicht genehmigten Weg eingeschlagen 
hatte“. Und dennoch hat er den richtigen-
Weg beschritten, den Weg, der zu einer bes-
seren, menschlichen Gesellschaft führt, zu 
Frieden, Demokratie und gesellschaftlichem 
Fortschritt.

Helmuth Hellge
(Aus „Die Wahrheit“, 30./31. 1. 1971)
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Für eine neue Weltordnung ohne Krieg

Über die vielfältigen Probleme unse-
rer heutigen Welt wurde in den vergan-

genen Jahren viel geschrieben und geredet. 
Die Darstellungen und Einschätzungen sind 
sehr unterschiedlich. Es ist erfreulich, eine 
Abhandlung in die Hand zu bekommen, deren 
Erkenntniswert, Gründlichkeit und sprachli-
che Gestaltung ein hohes Maß an Zustimmung 
verdient. Ein solches Buch liegt jetzt vor von 
Gerhard Grote, 1922 in Danzig geboren, bis 
zur Emeritierung 1988 Professor für Außen-
wirtschaft an der Hochschule für Ökonomie in 
Berlin-Karlshorst und von 1977 bis 1979 als 
Gastprofessor am Institute of National Plan-
ning in Kairo tätig. Das Werk trägt den Titel 

„Für eine neue Weltordnung ohne den Krieg 
als Mittel der Politik“. Schon damit wendet er 
sich gegen die vor 200 Jahren von Clausewitz 
formulierte These: „Der Krieg ist eine bloße 
Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln.“ 
Der Autor zeigt faktenreich, daß diese Auffas-
sung bis heute bei vielen internationalen Ent-
scheidungsträgern noch gültig ist. Daher geht 
er der Frage nach, worin „die Ursachen für die 
vielen Kriege, die seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges geführt werden“, bestehen. Er 
beschäftigt sich dabei mit den Kriegen in Viet-
nam, Laos und Kambodscha, Afghanistan und 
der Ukraine sowie Irak, Syrien und der Desta-
bilisierung der arabischen Region.
Da in all diesen Kriegen die USA mittelbar oder 
unmittelbar die entscheidende Rolle spielten 
und spielen, hat der Autor den Aufstieg der USA 
zur Supermacht nachgezeichnet. Es ist nachzu-
lesen, wie die USA im 18. und 19. Jahrhundert 
als Einwanderungsland Arbeitskräfte aus vie-
len Ländern anzog und wie führende Kräfte aus 
Wissenschaft und Technik der amerikanischen 
Industrie zur Überlegenheit verhalfen. Um die 
erreichte Machtposition zu sichern, weiten die 
USA ihre militärischen Aktivitäten – direkt oder 
indirekt – nach vielen Seiten hin aus.
Im Kapitel VIII „Das Kriegsgeschehen als 
gutes Geschäft“ wird gezeigt, in welch Rie-
senumfang Rüstungsproduktion und Waf-
fenexport zu Maximalprofiten führen. Die 

jährlichen Steigerungsraten von Produktion, 
Export und Profiten des Rüstungskapitals sind 
gewaltig. Den Rezensenten erstaunt jedoch, 
daß der Autor bei der Frage nach den Moti-
ven für Kriege im monetären Bereich verbleibt. 
Natürlich spielen die bei Rüstung und Kriegs-
führung realisierten Profite eine wesentliche 
Rolle für das Rüstungskapital. Dennoch ist 
dies gewissermaßen eine Art Überbau über 
jene wirtschaftlichen und Machtinteressen 
des Imperialismus, die auf die Aneignung und 
Ausbeutung aller Ressourcen dieser Erde ori-
entiert sind. Kurz gesagt: Es geht um Öl, um 
Erdgasvorkommen, um seltene Erden und bei 
allem um die Sicherung von Transportwegen 
dafür. In diesem Bereich liegen die Hauptur-
sachen für die Erzielung von Maximalprofiten, 
für die imperialistischen Weltherrschaftspläne 
und für die dafür erforderliche Rüstung und 
Kriegführung. Das Verbleiben im rein finan-
ziellen Bereich von Rüstungswirtschaft und 

„Kriegsgeschehen als gutes Geschäft“ erfaßt 
nicht die gesamte Problematik.
Aufschlußreich ist die Behandlung der Kon-
flikte im Nahen und Mittleren Osten. Gerhard 
Grote erfaßt die historischen wie gegen-
wärtigen Vorgänge von der Gründung eines 

„Islamischen Staates“ als Kalifat über die 
widersprüchliche Rolle Saudi-Arabiens, die 
Lage in Afghanistan bis zum Konflikt in Syrien.
Anregend sind auch die Gedanken über Religi-
onskriege und Glaubenskämpfe und über den 
Vergleich heutiger „Gottesstaatsgründer“ mit 
dem Dreißigjährigen Krieg im 17. Jahrhundert.
In den letzten drei Kapiteln behandelt Ger-
hard Grote „Probleme der gegenwärtigen 
Weltordnung“, „Grundrichtungen der Kritik 
an dem bestehenden globalen Ordnungssy-
stem“ und „Visionen für die Schaffung einer 
neuen Weltordnung“. Er geht davon aus, daß 
wir heute in einer „reinen Marktgesellschaft“ 
leben und daß das Geschehen auf dem Markt 
in nie gekanntem Ausmaß das gesamte Leben 
der Gesellschaft beeinflußt – ohne allerdings 
darauf hinzuweisen, daß in den entscheiden-
den kapitalistischen Ländern Wirtschaft und 

Gesellschaft von den transnationalen Konzer-
nen beherrscht werden. Wir haben keine „reine 
Marktwirtschaft“, sondern einen Monopolka-
pitalismus, der das imperialistische Gesamt-
system konstituiert.
Die Kennzeichnung verschiedener Arten von 
Kapitalismuskritik dient der Überleitung zur 
eigenen Position des Autors. Auf den Punkt 
gebracht „sollte das Ziel bei der Schaffung 
einer neuen Weltordnung nicht in einer Kor-
rektur des Kapitalismus oder des Sozialismus 
bestehen, sondern darin, die positiven Seiten 
aus beiden Systemen voll zur Entfaltung zu 
bringen“ .
Hier nun endet die Übereinstimmung des 
Rezensenten mit dem Autor. Gerhard Grote 
betont an mehreren Stellen die Forderung 
nach einem Sturz des kapitalistischen Herr-
schaftssystems. Er stellt auch völlig zu Recht 
fest, „daß für das Entstehen der vielen Kriege 
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und 
die daraus resultierenden verheerenden Fol-
gen in erster Linie das kapitalistische System 
verantwortlich ist und deshalb gestürzt wer-
den muß“. Aber seine Vision endet bei einer 
Art „drittem Weg“. Ist die Errichtung einer 
neuen Weltordnung möglich durch die Verei-
nigung der Vorteile von zwei konträr entge-
gengesetzten Gesellschaften bei Vermeidung 
ihrer Mängel? Reichen dafür solch allgemeine 
Forderungen wie die nach strikter Einhaltung 
des Völkerrechts, nach Erhöhung der Rolle der 
UNO, nach einer sozial gerechten Wirtschaft 
und nach Auflösung der NATO?
Und ist die Behandlung dieser Fragen möglich 
ohne gründliche Analyse der Rolle der poli-
tischen Macht und der ihr zugrundeliegen-
den Eigentumsverhältnisse? Gültig bleibt der 
Gedanke von Marx, daß die Eigentumsfrage 
die Grundfrage der ganzen historischen Bewe-
gung ist.� Prof. Dr. Herbert Meißner

Gerhard Grote: Für eine neue Weltordnung ohne 
den Krieg als Mittel der Politik. Edition Winter-
work, Borsdorf 2015, 82 S., 10,90 €. ISBN 978-3-
96014-062-7

Polen: Antikommunismus als Staatsdoktrin

Ein polnisches Gericht hat vier Mitglie-
der der Kommunistischen Partei Polens 

(KPP) verurteilt, weil sie „Propaganda für 
den Kommunismus“ betrieben haben. Die 
vier Kommunisten hatten in der Redak-
tion der Parteizeitung „Brzask“ (Morgen-
grauen) mitgearbeitet und auf der Website 
der Partei Artikel veröffentlicht. Sie wur-
den zu einer Bewährungsstrafe von neun 
Monaten, Arbeitsstunden und einer Geld-
strafe verurteilt. 
Die KPP stellte klar, daß die Kommunisten 
in Polen sich von der antikommunistischen 
Verfolgung nicht einschüchtern lassen wür-
den. „Die Maßnahmen gegen die Kommuni-
sten gehen Hand in Hand mit der Zuspitzung 
der barbarischen, gegen das Volk gerichte-
ten Politik der Regierung und der EU“, so die 

KPP. Das Gericht urteilte die vier in einem 
Schnellverfahren ab, in dem die Angeklag-
ten keine Möglichkeit hatten, sich zu ver-
teidigen. Die Grundlage des Urteils ist der 
Paragraph 256 des Strafgesetzes, der unter 
Strafe stellt, „öffentlich für ein faschisti-
sches oder anderes totalitäres System“ zu 
werben. 2011 – noch vor dem Machtkampf 
zwischen der jetzigen Regierung der Partei 
„Recht und Gerechtigkeit“ (PiS) und dem Ver-
fassungsgericht – hatte das Verfassungsge-
richt diesen Artikel aufgehoben, weil er dem 
Recht auf freie Meinungsäußerung wider-
spreche. 2013 hatte ein PiS-Abgeordneter 
Anzeige gegen die vier Kommunisten erstat-
tet, der Staatsanwalt leitete jedoch kein Ver-
fahren ein. Nachdem im vergangenen Jahr 
die PiS mit der Ministerpräsidentin Beata 

Szydlo an die Regierung gekommen war, 
erhob die Staatsanwaltschaft von Katowice 
Anklage. Die vier Aktivisten hätten öffent-
lich für ein totalitäres System geworben, 
dies widerspreche demokratischen Werten. 
Denselben Paragraphen wendet die pol-
nische Justiz nicht an, wenn Faschisten 
demonstrieren oder Rassisten ihre Pro-
paganda verbreiten. Statt dessen denkt 
das Verteidigungsministerium darüber 
nach, rechte Milizen zu bewaffnen und in 
die „Landesverteidigung“ einzubinden. 
Am 1.  April beschloß das Parlament ein 
Gesetz zum „Verbot der Propaganda für den 
Kommunismus“, das den lokalen Behörden 
vorschreibt, Straßennamen und Denkmäler 
mit einer Verbindung zu kommunistischen 
Traditionen zu beseitigen.  � Om/UZ
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Zum Tode Margot Honeckers 

Der Tod Margot Honeckers am 6. Mai 2016 
im chilenischen Exil ist Freund und Feind 

Anlaß, ihr Lebenswerk und ihre Leistungen 
von völlig entgegengesetzten Positionen aus 
zu betrachten. Mancher professionelle DDR-
Verleumder sah seine Stunde gekommen, sei-
nen krankhaften Haß in der Stunde der Trauer 
um ihren Tod auszudrücken. Franz Josef 
Wagner nahm in „Bild“ dabei Gottes Hilfe in 
Anspruch: „Gott sei Dank sind wir frei. Gott 
sei Dank muß ich nicht um sie trauern.“ 
Vermutlich wird die Verstorbene das auch 
nicht erwartet haben. Der hauptberufliche 
Volksverhetzer vom Dienst, Hubertus Knabe, 
verstieg sich zu der Aussage: „Sie war bis zum 
Tod eine böse, verstockte Frau.“ Roland Jahn 
entblödete sich nicht zu bedauern, daß die 
Tote der Siegerjustiz „entwischt“ ist.
Es bestätigte sich, was sie selbst einmal sagte: 

„Je länger die DDR Geschichte ist, um so dicker 
sind die Lügen, die über sie verbreitet wer-
den.“ 
Nachdem sich Margot Honecker viele Jahre 
konsequent geweigert hatte, Interviews zu 
geben, war es dem Verleger Frank Schumann 
gelungen, im September 2011 ein Gespräch 
mit ihr zu führen, das bald als Buchtext vorlag. 
Zu ihrem 85. Geburtstag am 27. April 2012 ist 
es erschienen. Ein Eric Fiedler vom NDR hatte 
Schumann als „Assistent“ begleitet und Fetzen 
aus Gesprächen mit Margot Honecker ohne ihr 
Wissen und ohne ihre Zustimmung in einen 
Fernsehfilm montiert, der am 2. April 2012 
unter dem Titel „Der Sturz – Honeckers Ende“ 
im ARD gezeigt wurde. Margot Honecker  
protestierte: „Ich habe dieses Interview 
nicht gegeben“, wie in der „jungen Welt“ vom  
12. April 2012 nachzulesen ist.
Aber der Buchtext stammte von ihr. Und er 
gestattet nicht nur einen Blick in die Gemüts-
verfassung der 85jährigen, langjährigen 
Bildungsministerin der DDR, sondern vor 
allem auch auf die Geschichte und Leistun-
gen des vorbildlichen, international geachte-
ten Bildungssystems unseres Staates. Margot 
Honecker verteidigte ihre Biographie und ihr 
Lebenswerk gegen die professionellen Ver-
leumder.
Das Buch enthält sechzehn Kapitel, von denen 
jedes ein Thema behandelt: „Wie wird man 
Ministerin?“ gibt einen Überblick über ihre 
Kindheit und Jugend. Nachfolgend behandelt 
sie Grundsatzfragen der Schulpolitik der DDR: 

„Eine Schule für alle“, „Weltlich, unentgeltlich, 
staatlich und einheitlich“, „Militarisierung der 
Schule?“, „Vorschulerziehung“, „Vaterländi-
sche Erziehung“. 
Immer stellt Margot Honecker die Tatsachen 
in ihren politisch-historischen Kontext, ver-
steht sich aber auch auf erfrischende Pole-
mik gegen ihre Verleumder. Hier sei auf das 
Kapitel „Strippenzieher und Heuchler“ ver-
wiesen, in dem die Vorgänge an der Berliner 
Ossietzky-Oberschule im September 1988 
beleuchtet werden. Sie deckt die Hinter-
gründe der damaligen Provokation auf und 
entlarvt die „Strippenzieher“, die heute durch 
Lügen und Verdrehungen Kapital aus den 
damaligen Ereignissen schlagen wollen. Ihre 
Souveränität ist beeindruckend. Ihre Haltung 

ist ein Lehrbeispiel für eine überzeugende 
Verteidigung der historischen Wahrheit. Es 
zeigt auch, wie genau sie im chilenischen Exil 
die Ereignisse in Deutschland verfolgte.
Es reizt , Aussagen Margot Honeckers 
zum Geschichtsunterricht in der DDR und 
ihre Meinung über den aktuellen Streit 
um Geschichtsthemen zu beleuchten. Sie 
sagte: „Die Geschichtslehrer unseres Landes 
haben stets in hoher Verantwortung vor der 
Geschichte und in Achtung vor der histori-
schen Wahrheit Geschichte gelehrt, in Ver-
antwortung vor der Jugend, der wir nicht 
Geschichtspessimismus, sondern Geschichts-
optimismus vermitteln wollen und können, 
indem wir ihr bewußtmachen, woher wir 
gekommen sind und wohin wir gehen.“
Es gibt Leute, die tadeln, daß Margot Ho-
necker auch in diesem Buch keinen Geßler-
hut grüßte. Warum hätte sie das auch tun 
sollen? Wie Martin Luther auf dem Reichs-
tag von Worms das Beispiel für couragiertes 

Verhalten gab, stand Margot Honecker für 
Prinzipientreue und Charakterfestigkeit. 
Luthers Wort „Widerrufen kann und will ich 
nichts, weil es weder sicher noch geraten ist, 
etwas gegen das Gewissen zu tun. Gott helfe 
mir, Amen“, mag ihr Credo gewesen sein. Auf 
Gottes Beistand hat sie vermutlich verzich-
tet, aber über die solidarische Haltung ihrer 
dankbaren früheren Mitstreiter freute sie 
sich. 
Am Ende ein persönliches Wort: Fast drei 
Jahrzehnte war Margot Honecker meine Vor-
gesetzte, und es gab viele Gründe, weshalb 
sie – schon ehe sie Ministerin geworden war –  
oft zu uns an die Pädagogische Hochschule 
nach Dresden kam. Unsere Mitarbeiter erleb-
ten sie als kluge Politikerin mit Sachkennt-
nis, wachem Verstand, Einfühlungsvermögen 
und Weitsicht. Nach 1990 habe ich keinen Bil-
dungsminister kennengelernt, der ihr das 
Wasser reichen könnte.

Prof. Dr. Horst Schneider

Das DDR-Bildungswesen brachte klar den-
kende, selbstbewußte, den Mitmenschen 
achtende und politisch interessierte Bürger 
hervor. Mit einem Bewußtsein für Unterdrüc-
kung, Ausbeutung und Ungerechtigkeit. Man 
kam nicht nur in Chemie und Physik ordentlich 
voran, hielt Antifaschisten in Ehren.
Was die Ostdeutschen an ihrem Bildungswe-
sen hatten, wurde vielen erst später klar. Nach 
Jahren war dem Springer-Blatt „Die Welt“ zu 
entnehmen, seit der „Wende“ sei der Intelli-
genzquotient ostdeutscher Kinder von 102 
(über dem europäischen Durchschnitt) auf 
95 (westdeutsches Niveau) gefallen. Welche 
Überschrift sollte man da wählen? „In Frei-
heit verblödet“? Der „Welt“-Autor mutmaßte 
jedenfalls, daß die BRD mit dem DDR-Schulsy-
stem im PISA-Ranking nicht hinten, sondern 
vorne gelandet wäre. Solche Anfälle von Ehr-
lichkeit dürfen als Ausnahme gelten. 

Platon zufolge ist die Erziehung der Kinder zu 
wichtig, um den Eltern überlassen zu werden. 
Mit Blick auf Teile der Jugend unserer selbstbe-
stimmt-autistischen Spaß- und Klassengesell-
schaft ist man geneigt, ihm das Ohr zu leihen.
Die DDR-Erziehung beruhte auf der materia-
listischen Weltanschauung, appellierte dabei 
in hohem Maß an Uneigennützigkeit und 
Gemeinsinn, trug mithin sehr idealistische 
Züge. Anlehnungen an das Christentum waren 
offensichtlich. Es gab die zehn Gebote der sozia-
listischen Moral und Ethik wie auch die zehn 
Gebote der Jungpioniere. Oft und geduldig 
wurde erklärt, daß das kommunistische Men-
schenbild im urchristlichen wurzelt. Die Kir-
che aber blieb vom Staat getrennt, auch vom 
Schulwesen. Das nahm die DDR fast so genau 
wie Frankreich.

Matthias Krauß 
(Aus: „junge Welt“, 14./15./16. Mai 2016)

Margot Honecker zu Besuch in der Pionierrepublik Wilhelm Pieck
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Vom Antikommunismus Gauckscher Prägung 

Obwohl man nicht müde wird zu verkün-
den, die DDR sei mausetot und die „Aufar-

beitung“ ihrer Geschichte beendet, sieht sich 
der Bundespräsident veranlaßt, die Kampa-
gne des antikommunistischen Hasses und der 
DDR-Verteufelung erneut anzufachen. Am  
12. Mai ging folgende Meldung über den Ticker 
der Deutschen Presse-Agentur: Gauck: „Ich 
weiß, was ,Lügenpresse‘ ist. Ich habe sie erlebt 

– jahrzehntelang in der DDR.“
Beim Lesen dieses Satzes aus dem Mund des 
Bundespräsidenten mußte ich an meine Volks-
schulzeit in einer niederbayerischen Schule 
denken. Viele meiner Mitschüler wurden von 
den Pfaffen, nachdem sie die „Wahrheit“ mit 
ihren Argumenten vortrugen, bestraft. Ange-
fangen von Ohrfeigen bis zum Schreiben von 
100mal „Du sollst nicht falsch gegen deinen 
Nächsten aussagen“, reichte das „Bestrafungs-
register“.
Hat Gauck nun etwa falsch Zeugnis abgelegt? 
Beim Recherchieren in DDR-Zeitungsarchiven 
bin ich fündig geworden. Übrigens: Der Bezug 
von Zeitungen aus der DDR war in der Alt-BRD 
zeitweise nur unter Schwierigkeiten oder gar 
nicht möglich. Warum wohl? Wäre die DDR-
Presse eine Lügenmaschinerie gewesen, dann 
hätte man die Einfuhr ihrer Zeitungen doch 
nicht behindern müssen! Für die „Propaganda- 
abteilung“ der BRD-Regierung wäre es wohl 
ein Leichtes gewesen, Lügen zu entlarven. 
Es lohnt sich, beim „Neuen Deutschland“, 
der „Berliner Zeitung“ und der „Neuen Zeit“ 
nachzulesen. Nach drei Jahren „Eintauchen“ 
in diese Schatztruhe ist mir klar, warum in 
den vergangenen 25 Jahren einige Milliarden 
Euro an Steuergeldern ausgegeben wurden, 
um die Anti-DDR-Hetze möglichst effektiv zu 
gewährleisten.  Warum Gauck und seinesglei-
chen immer wieder zu diffamieren suchen, 
liegt auf der Hand. Kann doch jeder nachlesen, 
wie die Wahrheit in der Alt-BRD tatsächlich 
aussah. Gegen Tausende BRD-Bürger wurden 
Ermittlungsverfahren eingeleitet, nur weil sie 
verdächtigt wurden, im Besitz von DDR-Zei-
tungen zu sein. Viele von ihnen hat man zu 
Gefängnisstrafen verurteilt. 
Die Vorwürfe seitens der DDR an die BRD, sie 
hätte den gesamten Post- und Telegrafen-Ver-
kehr aus der SBZ und DDR abgehört, Briefe 
gelesen und Paketsendungen, die aus der DDR 
in die BRD versandt wurden, überwacht und 
zum Großteil vernichtet, wurden stets auf das 
heftigste bestritten.
In der DDR dürfte dies jedoch kein Geheim-
nis gewesen sein, berichtete doch die „Ber-
liner Zeitung“ bereits am 3. März 1951 über 
diese Bespitzelungsaktionen:
„Postgeheimnis praktisch aufgehoben: Die west-
deutsche Post hat den von den alliierten Besat-
zungsmächten eingerichteten Abhördienst nicht 
nur übernommen, sondern hält ihn auch voll in 
Betrieb. Das wurde durch ein Telefongespräch, 
das die Schauspielerin Elisabeth Flickenschildt 
mit dem Regisseur Gustaf Gründgens während 
der Theaterkrise in Düsseldorf führte, der west-
deutschen Öffentlichkeit bekannt. Die offiziellen 
,Erklärungen‘ zerplatzten wie Seifenblasen, als 
die ,Neue Illustrierte‘ in einem Bildbericht direkt 
aus der sogenannten Ferndienstbeobachtung 

der Düsseldorfer Oberpostdirektion Einzelhei-
ten über die Abhörtätigkeit meldete. Auf Wunsch 
der Bundesbehörden übernimmt der Abhör-
dienst jeden entsprechenden Auftrag. Damit 
hat das Postgeheimnis in Westdeutschland zu 
bestehen aufgehört.“
Im 2012 erschienenen Buch „Überwachtes 
Deutschland“ von Prof. Josef Foschepoth ist 
nachzulesen, daß in der Alt-BRD der kom-
plette Brief-, Paket-, Telefon- und Faxver-
kehr (über 100 Millionen Stück) von der SBZ 
und DDR in die BRD kontrolliert wurde. Viele 
Menschen in der Alt-BRD, denen man „kom-
munistisches Denken“ unterstellte, wurden 
in Folge dieser grundgesetzwidrigen Bespit-
zelungen angeklagt. Etliche von ihnen gingen 
ins Gefängnis.
Ein anderes Beispiel: Jedes Kind lernte in der 
Alt-BRD, daß die Luftbrücke die Westberli-
ner vor dem Verhungern gerettet habe. Für 
die Menschen in Ostberlin und in der SBZ 
stellte sich die Situation jedoch anders dar. Am  
26. November 1948 erschien im ND folgender 
Bericht: „Niemand in ganz Berlin brauchte 
zu frieren und im Dunkeln zu sitzen ... Wenn 
nicht die Westmächte durch ihre Anordnun-
gen vom 8. Juli von sich aus ein striktes Ver-
bot ausgesprochen hätten, Strom und Kohlen 
aus der sowjetischen Zone anzunehmen. Die 
sowjetische Besatzungsmacht hätte, wenn sie 
ebenso verantwortungslos und brutal gegen-
über der Bevölkerung der Westsektoren Ber-
lins handeln wollte, an dem gleichen Tage 
den Strom für die Stadtbahn sperren können. 
Sie tat es nicht. Nur ihr ist es zu verdanken, 
daß die Westberliner nach 18 Uhr überhaupt 
noch ein Verkehrsmittel haben. Wäre das 
Eisenbahngelände nicht sowjetisches Besat-
zungsterritorium, die Bewohner der Westsek-
toren hätten schon seit Monaten auch keine 
Stadtbahn mehr. Das ist die Wahrheit. (...) Was 
von der Stromversorgung und dem Verkehr zu 
sagen ist, das gilt auch für die Lebensmittel 
und das Heizmaterial. Es gibt keine Blockade. 
(…) Die sowjetische Regierung hat bekannt-
lich die Versorgung von ganz Berlin über-
nommen. Kohlen, Holz und Lebensmittel für 
die Bewohner in den Westsektoren stapeln 

sich im Ostsektor. (…). Jeder, der nicht frie-
ren und hungern will, kann von den westli-
chen Verwaltungsstellen fordern, daß diese 
ihm zustehenden Mengen nach den Westsek-
toren befördert werden, um dort zur Vertei-
lung zu kommen.“ 
Wie ein Schreiben des Hauptmagistrats an die 
Kohlenstelle Tiergarten beweist, gab es das 
erwähnte Verbot tatsächlich: „Magistrat von 
Groß-Berlin Abteilung für Wirtschaft Haupt-
kohlenstelle / An die Kohlenstelle des Bezirks 
Tiergarten: ,Lt. Befehl der Britischen Militär-
regierung darf Ostsektorkohle nicht mehr 
über Lagerplätze westlicher Kohlenhändler 
gehen.‘“ 
Ein letztes Beispiel: Im Oktober 1989 erhielt 
der Dalai Lama den Friedensnobelpreis. Daß 
der Dalai Lama ein CIA-Agent war, wußte jeder, 
der die „Berliner Zeitung“ vom 26. November 
1949 gelesen hatte. Die BZ schrieb bereits 
zu diesem Zeitpunkt: „Die amerikanischen 
Hoffnungen, sich in Tibet festzusetzen und 
die traditionellen staatsrechtlichen Bezie-
hungen zwischen der chinesischen Regie-
rung und den tibetanischen Behörden zu 
unterbrechen, sind durch eine Erklärung des 
Pantschen Lama zerschlagen worden. Dieser 
tibetanische Würdenträger, der im Rang dem 
Dalai Lama gleichgeordnet ist, hat die Volksre-
gierung aufgefordert, auch Tibet zu befreien. 
Der Dalai Lama, der in der jüngsten Zeit ver-
sucht hat, sich bei den USA anzubiedern und 
Tibet von China abzusplittern, verfügt nur 
über einen Teil der tibetanischen Priester-
schaft, die fortschrittlicheren Teile des tibe-
tanischen Lamaismus stehen auf der Seite des 
Pantschen Lama.“ 
In der österreichischen Zeitung „Der Standard“ 
vom 14. Juni 2012 wird die CIA-Agententätig-
keit des Dalai Lama öffentlich gemacht: „Dalai 
Lama auf CIA-Gehaltsliste. Tibeterchef erhielt 
in 50er und 60er Jahren 180 000 Dollar jähr-
lich. […] Noch vor wenigen Wochen bei seinem 
Besuch in Österreich beinahe in den Him-
mel gehoben, muß sich der Dalai Lama nun 
gegen Vorwürfe wehren, er sei jahrelang auf 
der Gehaltsliste des US-Geheimdienstes CIA 
gestanden.“� Johann Weber
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Klartext über Floskeln der Macht

Eine Hausfrau, zumindest eine schwäbi-
sche, ist sparsam. Mag sein, daß sie prima 

Spätzle machen kann und nie die Kehrwo-
che vergißt, eins aber ist sicher: Sie würde 
nie über ihre Verhältnisse leben. Letzteres 
sagte Bundeskanzlerin Angela Merkel bei 
einem CDU-Parteitag im Jahr 2008, und seit-
her geistert die Hausfrau aus Schwaben als 
Sinnbild für eine vermeintlich verantwor-
tungsbewußte Politik durch die politische 
Landschaft.
Die Sache hat nur einen Schönheitsfeh-
ler, sagen die beiden Journalisten Daniel 
Baumann und Stephan Hebel: Einen Bun-
deshaushalt kann man nicht mit einem 
Kleinhaushalt vergleichen. Denn für einen 
Bundeshaushalt können Schulden durchaus 
einen Nutzen haben – wenn das Geld in die 
Zukunft investiert wird und so dem Gemein-
wohl dient. Die schwäbische Hausfrau ist 
nur eines der vielen Bilder, die Baumann 
und Hebel in ihrem jüngst erschienenen 
Buch geraderücken. 
Da geht es um boomende Arbeitsmärkte, die 
allerdings viel zu selten zu sozialversiche-
rungspf lichtigen Vollzeittätigkeiten füh-
ren, von denen man auch leben kann. Ein 
weiteres Beispiel ist die jüngst gesetzlich 
regulierte Tarifeinheit, nach der nur ein 
Tarifvertrag pro Betrieb gelten soll. Das 
mag die „Arbeitgeber“ freuen, schränkt aber 
die Koalitionsfreiheit der kleineren Gewerk-
schaften im Betrieb stark ein.

Alphabetisch sortiert von A wie alternativ-
los bis Z wie Zinsenteignung nehmen Bau-
mann und Hebel sich 74 Begriffe vor und 
übersetzen diese „Floskeln der Macht“ in 
leicht verständlichen Klartext. Sie machen 
klar, wie mit Sprache manipuliert wird. 
Das ist nichts Neues, aber in dieser Klar-
heit interessant und spannend zu lesen. Ist 
von notwendigen Reformen die Rede, sind 
damit häufig Kürzungen bei Löhnen und 
Renten verbunden. Soll Bürokratie abge-
baut werden, sind oft auch Schutzrechte 
bei Kündigungen oder der Verzicht auf 
Kontrollmöglichkeiten – zum Beispiel bei 
Arbeitszeiten – verbunden.
Und das sind nur zwei weitere Beispiele für 
die Manipulation durch Sprache, die leider 
viel zu selten hinterfragt wird. „Die Spra-
che der Politik beschreibt nicht nur unsere 
Wirklichkeit aus einer bestimmten Per-
spektive, sondern verändert und formt sie 
zugleich“, stellen die beiden Autoren in 
ihrem Vorwort fest. 
Ihr Buch ist aufgebaut wie ein Wörterbuch, 
so daß es nicht in einem Rutsch gelesen 
werden muß – auch wenn die einzelnen 
Texte dazu durchaus verlocken, denn man 
will immer mehr erfahren. Aber es ist auch 
möglich, einzelne Wörter, die einem im 
politischen Tages- und Mediengeschehen 
auffallen, nachzuschlagen und mit Hilfe 
des Buches zu analysieren. Und vor allen 
Dingen kann man weiterdenken über das, 

was uns die Politik Tag für Tag vorsetzt. 
Das Buch regt dazu an, sich seine eigenen 
Gedanken zu machen. 	 Heike Langenberg  
� (Aus „ver.di news“, 6/2016)

Daniel Baumann/Stephan Hebel: Gute-Macht-
Geschichten. Politische Propaganda und wie 
wir sie durchschauen können. Westend-Ver-
lag, Frankfurt a. M. 2016, 248 S., 16 €

 Weitere Bücher zum Thema
•	 Georg Klaus: Sprache der Politik. 

Deutscher Verlag der Wissenschaften, 
Berlin 1971, 294 S.

•	 Dieter Faulseit/Gudrun Kühn: Die 
Sprache des Arbeiters im Klassenkampf. 
Verlag Tribüne, Berlin 1974, 152 S.

•	 Klaus Dera/Harald Kolbe: Das 
Falschwörterbuch. Begriffe richtig 
begreifen. IG-Metall-Bezirksleitung  
Hannover, 2003, 120 S.

•	 Kai Biermann/Martin Haase: 
Sprachlügen. Unworte und Neusprech. 
Fischer-Taschenbuch-Verlag,  
Frankfurt a. M. 2013, 240 S., 9,99 €

•	 Bente Gießelmann u.a. (Hg.): 
Handwörterbuch rechtsextremer 
Kampfbegriffe. Wochenschau-Verlag, 
Schwalbach im Taunus 2015, 368 S., 
24,80 €

Tschechien: Offener Brief an US-Soldaten 
Die Bürgerbewegung „Svět 

bez válek a násilí“ (Welt 
ohne Kriege und Gewalt) hat 
sich in einem offenen Brief an 
US-Militärangehörige gewandt, 
die Ende Mai im Konvoi über 
tschechisches Territorium zu 
dem NATO-Militärmanöver 
„Saber strike“ ins Baltikum 
fuhren. Wie Dana Feminová,  
die Leiter in der Organisa-
tion „Centrum Narovinu“, im 
Gespräch mit „Sputnik Česká 
Republika“ sagte, sollte der 
Brief den amerikanischen Sol-
daten übermittelt werden. In 
dem offenen Brief werde vor 
allem deutlich gemacht, daß 
man für die in Friedenszeiten 
geborenen Kinder den Frieden 
erhalten wolle. Die US-Soldaten 
würden darin gebeten, Druck auf die eigene 
Regierung auszuüben, damit sie die ameri-
kanischen Truppen in Europa nicht mehr zur 
Militarisierung des Bewußtseins der Kin-
der nutzen. Kinder würden den Konvoi mit 
Freude begrüßen und gern auf die Panzer 
klettern. Die Maschinenpistolen seien für sie 
wie Spielzeug. Aber eben ein „Spielzeug“, das 
zum Töten geschaffen sei. 

Es sei zudem völlig offensichtlich, wer an 
der Demonstration der US-Militärtechnik 
im Herzen Europas interessiert sei, natür-
lich die Militärindustrie-Lobby. Man wolle 
für neue Aufträge werben. Deshalb werde 
in dem offenen Brief die Bitte an die Solda-
ten gerichtet, sich nicht in gefährliche Spiele 
hineinziehen zu lassen, die letztendlich zur 
Entfachung eines militärischen Konflikts 

in  Europa führen könnten. 
Wie Feminová betont, hat der 
tschechische Verteidigungsmi-
nister, Martin Stropnický, ver-
sichert, daß der Konvoi eine 
NATO-Aktion sei und man ihn 
passieren lassen müsse. „Aber 
der Minister lügt, die Aktion 
wurde unmittelbar vom US-
Militärkommando in Europa 
organisiert und nicht von der 
NATO“, betont sie. Sie verweist 
darauf, daß auch Übungen und 
ein mindestens dreitägiger Auf-
enthalt auf tschechischem Ter-
ritorium vorgesehen seien. Das 
hätte vom Parlament genehmigt 
werden müssen. Die Regierung 
habe der Aktion jedoch einfach 
zugestimmt.
„Das alles sind beunruhigende 

Signale einer Degradierung der Demokratie 
in Tschechien. Wir protestieren gegen den 
Konvoi, obwohl wir Sympathie für die Solda-
ten empfinden und uns freuen würden, sie 
in einer anderen Eigenschaft, zum Beispiel 
als Touristen, zu begrüßen. Heute wollen wir 
ihnen jedoch unsere Besorgnis mitteilen“, 
schloß Feminová.
RF, gestützt auf „Sputnik Česká Republika“
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„Dämon“ Putin und die Medienmeute

Zum Repertoire jeder Feindbildproduktion 
gehört das „Hinzudichten kleiner und grö-

ßerer Lügen“, wie im Ukraine-Krieg hundert-
fach passiert, das „Messen mit zweierlei Maß“, 
die „Dämonisierung und Dehumanisierung 
des ausgemachten Gegners“ und die „Personi-
fizierung eines Konflikts“. An Letzteres haben 
sich die westlichen Medienkonsumenten seit 
Jahren gewöhnen müssen. Putin wird ihnen 
als die Inkarnation des Bösen vor
geführt, während Obama, Merkel oder 
Hollande zwar fallweise heftig kriti-
siert werden, ohne sie allerdings zu 
dämonisieren. 
Die Dämonisierung Rußlands in der 
Person seines Präsidenten ist seit 
2013/2014 zum Tagesgeschäft mei-
nungsbildender Medien im Westen 
geworden. Wochenzeitschriften wei-
sen damit auf ihren farbkräftigen 
Coverseiten den Weg der Diffamie-
rung. In Deutschland führt „Der Spie-
gel“ in puncto Rußland-Verleumdung 
die Kategorie Wochenschriften an. 
Schon die Nr. 10/2007 zeigt ein digi-
tal bearbeitetes Konterfei des rus-
sischen Präsidenten, der mit leicht 
asiatischem Blick hinter einem Dut-
zend Pipeline-Rohren hervorsieht, die 
ihm gleichsam aus dem Mund wach-
sen. Seinen Kopf ziert eine Mütze, auf 
der ein roter Stern mit ins Unkenntli-
che verwischtem Hammer-und-Sichel-
Emblem prangt. Bohrtürme links und 
rechts unterstreichen die Schlagzeile: „Der 
Staat Gasprom“ wird als Putins persönliches 
Waffenarsenal inszeniert und für Zweifelnde 
zur Sicherheit hinzugefügt: „Putins Energie-
Imperium“. Im Jahr darauf klassifiziert „Der 
Spiegel“ in seiner Ausgabe Nr. 34/2008 Ruß-
land als „gefährlichen Nachbarn“, wie es in 
der Überschrift heißt. Über einer im Staub 
vorwärtspreschenden Panzerkolonne, die 
den kurzen Krieg mit Georgien um Südosse-
tien als russische Aggression darstellen soll, 
wächst der Kopf Wladimir Putins fast aus dem 
Coverbild hinaus. Sein drohender Blick korre-
spondiert mit der Unterzeile. „Wladimir Putin 
und die Ohnmacht des Westens“, heißt es in 
Anspielung auf die Tatsache, daß die NATO 
dem damaligen georgischen Präsidenten Saa-
kaschwili militärisch nicht zu Hilfe kam.
Ende 2014 taucht Putins Konterfei erneut auf 
Seite eins des „Spiegels“ auf. Die Nr. 51/2014 
nennt ihn „Der Halbstarke“ und erklärt im 
Untertitel, „Wie Putin die Demokratie und den 
Westen attackiert“. Um sich das als Medien-
konsument besser vorstellen zu können, steht 
der mit spitzen Ohren auf teuflisch getrimmte 
Staatschef breitbeinig auf einer zerrissenen 
EU-Fahne, die offensichtlich „Demokratie“ 
und „Westen“ symbolisieren soll. Im nebe-
ligen Hintergrund nimmt man die Basilius-
Kathedrale am Roten Platz aus.
Heft 11/2014 zeigt auf dem Cover einen 
arrogant dreinblickenden russischen Prä-
sidenten in feinem Zwirn, der einen gro-
ßen dunklen Schatten wirft. Ihm nur bis zur 
Hüfte reichende zwei kleine Männer und eine 
gebückte kleine Frau stellen Barack Obama, 

David Cameron und Angela Merkel dar. „Der 
Brandstifter“ nennt die Redaktion des Ham-
burger Magazins die Ausgabe und beantwor-
tet damit die Schuldfrage der Ukrainekrise 
eindeutig. Daß die von weit unten zu Putin 
aufblickende deutsche Kanzlerin eine weiße 
Fahne in der Hand hält, wirkt auf den ersten 
Moment lächerlich, kann aber auch – in kri-
tischer Rezeption des Geschehens am Cover 

– als Aufforderung zum militärischen Eingrei-
fen in der Ukraine verstanden werden, nach 
der Maxime: Die Friedensfahne hilft nicht, da 
müssen Kampfflugzeuge her.
Ohne jede Ironie kommt dann die „Spiegel“-
Ausgabe Nr. 31/2014 aus: „Stoppt Putin jetzt!“, 
lautet die Überschrift. Der in Rot gehaltene 
Titel überschreibt mehr als 50 meist lachende 
Gesichter von Männern und Frauen, die dem 
Betrachter unbekannt sind. Erst die in win-
zigen Lettern gehaltene Schrift unter den 
Porträtfotos gibt dem Cover Sinn. Neben den 
Namen der Personen steht immer dasselbe 
Todesdatum: 17. Juli 1014. Das war jener Tag, 
an dem die Boeing 777 der malaysischen 
Fluggesellschaft über der Ostukraine abge-
schossen worden ist. Es gab keine Überleben-
den. Die 50 fröhlich dargestellten Menschen 
sind Opfer dieses Absturzes. Und „Der Spie-
gel“ kannte am Erscheinungstag der Ausgabe, 
dem 28. Juli 2014, den Täter. „Stoppt Putin 
jetzt!“ suggeriert: Wladimir Putin war’s. Er 
hatte den Finger am Abzug jener Lenkwaffe 
des Typs „Buk-M 1“, die ein niederländischer 
Bericht 15 Monate später als Ursache der 
Katastrophe bestätigte. Derselbe Bericht 
der niederländischen Sicherheitsbehörde 
nennt keine Täter und kritisiert, daß Kiew 
den Luftraum über der Ostukraine, in dem 
damals ukrainische Militärjets Kampfein-
sätze gegen Donezk und Luhansk f logen, 
nicht hatte sperren lassen. Wer tatsächlich 
die Lenkwaffe in Richtung Flug MH-17 gesteu-
ert hat, bleibt unklar. Als Schützen kommen 
ukrainische Militärs oder Rebellen aus dem 
Donbass in Frage. Wer immer die tödliche 

Lenkwaffe bediente, Absicht ist bislang nie-
mandem seriös unterstellt worden. Den „Spie-
gel“ kümmerte dies nicht. Er machte – wie 
viele andere westliche Medien auch – den rus-
sischen Präsidenten persönlich zum Täter, der 
im Hintergrund „prorussische Mörderban-
den“ befehligt. 
Auf dem „Spiegel“-Cover der Nr. 42/2015 sitzt 
Putin am Steuer eines Kampfjets, der sich im 

Anflug auf den das Bild betrachtenden 
Leser befindet. „Putin greift an“ lautet 
die Überschrift, zu der noch die Zeile 

„Rußlands Weltmachtspiele“ montiert 
ist. Der „Spiegel“ repliziert damit auf 
den Befehl des Kreml, militärisch in 
den Syrienkonflikt einzugreifen. Der 
rote Stern am Helm des Piloten ruft 
Ängste in Erinnerung, als die Rote 
Armee im Westen als Gefahr für den 
Weltfrieden eingeschätzt wurde. Ihr 
einziger Auslandseinsat z außer-
halb des RGW blieb gleichwohl jener 
in Afghanistan. Einen Monat später 
hätte „Der Spiegel“ denselben Putin in 
derselben Pose wohl nicht als Gefahr, 
sondern als möglichen zukünftigen 
Verbündeten im „Kampf gegen den 
Terror“ – sprich: das Kalifat des Isla-
mischen Staates – gesehen. Dazwi-
schen lagen die Anschläge von Paris 
am 13. November 2015 und das Ange-
bot des russischen Präsidenten, gegen 
die Dschihadisten gemeinsame Sache 
zu machen. Am 10. Oktober jedoch war 

Putin der Wiedergänger sowjetischer Führer 
– und wird es immer dann sein, wenn er west-
lichen Interessen und der „Spiegel“-Redaktion 
in die Quere kommt.
Auch außerhalb der „Spiegel“-Redaktion 
herrschte dieselbe rußland-feindliche 
Grundstimmung. Der Kommunikations-
wissenschaftler Jonas Gnändiger hat sich 
in seiner universitären Abschlußarbeit die 
Mühe gemacht, die politische Tendenz in der 
Berichterstattung deutscher Leitmedien zu 
Rußland im Jahr 2014 aufzuarbeiten. Unter-
sucht hat er die „Süddeutsche Zeitung“, „Die 
Welt“, „Bild“ und „Spiegel Online“. Von den 
306 Überschriften zu Rußland im untersuch
ten Zeitraum waren 13 % positiv, 37 % neu-
tral und 50 % negativ. Das Moskau gegenüber 
am feindlichsten gesinnte Presseorgan war 

„Bild“, die relativ freundlichsten Überschrif-
ten waren bei „Spiegel Online“ zu finden. Bei 
den Berichten und Kommentaren überwog 
die negative Einstellung gegenüber Rußland 
noch viel deutlicher. So ordnet Gnändiger von 
68 untersuchten Kommentaren in besagten 
Medien 61 einem negativen Rußlandbild zu; 
das heißt 90 % aller Gast- oder redaktionellen 
Kommentare vermittelten ein Moskau-feindli-
ches Bild. Neutrale oder gar positive Bericht-
erstattung über Rußland und seine Politik 
während der Ukrainekrise kam nicht vor.

Horst Hofbauer

Aus: Hannes Hof bauer, Feindbild Rußland. 
Geschichte einer Dämonisierung. Promedia-
Verlag, Wien 2016, 304 S., 19,90. ISBN 978-3-
85371-401-0

Karikatur: Gertrud Zucker



Seite 16� RotFuchs / Juli 2016

TTIP und CETA stoppen!
Ende April haben 90 000 Demonstranten 

in Hannover gegen zwei geplante Freihan-
delsabkommen zwischen der EU und den USA 
(TTIP) einerseits und Kanada (CETA) ande-
rerseits protestiert. Anlaß war der Besuch 
von US-Präsident Obama. Dort hat er am 24. 
April gemeinsam mit Bundeskanzlerin Merkel 
die Hannover-Messe eröffnet. Gleichzeitig 
haben beide Politiker den Besuch aber auch 
genutzt, um für das Freihandelsabkommen 
zu werben.
Zur Demonstration aufgerufen hatte ein 
zivilgesellschaftliches Bündnis von rund  

20 Aktivistennetzwerken, Umwelt- und Ver-
braucherschutzorganisationen, Jugendver- 
bänden, Wohlfahrts-, Sozial- und Kultur- 
verbänden, Gewerkschaften, Bürgerrechts-  

und kirchlichen Organisationen, dem auch 
ver.di angehört.

„TTIP und CETA gefährden demokratische, 
ökologische und soziale Standards und sollen 
eine konzernfreundliche Paralleljustiz schaf-
fen“, erklärten die Organisatoren. „Dagegen 
protestieren Menschen aus ganz Europa und 
von jenseits des Atlantiks gemeinsam.“
Die Demonstration, auf der unter anderem 
Ulrich Schneider (Paritätischer Gesamtver-
band), Hubert Weiger (BUND), Andrea Kocsis 
(ver.di) und Lori Wallach von der US-amerika-
nischen Nichtregierungsorganisation Public 
Citizen sprachen, richtete an Obama und 
Merkel eine klare Botschaft: „Wir stehen auf 
gegen Handelsverträge, die Demokratie und 
Rechtsstaat aushöhlen, und machen uns stark 
für einen gerechten Welthandel, der sich an 
,Arbeitnehmer‘-rechten, Sozial-, Umwelt- und 
Verbraucherstandards statt an Konzerninter-
essen orientiert.“ Die Verhandlungen zu TTIP 
müßten gestoppt und CETA dürfe nicht rati-
fiziert werden, hieß es weiter.
Auf der Kundgebung forderten die Redner 
die Bundesregierung sowie das Europäische 
Parlament auf, dem mittlerweile fertig ver-
handelten CETA-Text nicht zuzustimmen. 
Umfassende internationale Verträge müß-
ten transparent verhandelt werden und den 
Schutz von Demokratie und Rechtsstaat 
gewährleisten. Die sogenannte regulatori-
sche Kooperation biete für Lobbyisten ein 
Einfallstor in die Gesetzgebung und berge 

die Gefahr, daß bewährte Standards etwa 
bei Lebensmittelqualität, Daseinsvorsorge, 
Kulturförderung oder Umweltschutz abge-
baut werden.
Für den Herbst kündigten die Organisato-
ren weitere Demonstrationen an. „Nachdem 
in Berlin im letzten Oktober eine Viertel 
Million Menschen gegen TTIP und CETA auf 
die Straße gegangen sind, tragen wir den 
Widerstand gegen die demokratiegefähr-
denden Abkommen nun in die Breite“, so das 
Bündnis.� RF/ver.di news

Ist Kaufsucht heilbar?

Eine Sendung im MDR zum Thema „Kauf-
sucht“ in Deutschland veranlaßt mich, 

dieses Phänomen etwas unter die Lupe zu 
nehmen. Als seinerzeit in die DDR eingewan-
derter BRD-Bürger kann ich mich, denke ich, 
kompetent dazu äußern. In den letzten 25 
Jahren, die seit dem Anschluß der DDR an die 
BRD vergangen sind, hat sich meine  Über-
zeugung gefestigt, daß wir eine Alternative 
zu diesem die Menschen krank machenden 
Gesellschaftssystem brauchen. 
Natürlich ist Konsum Voraussetzung sozialer 
Teilhabe. Er trägt zur Selbständigkeit und einer 
gewissen sozialen Sicherheit bei. In der kapi-
talistischen Gesellschaft jedoch zielt die Wer-
beindustrie darauf ab, das Kaufverhalten der 
Bürger als zentralen Übungsplatz für selbstän-
diges Handeln zu mißbrauchen. Sich etwas 
gönnen, Defizite durch Güter kompensieren 
und das Produkt als Problemlöser anpreisen, 
von wirklich gesellschaftsrelevanten Proble-
men ablenken, das sind die Absichten die-
ser Strategie. Bei nicht wenigen verfängt die 
„Pseudotherapie“ der Werbeindustrie. Sie ver-
fallen der Kaufsucht. Daß sie damit dem „Rat-
tenfänger von Hameln“ auf den Leim gehen, 
ist den meisten zwar im Grunde bewußt, da 
sie jedoch kurzfristig Erleichterung schafft, 
ist sie ein verführerisch einfaches und zuver-
lässig wirksames Mittel für kurzfristige Pro-
blembewältigung. 

Einen besonderen Stellenwert hat in diesem 
Zusammenhang die Annektion der DDR durch 
die BRD im Jahr 1990. Die DDR-Gesellschaft 
verstand sich eben nicht als Konsumgesell-
schaft, sondern sah sich auf dem Weg zur 
Kulturgesellschaft. Insofern sie Konsumge-
sellschaft war, war sie  eine auf Gebrauchs-
werte hin orientierte Gesellschaft. Wollte man 
das allgemeine Verhältnis beider Systeme 
zueinander bestimmen, könnte man – viel-
leicht etwas verallgemeinert – Kategorien 
wie Tradition versus Moderne / Mangel ver-
sus Überfluß / Egalität versus Individuali-
sierung / Standardisierung versus Pluralität 
von Lebensstilen / Plan versus Markt / Ver-
sorgung und Bedarfsdeckung versus Konsum 
und Shopping herausarbeiten. Modernisie-
rungsprozesse in Sachen Konsum vollzogen 
sich meiner Wahrnehmung nach allenfalls 
im Hintergrund. Über das BRD-Fernsehen, 
Weihnachtspakete aus dem Westen sowie 
marktfähige Verteilungsformen wie Inter-
shops und Genex waren diese gesteuert 
worden. So kann man von einer schleichen-
den „Kolonialisierung“ der DDR-Lebenswelt 
durch viele Informationskanäle, Waren-
transfers und werbewirksame Sendungen 
sprechen. DDR-Bürger waren nie vollstän-
dig vom Einfluß westlichen Konsumverhal-
tens abgeschnitten. Der „Bedürfnisimport“ 
aus dem Westen, die auf breiter Basis noch 

nicht erfüllbaren Begehrlichkeiten in die-
sem Bereich begünstigten in besonderem 
Maße die Assimilation der ostdeutschen 
an die westliche Konsumkultur. Daß damit 
auch die Schattenseiten dieser „Kultur“ mit 
übernommen wurden, liegt auf der Hand. 
Eine 1991 durchgeführte Studie zeigte, daß 
circa fünf Prozent der westdeutschen, aber 
nur ein Prozent der ostdeutschen Bevölke-
rung „stark kaufsuchtgefährdet“ waren. Ein 
Jahrzehnt später hat sich dieses Bild rapide 
zuungunsten der ostdeutschen Bevölkerung 
geändert. Nun waren schon 13 Prozent der 
ostdeutschen gegenüber zehn Prozent der 
westdeutschen Bevölkerung mit kaufsüchti-
gem Verhalten erfaßt worden. Betroffen sind 
Frauen wie Männer jeden Alters und aller 
Schichten, Reiche wie Arme, Promovierte 
wie Gelegenheitsarbeiter – gekauft wird 
faktisch alles. Die meisten haben Schulden. 
Einige werden kriminell, landen im Gefängnis. 
Für die Betroffenen ist es sehr schwer, Hei-
lung zu finden, denn als Krankheit wird 
Kaufsucht noch immer nicht anerkannt. 
Denn Werbeindustrie und Produktion leben 
auch vom Suchtverhalten dieser Menschen. 
Wollte man ihnen dauerhaft helfen, müßten 
die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, 
die solches hervorbringen, grundlegend geän-
dert werden. 

Hermann Ziegenbalg, Riesa-Weida

Hannover, 23. April 2016
� Foto: Reiner Engels/r-mediabase

Wir trauern um den in der DDR 
beheimateten ungarischen Philoso-
phen und Autor

Almos Csongár 
der am 31. Mai im 96. Lebensjahr in 
Berlin verstorben ist.
Mit seinem umfangreichen litera-
rischen und philosophischen Werk 
und seinem Engagement für die 
Sache des Friedens und der Völ-
kerverständigung hat er sich große 
Verdienste erworben. 
Wir entbieten unserem Freund und 
langjährigen Leser des „RotFuchs“ 
einen letzten Gruß. Seinen Angehö-
rigen gehört unser Mitgefühl.
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG  
Zyklus „Lebendiger Marxismus“

Marx’ Lebensweg bis zur Ausarbeitung des 
Kommunistischen Manifests

1. Teil
Vor bald 50 Jahren hat der damalige „Deutschlandsender“ (später umbenannt in „Stimme der DDR“) eine auch in Westdeutschland gehörte und 
beachtete Sendereihe mit Vorträgen zu Fragen unserer wissenschaftlichen Weltanschauung ausgestrahlt, deren Manuskripte sich erhalten haben 
und die wir den Lesern des „RotFuchs“ in einer Auswahl zur Verfügung stellen – inhaltlich wurde nichts verändert, von unumgänglichen Kürzun-
gen abgesehen. Man kann diese Vorträge lesen als Kapitel eines Geschichtsbuchs (dazu auch immer die Angabe des seinerzeitigen Sendetermins) 
und zugleich als Einführung in die Grundlagen marxistisch-leninistischen Denkens. Viele auch in den Vorträgen zum Ausdruck kommenden Hoff-
nungen haben sich in den vergangenen Jahrzehnten zerschlagen, manche Prognosen haben den Praxistest nicht bestanden – wesentliche Erkennt-
nisse von Marx, Engels, Lenin und anderen unserer Theoretiker aber haben nach wie vor Bestand, an ihnen halten wir (gelegentlich deswegen als 
Ewiggestrige beschimpft) fest, sie wollen wir – auch mit dieser Serie – vermitteln. � RF

Sendetermin: 23. April 1968

Auch die derzeitige Bundesregierung kann 
es nicht verhindern: Das Interesse am Mar-
xismus, die Nachfrage nach dem wahren und 
unverfälschten Marx wuchsen und wachsen 
in Westdeutschland rapide an. Während der 
sozialdemokratische Parteivorstand längst 
auch die kümmerlichsten Überreste des Mar-
xismus aus seinem Programm gestrichen hat, 
studieren sozialistische Studenten und junge 
Gewerkschafter in zunehmender Zahl Marx’ 
Schriften. Während die Kiesinger-Strauß-
Wehner-Regierung Antikommunismus, 
Antidemokratismus und damit auch Anti-
marxismus als Staatsdoktrin demonstriert, 
tragen westdeutsche Jugendliche in sinnig-
satirischer Verhöhnung imperialistscher 
Meinungsmanipulation stolz ihre Plaketten  

„I like Marx“. Während Herr König, sozial-
demokratischer Bürgermeister von Trier, 
spöttelt: „Wir haben Marx als Vater der Par-
tei abgegeben und geben ihn der Nation als 
Großvater“1), haben bereits Zehntausende 
zum Handeln entschlossener Demokraten, 
Antifaschisten und Notstandsgegner an die-
sem angeblichen Großvater Marx frappierend 
junge, für die bundesdeutsche Wirklichkeit 
aktuelle Züge entdeckt, haben ihn zu ihrem 
Verbündeten, haben den angeblichen Groß-
vater Marx zum Zeitgenossen Marx gemacht.
Zum 150. Geburtstag von Marx erweist sich 
seine Theorie nicht allein als scharfe gei-
stige Waffe im Ringen der Arbeiterklasse um 
die Macht. Der Marxismus hat heute seine 
Lebensfähigkeit und Stärke auch als kon-
struktive Kraft bestätigt, die immer neue 
ökonomische, soziale, politische und geistige 
Energien freigesetzt.
Das Werk aber ist nicht von seinem Schöpfer, 
der Marxismus nicht von Marx zu trennen. 
Wir wollen daher heute und in den näch-
sten beiden Folgen dem Lebensweg von Karl 
Marx in jenen Jahren und Jahrzehnten nach-
gehen, als er, bald gemeinsam mit Friedrich 
Engels, die Grundlagen seiner Theorie, die 
Grundlagen des wissenschaftlichen Sozia-
lismus, ausarbeitete, jener Theorie, die im 
Frühjahr 1848 im „Manifest der Kommunisti-
schen Partei“, zum ersten Mal als Programm 
der revolut ionären Arbeiterbewegung 

zusammengefaßt, ihren Siegeszug antrat. 
Wir werden diesen Lebensweg und damit 
den Schaffensprozeß von Marx in drei Etap-
pen behandeln – bis 1842, von 1842 bis Mitte 
1844, von Mitte 1844 bis Frühjahr 1848 –, 
und wir werden versuchen, trotz der gebo-
tenen Kürze ein möglichst plastisches Bild 
von den inneren und äußeren Kämpfen zu 
skizzieren, die Karl Marx, dieser Revolutio-
när der Wissenschaften und Wissenschaft-
ler der Revolution, bereits in jungen Jahren 
zu bestehen hatte.
Als Karl Marx vor 150 Jahren geboren wurde, 
bot die politische Landkarte Deutschlands 
einen bunten Anblick. Deutschland war zer-
rissen in zahlreiche große und kleine Staaten, 
mühsam zusammengehalten durch den Deut-
schen Bund, eine Vereinigung der feudalen 
Fürsten. Mit Terror und Demagogie hatten 
die feudalen Herrscher nach der Vertreibung 
Napoleons aus Deutschland ihre politische 
Macht wiedererrichtet und im Bunde mit dem 
russischen Zaren eine „Heilige Allianz“ gegen 
alle demokratischen Kräfte geschlossen.
In dieser Periode der schwärzesten Reaktion 
wurde am 5. Mai 1818 Karl Marx in Trier an 
der Mosel geboren. Doch er wurde geboren in 
dem ökonomisch und politisch fortgeschrit-
tensten Gebiet Deutschlands, in der preußi-
schen Rheinprovinz, und in einer Familie, in 
der der Geist der bürgerlichen Aufklärung 
und der Humanität lebendig war. In diesem 
Geiste des bürgerlichen Humanismus wurde 
der junge Karl, der älteste Sohn in der kin-
derreichen Familie, auch erzogen. Im Kreis 
seiner Geschwister verlebte der junge Marx 
eine heitere und sorgenfreie Kindheit. Auf 
dem Gymnasium, das er ab 1830 besuchte, 
machte er gute Fortschritte.
Im September 1835, mit erst 17 Jahren, 
bestand der junge Karl Marx die Reife
prüfung. Die Leistungen, die ihm die König-
liche Prüfungskommission bescheinigte, 
waren guter Durchschnitt. Das Abiturzeugnis 
ließ noch nicht vermuten, was in dem 17jähri-
gen steckte. Eines aber ließ aufhorchen, sein 
Abituraufsatz „Betrachtung eines Jünglings 
bei der Wahl seines Berufes“.
Der junge Marx verurteilte eine Berufswahl, 
die nur auf eigensüchtigen oder gar materi-
ellen Interessen beruhte. „Die Erfahrung“, 

schrieb er, „preist den als den Glücklichsten, 
der die meisten glücklich gemacht.“2) Doch 
der heranwachsende Marx erkannte auch, 
daß die Wahl des Berufes nicht nur vom Wol-
len des einzelnen abhängt. „Wir können nicht 
immer den Stand ergreifen, zu dem wir uns 
berufen glauben“, schrieb er, „unsere Ver-
hältnisse in der Gesellschaft haben eini-
germaßen schon begonnen, ehe wir sie zu 
bestimmen imstande sind.“3)

Dieser Gedanke läßt aufhorchen, zeugt er 
doch davon, daß sich der Abiturient bereits 
der Bedeutung der sozialen Verhältnisse 
im menschlichen Leben bewußt zu werden 
begann. Voll jugendlichem Idealismus schloß 
er seinen Aufsatz mit den Worten: „Wenn wir 
den Stand gewählt, in dem wir am meisten 
für die Menschheit wirken können, dann 
können uns Lasten nicht niederbeugen, weil 
sie nur Opfer für alle sind; dann genießen 
wir keine arme, eingeschränkte, egoistische 
Freude, sondern unser Glück gehört Millio-
nen.“4)

Mit diesem Vorsatz, sein Leben in den Dienst 
an der Menschheit zu stellen, verließ Karl 
Marx im Oktober 1835 Trier und begann 
das Universitätsstudium, zunächst in Bonn, 
ab 1836 in Berlin. Auf Wunsch des Vaters 
studierte er Jura. Doch er „fühlte vor allem 
Drang, mit der Philosophie zu ringen“5), 
wie er dem Vater gestand. In der Tat begann 
nun in Berlin ein leidenschaftliches Bemü-
hen des Studenten um eine Weltanschau-
ung, die ihm eine feste Grundlage für seine 
wissenschaftliche Arbeit wie für seine poli-
tischen Auffassungen geben konnte. Er stu-
dierte unermüdlich, zeigte Interesse für alle 
Zweige der Gesellschaftswissenschaften, der 
Literatur und Kunst, durchdachte kritisch 
alles Gelesene, machte Exzerpte, schrieb 
kleinere Monographien, um die erworbe-
nen Kenntnisse zu verarbeiten, verwarf sie 
aber bedenkenlos, wenn sie seiner selbst-
kritischen Prüfung nicht standhielten. Mit 
dieser auch für Marx’ spätere wissenschaft-
liche Arbeit charakteristischen Methode eig-
nete er sich Schritt für Schritt die positiven 
Errungenschaften der bisherigen Philoso-
phie und Gesellschaftswissenschaften an 
und begann, sie kritisch an der Wirklich-
keit, an der Praxis zu überprüfen.
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War die bürgerliche Klasse in Deutschland 
bis in die 1830er Jahre noch nicht reif und 
stark genug, den Feudalismus politisch zu 
schlagen und zu vernichten, so bereitete sie 
dennoch auf ideologischem Gebiet die bür-
gerliche Revolution vor. Das geschah durch 
die klassische deutsche Literatur und vor 
allem die klassische Philosophie des ausge-
henden 18. und beginnenden 19. Jahrhun-
derts. Ihre Vertreter richteten die Waffe 
der Kritik gegen den gleichen Gegner, den 
die Bourgeoisie auf polit ischem Gebiet 
bekämpfte – die Feudalklasse.
Natürlich stieß diese sogenannte philosophi-
sche Revolution auf den heftigsten Wider-
stand der Wortführer des Feudalismus. Und 
natürlich spiegelten auch die Ideen und 
Werke der hervorragendsten Vertreter der 
klassischen deutschen Philosophie – Imma-
nuel Kants, Johann Gottlieb Fichtes, Georg 
Wilhelm Friedrich Hegels und Ludwig Feu-
erbachs – nicht nur die Widersprüche zwi-
schen der aufstrebenden kapitalistischen 
Gesellschaft und der überlebten Feudalord-
nung, sondern auch die politischen Inkonse-
quenzen des jungen deutschen Bürgertums 
wider. Gleichwohl aber bahnten sie den Weg 
für die notwendige bürgerliche Umgestal-
tung Deutschlands.
Vor diesem Hintergrund politischer und phi-
losophischer Auseinandersetzungen voll-
zog sich Marx’ Ringen um einen gesicherten 
weltanschaulichen Standpunkt. Marx’ Stre-
ben, seine philosophischen Auffassungen, die 
zunächst durch den subjektiven Idealismus 
geprägt waren, mit Geschichte und Gegen-
wart der Menschheit, also mit der Wirklich-
keit in Übereinstimmung zu bringen, kam 
die Lehre des Berliner Philosophen Georg 
Wilhelm Friedrich Hegel, der Hegelianis
mus, entgegen. Hegels genialer philosophi-
scher Versuch, mit Hilfe der Dialektik auf 
allen Gebieten der Menschheitsgeschichte 
und insbesondere des menschlichen Den-
kens eine durchgehende Entwicklungslinie 
nachzuweisen – nämlich die Entwicklung 
der „absoluten Idee“ –, wirkte auf Marx wie 
auf zahlreiche andere junge Intellektuelle 
jener Zeit faszinierend. Marx erkannte in der 
Philosophie Hegels bald das Wesentliche: die 
dialektische Methode. In einem Brief an den 
Vater bezeichnete der Neunzehnjährige sei-
nen Übergang zu Hegel als eine Wendemarke 
in seinem Leben – ein erstaunliches Urteil, 
denn tatsächlich sollte dieser Übergang zu 
einem Ausgangspunkt in der Entwicklung 
des wissenschaftlichen Sozialismus werden.
Marx’ Bekehrung zu Hegel, vor allem zu des-
sen Dialektik, vollzog sich in einem Kreis 
Gleichgesinnter, im „Doktorklub“. In ihm hat-
ten sich junge Berliner Akademiker vereinigt, 
die aus Hegels Philosophie revolutionäre 
Schlußfolgerungen zogen und Junghegelia-
ner genannt wurden. Doch während die mei-
sten Junghegelianer die Hegelsche Dialektik 
vorwiegend auf geistig-spekulativem Gebiet, 
besonders in der Religionskritik, anwandten, 
ohne konkretes Studium der Wirklichkeit, 
wuchs in Marx das Bestreben, die Philoso-
phie auf die Wirklichkeit anzuwenden.
Als Marx im April 1841 auf Grund seiner Dis-
sertation promoviert wurde, war er bereits 
zu einem demokrat ischen Standpunk t 

gelangt. Während die meisten anderen Jung-
hegelianer liberale Gedanken verfochten, 
sich also zu den politischen Zielen der Bour-
geoisie bekannten, wollte Marx statt nur für 
die Klasseninteressen der Bourgeoisie für 
die Interessen des ganzen Volkes kämpfen.
Der junge Doktor der Philosophie kehrte 
zurück nach Trier, sehnlich erwartet von 
seiner Jenny. Schon als Student, im Sommer 
1836, hatte er sich, zunächst heimlich, mit 
Jenny von Westphalen, seiner Jugendfreun-
din, verlobt. Der Bund zwischen dem einfa-
chen Bürgersohn und der jungen Adligen, der 
sich die glänzendsten Partien anboten, war 
nach den damals herrschenden Sitten eine 
Sensation, ja ein Wagnis. Er sollte sich jedoch 
in jahrzehntelanger Lebens- und Kampfge-
meinschaft glänzend bewähren. Noch aber 
war an eine Heirat nicht zu denken. Marx war 
ohne Stellung und damit ohne sichere Exi-
stenzgrundlage.
Seine Hoffnung, an der Bonner Universi-
tät eine Dozentur zu bekommen, zerbrach, 
da die reaktionäre preußische Regierung 
rigoros alle oppositionellen Kräfte, voran 
die Junghegelianer, von den Universitäten 
vertrieb oder fernhielt. So wurde Marx, der 
zu keinerlei Zugeständnis an die Ideologie 
des Feudalabsolutismus bereit war, durch 
die Auseinandersetzungen zwischen der 
anschwellenden antifeudalen Opposition 
und dem reaktionären preußischen Staat 
auf das Gebiet gedrängt, das zu Beginn der 
1840er Jahre zum wichtigsten Kampfplatz 
zwischen Reaktion und Fortschritt wurde: 
die politische Publizistik.
Zunächst arbeitete er zwar noch, gemein-
sam mit dem Junghegelianer Bruno Bauer, an 
einigen religionskritischen Schriften und las 
und exzerpierte zu diesem Zweck zahlreiche 
kunst- und religionsgeschichtliche Werke. 
Doch immer stärker lehrten ihn die Erfah-
rungen des täglichen Lebens, daß gegenüber 
dem preußischen Staat Kritik auf philoso-
phischem Gebiet nicht ausreichte. Pflicht der 
Philosophen, so schien ihm, war es, unmit-
telbar und direkt in den politischen Kampf 
einzugreifen. Als sich ihm die Gelegenheit 
dazu bot, nutzte er sie mit Energie und Lei-
denschaft.
Wie ein Fanfarenstoß wirkte seine erste 
journalistische Arbeit „Bemerkungen über 
die neueste preußische Zensurinstruktion“, 
in der er mit rücksichtsloser Schärfe die 
reaktionäre Zensur anprangerte. Mit uner-
bittlicher Logik und scharfem Spott wies er 
nach, daß die scheinliberale Milderung der 
Zensur im Grunde genommen auf eine Ver-
schärfung der ohnehin äußerst willkürlichen 
Handhabung der Zensur hinauslief. Er kam 
zu dem Schluß, daß die reaktionäre Zensur 
nicht gemildert oder geändert, sondern völlig 
abgeschafft werden müsse. „Die eigentliche 
Radikalkur der Zensur wäre ihre Abschaf-
fung“6), schrieb er.
Mit diesem Aufsatz trat Marx in den unmit-
telbaren politischen Kampf ein und nahm 
erstmalig unverhohlen Stellung gegen den 
Feudalabsolutismus. Schon diese Arbeit 
erwies ihn eindeutig als revolutionären 
Demokraten, dem es darauf ankam, die reak-
tionären Zustände zu beseitigen, und nicht 
nur, sie zu reformieren.

Im Frühjahr 1842 – er hielt sich gewöhnlich 
in Trier, Bonn oder Köln auf – machte Marx 
eine für seine geistige Entwicklung wich-
tige Bekanntschaft. Er lernte die Ideen des 
süddeutschen Philosophen Ludwig Feuer-
bach kennen. Feuerbach verwarf, besonders 
in seinem Buch „Das Wesen des Christen-
tums“, jede Religion sowie den gesamten 
Hegelschen Idealismus als unvereinbar mit 
dem wirklichen Wesen der Welt und mit 
der Würde des Menschen. An ihre Stelle 
setzte er den philosophischen Materialis-
mus, wobei er freilich den Materialismus 
nur auf die Natur, nicht aber auch auf die 
menschliche Gesellschaft anwandte.
Feuerbachs Buch brach den Bann der Hegel-
schen Philosophie. Seine materialistischen, 
atheistischen und humanistischen Gedan-
ken wirkten auf Marx – wie übrigens auch 
auf Friedrich Engels und viele andere pro-
gressive Intellektuelle – elektrisierend und 
halfen ihm bei seiner kritischen Überwin-
dung des Hegelianismus und seiner Hinwen-
dung zur Praxis.
Friedrich Engels schrieb noch Jahrzehnte 
später über Feuerbachs Werk „Das Wesen 
des Christentums“: „Man muß die befrei-
ende Wirkung dieses Buchs selbst erlebt 
haben, um sich eine Vorstellung davon zu 
machen. Die Begeisterung war allgemein: 
Wir waren alle momentan Feuerbachia-
ner.“7)

Der Wunsch, mit der Waffe der Philoso-
phie in den Tageskampf einzugreifen, war 
es auch, der Marx 1842 an der oppositionel-
len „Rheinischen Zeitung für Politik, Handel 
und Gewerbe“ mitarbeiten ließ. Die „Rhei-
nische Zeitung“ war Anfang 1842 von der 
aufstrebenden Bourgeoisie der preußischen 
Rheinprovinz gegründet worden mit dem 
Ziel, die ökonomischen und polit ischen 
Interessen des rheinländischen Handels und 
Gewerbes zu verfechten. Zahlreiche opposi
tionelle, gegen den preußischen Militärstaat 
und seine Ideologie auftretende Kräfte sam-
melten sich um dieses Publikationsorgan.
Die ersten Aufsätze, die Marx in der „Rhei-
nischen Zeitung“ publizierte, richteten 
sich wieder vor allem gegen die Zensur. 
Sie erregten solches Aufsehen und solche 
Zustimmung im liberalen und demokrati-
schen Bürgertum, daß die Herausgeber der 
Zeitung im Oktober 1842 Marx zum leiten-
den Redakteur beriefen. Damit begann ein 
neuer Lebensabschnitt für den zum revolu-
tionären Demokraten reifenden Marx. 

Anmerkungen:
1) „Die Welt“, Nr. 44, 21. Februar 1968
2) Karl Marx/Friedrich Engels: Werke (im 

folgenden: MEW), Ergänzungsband, 
Erster Teil, S. 594

3) Ebenda, S. 592
4) Ebenda, S. 594
5) Marx an Heinrich Marx, 10. November 

1837. Ebenda, S. 4
6) MEW, Bd. 1, S. 25
7) Friedrich Engels: Ludwig Feuerbach und 

der Ausgang der klassischen deutschen 
Philosophie. In: MEW, Bd. 21, S. 272
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Eine Reise nach Vietnam 

Ho Chi Minh gehörte im vorigen Jahrhun-
dert neben Che zu den Ikonen einer gan-

zen Jugendgeneration. Auch ich verehrte 
diesen Mann, der sein geschundenes Volk von 
der französischen Kolonialknute befreit und 
sich an die Spitze des Widerstandes gegen 
den amerikanischen Aggressor gestellt hatte. 
Nun, da ich die magische Siebzig überschritt, 
wäre mir nicht im Traum eingefallen, mich 
noch einmal meiner Jugendikone zuzuwen-
den, wenn … ja, wenn mich eines Abends nicht 
mein Freund Micha angerufen hätte. „Was 
hältst du davon, mit mir nach Vietnam zu flie-
gen? Ich bin neugierig, was aus dem Land und 
seinen Menschen geworden ist. Und so ganz 
nebenbei könnten wir überprüfen, ob unsere 
üppigen Soli-Spenden geholfen haben.“ Gut, 
dachte ich, viel davon wird nicht übrig sein – 
nach diesem grausamen Krieg, der drei Mil-
lionen Vietnamesen das Leben gekostet hat. 
Michas Vorschlag reizte mich dennoch. Viel-
leicht hatten Ho Chi Minhs Enkel ihre Chance 
besser genutzt als wir die unsere? 
Als ich das Einreisevisum las, schlug mein 
Puls schneller. Wir brachen tatsächlich in die 
Sozialistische Republik Vietnam auf. 
Nach 17 000 Flugkilometern landeten wir in 
Vietnams Hauptstadt Hanoi. Die Eintrittsfor-
mulare fragten in Englisch. Während ich grü-
belte, erlöste mich ein Bayer. Stolz verkündete 
er, in Hanoi einen Autosalon für Luxusschlit-
ten zu besitzen, in dem der Porsche der Trabbi 
sei. Das fing ja verheißungsvoll an!
Am Kofferkarussell suchte ein Page des Hori-
son-Hotels mit einem Schild nach Mister Otto 
und Mister Brix. Wieder dieses Englisch, das 
uns bis zum Abflug quälen sollte. Der Wer-
beprospekt unseres 5-Sterne-Hotels klärte 
uns über sein englisches Management auf. Na 
prima, nun konnte nichts mehr schiefgehen. 
Das Nobelpalais ließ keine Wünsche offen. 
Hinter lautlos schließenden Glastüren emp-
fing uns eine klimatisierte sterile Welt. Die 
tropische Hitze – Ende Februar noch 30 Grad 

– und der laute Straßenlärm blieben draußen. 
Im Foyer sammelte sich unsere TUI-Gruppe. 
Zufällig waren sieben aus West- und sieben 
aus Ostdeutschland eingeflogen. Der vietna-
mesische Reiseleiter begrüßte uns in lupen-
reinem Sächsisch, das er während seines 
Maschinenbaustudiums in Gorlmorxstodt 
erlernt hatte. Man bedauerte, daß es weder 
Gorlmorxstodt noch seinen Praktikantenbe-
trieb mehr gab. Spitzbübisch lächelnd erin-
nerte er an einen gewissen Hager, der sich 
während Mans Studienzeit hartnäckig gewei-
gert hatte, seine Wohnung neu zu tapezie-
ren – im Gegensatz zu den Vietnamesen, die 
ihre schon 1986 umzugestalten begannen, 
unmittelbar nachdem ihnen der Kremlchef 
freie Fahrt zum Neugestalten ihrer ureigenen 
Landesgeschicke gegeben hatte. Jedenfalls 
blühten die Industrien von Hanoi und Ho-Chi-
Minh-Stadt und auch die Landwirtschaft seit-
dem auf – mit Nokia, Philips, Siemens und …
Erst einmal schauten wir uns Hanoi an. Eine 
Rikschatour durch die Altstadt eröffnete den 
Kennenlernreigen. Mein Instinkt wehrte sich, 
das historische Relikt wie einer der französi-
schen Kolonialherren zu besteigen, die nach 

ihrer schmachvollen Niederlage bei Dien Bien 
Phu endgültig aus dem Land am südchinesi-
schen Meer vertrieben worden waren. Doch 
Man, unser ortskundiger Gorlmorxstädter, 
beruhigte mich. Die Rikscha sei längst zur 
touristischen Attraktion avanciert. Unsere 
Rikschakolonne quälte sich an Tausenden 
Mopeds vorbei, gegen die selbst die wenigen 
Luxusschlitten aus dem blauweißen Salon 

unseres Flughafen-Dolmetschers chancen-
los blieben.

„Die Vietnamesen sind wie Kinder, sie glauben 
alles und essen alles“, lautete einer der Lieb-
lingssätze unseres Reiseleiters. „Sie mischen 
die Lehren von Konfuzius, Laotse und Bud-
dha zu ihrer praktikablen Lebensphilosophie.“ 

„Auch unser erster Präsident, den die Fischer 
und Reisbauern liebevoll Bac Ho (Onkel Ho) 
nennen, war Anhänger der asiatischen Gei-
stestitanen Buddha und Konfuzius“, erklärte 
Man, als wir neben der Einsäulenpagode, 
einem buddhistischen Heiligtum von 1049, 
einen orange blühenden Bodhibaum bewun-
derten. Man erzählte manche Geschichte über 
den noch immer von der Mehrzahl der Viet-
namesen verehrten Onkel Ho. Dessen selbst-
gewählter Name Ho Chi Minh bedeutet Der 
nach Erleuchtung Strebende. Ein wahrlich 
ungewöhnliches Bekenntnis eines Kommu-
nisten – bedeutet doch Buddha nichts ande-
res als Der Erleuchtete. Ho Chi Minh gehörte 
als Berufsrevolutionär lange zu den Gejagten 
und mußte während seiner Emigrationsjahre 
oft seinen Namen ändern. Ho Chi Minh war 
sein fünfzigster und letzter Name.
Als Ho Chi Minh 1954 nach dem legendären 
Sieg über die Franzosen bei Dien Bien Phu als 
Präsident die Demokratische Republik Viet-
nam ausrief, sollte er die Residenz des Gene-
ralgouverneurs von Indochina beziehen. 
Onkel Ho war viel zu bescheiden, schenkte 
den Palast seinem Volke und ließ sich neben 
einem Karpfenteich eine Pfahlhütte bauen, in 
der er bis zu seinem Tode 1969 wie ein einfa-
cher Fischer lebte. 
Während wir uns unter die Besucher des Ho-
Chi-Minh-Mausoleums mischten, baten wir 
Man, uns den Widerspruch zwischen der bom-
bastischen Grablege und der bescheidenen 

Wohnhütte Bac Hos zu erklären. „Onkel Ho 
lehnte zeit seines Lebens Personenkult und 
Privilegien ab. Testamentarisch verfügte er: 
Teilt meine Asche in 3 Teile und bewahrt sie 
in 3 Keramikurnen auf, dem Sinnbild für den 
Norden, das Zentrum und den Süden.
Von Hanoi führte unsere Reise über 2000 
Kilometer bis ins Mekongdelta. Wir erlebten 
die Kaiserstadt Hui, die denkmalgeschützte 

Stadt Hoi An, die 2000jährige Chamkultur mit 
der hinduistischen Tempelstadt My Son – ein 
zweites Angkor. Am tiefsten beeindruckten 
uns jedoch die Menschen, die wir durch unse-
ren Begleiter Man kennenlernen durften. Ganz 
allmählich begannen wir zu begreifen, wes-
halb Bac Ho in Vietnam wie ein Buddha verehrt 
wird. Keine Stadt ohne seine Statue, kein Haus-
altar und keine Pagode ohne sein Bild.
Doch auch das sei erwähnt: Obwohl es in 
historisch kurzer Zeit gelang, die massen-
hafte Armut zu besiegen, war allenthalben 
nicht zu übersehen, daß die Schere zwischen 
den einfachen Menschen und einigen Superrei-
chen immer weiter auseinanderklafft. Neulich 
berichteten die Medien vom ersten vietname-
sischen Dollar-Milliardär. Nicht wenige Mil-
lionäre sind Mitglied der Kommunistischen 
Partei, die Initiative fördert und statt jede 
Reißzwecke zu planen sich nur noch um die 
strategischen Ziele der gesellschaftlichen 
Entwicklung kümmert. Wo diese Entwick-
lung wohl münden wird? Dem nachzugehen 
ist schon wieder eine andere Geschichte.
Und was ist aus den Spenden – immerhin fünf 
Prozent des Gehaltes – geworden, die ja den 
Anlaß für die Reise gegeben haben? In Cu Chi 
sind wir fündig geworden. Dort, wo die viet-
namesischen Kämpfer aus einem ausgeklü-
gelten Tunnelsystem heraus die Amerikaner 
erfolgreich und ebenso listenreich bekämpft 
hatten, liefern heute Kautschukbäume devi-
senträchtiges Exportgut. Die Fachleute der 
Plantage sind am Tropeninstitut der DDR aus-
gebildet und die Setzlinge von unseren Spen-
den angeschafft worden. Und vielleicht waren 
auch unsere Spenden ein kleiner Beitrag zum 
Sieg der vietnamesischen Volksarmee über die 
amerikanischen Aggressoren. 

Dr. Karl-Heinz Otto, Potsdam

Ho-Chi-Minh-
Stadt 2015
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Der 8. Mai muß als „Tag der Befreiung“ zu einem 
Nationalen Gedenktag gemacht werden!

Der zweite Weltkrieg stellt ein Menetekel 
dar, ein Warnungszeichen an die gesamte 

Menschheit, den Weg des hemmungslosen 
Machtkampfs und der schrankenlosen Zerstö-
rung zu beenden. Auf drei Kontinenten wurde 
von 1939 bis 1945 mit bis dahin nicht erlebter 
Rücksichtslosigkeit gegenüber jedem mensch-
lichen Leben von dem verbrecherischen deut-
schen NS-Staat und seinen Verbündeten ein 
Eroberungskrieg geführt, dessen Ziel Ausrot-
tung und Unterwerfung anderer Nationen und 
rassistisch ausgegrenzter Gruppen war.
Über 50 Millionen Menschen verloren ihr 
Leben – zum Ende zeigten die Atombomben-
explosionen in Hiroshima und Nagasaki, daß 
nun die Mittel zur völligen Vernichtung der 
Menschheit den Militärmächten zur Verfü-
gung standen. Wer aus seiner Geschichte nicht 
lernt, ist verurteilt, solche Verbrechen und 
selbstverschuldeten, ungeheuren Katastro-
phen erneut zu erleben.
Deutschland ist seit dem Kosovo-Krieg über 
Afghanistan und nun Syrien auf einem ver-
hängnisvollen Weg der Verleugnung seiner 
entsetzlichen Kriegsgeschichte. Die „Ent-
tabuisierung des Militärischen“ (Gerhard 
Schröder) ist weit vorangeschritten. Der 
historischen Amnesie muß im Interesse 
unserer Zukunft entschieden entgegenge-
treten werden. Deswegen werden wir uns 
dem Vergessen entgegenstellen, und unsere 
Forderung auch weiter vertreten: den 8. Mai 
als „Tag der Befreiung“ zu einem Nationalen 
Gedenktag zu machen.
In anderen am Zweiten Weltkrieg beteilig-
ten Staaten wird der Jahrestag des Kriegs-
endes in Europa als Feiertag begangen, so 
in Frankreich, Tschechien und der Slowakei, 
in den Niederlanden (am 5. Mai), in Italien 
(am 25. April). In der Sowjetunion wurde am 
9. Mai der Tag des Sieges begangen – in der 
DDR war übrigens seit 1950 der 8. Mai gesetz-
licher Feiertag zum Gedenken an den Sieg 
über den Faschismus. Und warum wurde und 
wird in NATO-Deutschland dieses geschichts-
trächtige Datum verdrängt?
Für uns gilt die denkwürdige Klarstellung des 
damaligen Bundespräsidenten Richard von 
Weizsäcker, der am 8. Mai 1985 sagte: „Der 
Blick ging zurück in einen dunklen Abgrund 
der Vergangenheit und nach vorn in eine 
ungewisse dunkle Zukunft. Und dennoch 
wurde von Tag zu Tag klarer, was es heute 
für uns alle gemeinsam zu sagen gilt: Der 
8. Mai war ein Tag der Befreiung. Er hat uns 
alle befreit von dem menschenverachtenden 
System der nationalsozialistischen Gewalt-
herrschaft.“
Heute droht unser Geschichtsbild überschat-
tet zu werden von einem erneuerten Feind-
bild gegen Rußland, dem Kern der früheren 
Sowjetunion, die mit 27 Millionen Toten die 
größten Opfer für die Befreiung Europas vom 
Faschismus gebracht hatte.
Wir brauchen den Gedenktag auch zur Mahnung 
an die Befreiung von Kriegspropaganda, die im 
Kern von Rassismus, Streben nach Dominanz 

über abhängige Staaten und Eroberung von Res-
sourcen angetrieben wurde. Die Kontinuitäten 
der heutigen Politik sind bedrohlich, die Erinne-
rung an die Verbrechen des Zweiten Weltkriegs 
und zugleich die Aufdeckung seiner Ursachen 
ist ein wichtiges Element einer friedensfähigen 
Zukunft.
Mit Willy Brandts Worten „Vom deutschen 
Boden darf nie wieder ein Krieg ausgehen“ 
halten wir uns an das Grundgesetz Art. 26 
und widersprechen der Geschichtsverges-
senheit aktueller deutscher Politiker, die von 

wachsender Verantwortung Deutschlands 
reden und direkt oder indirekt militärisches 
Eingreifen in fremden Ländern meinen, immer 
wieder unter Bruch des Völkerrechts.
Wir begründen unsere Forderung im Sinne 
des Schwurs der Häftlinge von Buchenwald 
bei ihrer Befreiung:

„Die Vernichtung des Nazismus mit seinen Wur-
zeln ist unsere Losung. Der Aufbau einer neuen 
Welt des Friedens und der Freiheit ist unser Ziel.“

Dortmunder Friedensforum, VVN-BdA, 
Bündnis Dortmund gegen rechts

Rolf Becker spricht zum Tag der Befreiung im KZ Esterwegen
Foto: Jochen Vogler/r-mediabase

Auch im westfälischen Münster fand eine Feier zum Tag der Befreiung statt
� Foto: r-mediabase
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Im dagestanischen Dorf Tschinar bei Derbent trugen die 
Teilnehmer der Aktion „Unsterbliches Regiment“ Fotos ihrer 
Großväter und russische Fahnen mit sich. 

9. Mai – Aktion 
„Unsterbliches 

Regiment“

Am Sowjetischen 
Ehrenmal, Berlin, 
Straße des 17. Juni
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In Omsk sind mehr als 30 000 Einwohner mit Bildern ihrer Vorfahren 
auf die Straße gegangen, um sie am 71. Jahrestag des Sieges im 
Großen Vaterländischen Krieg zu ehren. 

An der Aktion „Unsterbliches Regiment“ haben 
am 9. Mai weltweit viele Millionen Menschen 
teilgenommen. Nicht nur in Rußland und ande-
ren ehemaligen Sowjetrepubliken ist das Inter-
esse an der Aktion groß, bei der am Tag des 
Sieges die Porträts gefallener Vorfahren gezeigt 
werden, sondern auch in  Frankreich, Polen, 
Deutschland, den USA und Kanada. 

In Donezk versammelten sich 30 000 Menschen 
zur Aktion. 
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Der Sprößling aus dem Treptower Park

Im Sommer 2009 folgte ich einer seit lan-
gem ausgesprochenen Einladung nach 

Kaliningrad. Oft schon hatte ich Viktoria 
Briefe geschrieben und von ihr Briefe erhal-
ten, wir hatten telefoniert und gegen-
seitig Grüße ausgetauscht. Ich freute 
mich sehr auf unser bevorstehendes 
Wiedersehen.
Im April 2005 hatten wir uns kennenge-
lernt. Damals war ich von der Mahn- und 
Gedenkstätte Ravensbrück als Betreue-
rin für die russischsprechenden Gäste 
eingesetzt worden. Die Gäste waren 
ehemalige Häftlinge des Frauenkon-
zentrationslagers. Viele darunter sind 
während des Krieges aus sowjetischen 
Dörfern und Städten verschleppt oder 
bei Kämpfen gefangengenommen wor-
den. Über Sammellager und andere Kon-
zentrationslager hat man sie schließlich 
nach Fürstenberg verbracht. Anläßlich 
der Feierlichkeiten zum 60. Jahrestag 
der Befreiung fand an einem Abend ein 
Treffen einstiger Kinderhäftlinge statt. 
Viktoria gehörte zu ihnen. Sie wurde am 
29. August 1944 im Frauenkonzentrationsla-
ger Ravensbrück geboren.
Damals, 2005 und auch 2007, als ein zweites 
Treffen stattfand, an dem Viktoria in Beglei-
tung ihrer Schwester Katja teilnahm, lernte 
ich zwei wunderbare Menschen kennen. Vika, 
wie ich sie alsbald nannte, war sehr zurück-
haltend, bescheiden, höflich und hielt sich 
immer etwas im Hintergrund des Gesche-
hens. Sie ist sehr intelligent, hat, wie ich spä-
ter erfuhr, als Mathematiklehrerin gearbeitet. 
Die unmenschlichen Bedingungen im Lager 
haben jedoch ihre Gesundheit ruiniert. Noch 
weit vor dem Rentenalter war sie gezwungen, 
ihre Arbeit aufzugeben.
Wir beide kamen jedoch schnell ins Gespräch. 
Viele Frauen, auch die deutschen Gäste, hatten 

eine Menge Fragen an sie, wollten, daß Vikto-
ria ihnen etwas über ihre Mutter, Jelisaweta 
Nikolajewna, und über ihren Vater, Wassili Ios-
sifowitsch Tschernow, erzähle. Mit großem 

Interesse hörten wir ihren einfachen Wor-
ten zu. Ihre Aufregung bei den verschiedenen 
Interviews war zu spüren. Unsere Unterhal-
tungen auf den Wegen zu den einzelnen Veran-
staltungen, bei Spaziergängen durch die Stadt 
und bei Exkursionen ins Umland waren unge-
zwungen, herzlich, einfach so, als ob man sich 
schon sehr lange kennen würde.
Nun stand meine Reise zu Vika und ihrer Fami-
lie bevor. Ich wußte, daß ihr Vater Wassili 
Tschernow in der Roten Armee gekämpft hatte 
und mit seinen Truppen bis nach Deutsch-
land vorgerückt war. Am 8. Mai 1945 stand 
sein Bataillon unweit der Ortschaft Grabow, 
nur wenige Kilometer von dem Ort entfernt, 
wo seine Frau und Tochter schreckliche Tage 
und Monate im Konzentrationslager erleiden 

mußten und überlebt hatten! Damals wußte 
Wassili Tschernow jedoch nicht, daß sie ihm 
so nah waren. In seinen Büchern und Essays, 
wie „Der erste Monat nach dem Krieg“ und 

„Selbstbekenntnis einer Frontkämpfe-
rin“ schildert er seine Erlebnisse von der 
Front, berichtet er über seine Frontka-
meraden und widmet einen großen Teil 
seiner geliebten Frau Jelisaweta Nikola-
jewna. Ich wollte Wassili Tschernow mit 
einem kleinen Geschenk eine besondere 
Freude bereiten. Daher fragte ich Vika, 
was ich einem Mann wie ihrem Vater, 
einem Veteranen des Großen Vater-
ländischen Krieges, als Geschenk mit-
bringen könne. Obwohl schon längst 
Rentner, nimmt er noch immer Auf-
gaben im örtlichen Forstministerium 
wahr und arbeitete oft im Wald. Meine 
Frage an Vika war: „Soll ich ihm viel-
leicht eine Säge mitbringen?“ Ihre Ant-
wort lautete: „Nein, keine Säge, Papa 
pflanzt hauptsächlich Bäume, er fällt 
sie nicht!“
Ich dachte nach und kam auf die Idee, 

zum sowjetischen Ehrenmal nach Treptow zu 
fahren – vielleicht fand ich unter den Platanen, 
die rings um das Ehrenmal am Wege stehen, 
einen Sprößling, nahe am Stamm eines großen 
Baumes. Zweimal ging ich die Wege links und 
rechts der Anlage entlang. Und ich hatte Glück, 
ich hatte schon fast die Hoffnung aufgegeben. 
Ein kräftiger Sprößling hatte es geschafft Wur-
zeln zu schlagen und Blätter auszubilden. Es 
war nicht einfach, ihn aus dem Boden zu ziehen.
Nun wächst er in russischer Erde zu einem – 
wie ich hoffe – starken Baum heran, zu einem 
Baum der Freundschaft zwischen den Men-
schen unserer beiden Länder, zu einem Baum 
des Friedens zwischen unseren Völkern.

Cilly Winter, Hamburg

Gedenken an eine fliegerische Heldentat 

Die Freundschaft zur Sowjetunion war 
vielen DDR-Bürgern eine Herzenssache. 

Unter dem Schutz der Soldaten der Roten 
Armee erlebten wir eine Zeit des Friedens, 
welcher heute an vielen Stellen der Welt 
gestört ist. 
Am 6. April jährte sich zum 50. Mal der 
Absturz zweier sowjetischer Flieger, deren 
Flugzeug über Westberlin eine Havarie hatte. 
Die Triebwerke setzten aus, wodurch das 
Flugzeug flugunfähig wurde.
Innerhalb von Sekunden mußten Hauptmann 
Boris Wladislawowitsch Kapustin und Ober-
leutnant Juri Nikolajewitsch Janow eine Ent-
scheidung treffen. Der ihnen erteilte Befehl, 
die havarierte Maschine zu verlassen, brachte 
beide in Gewissenskonflikte. Sie sahen das 
gewaltige Häusermeer von Westberlin vor 
und dann unter sich. Im weiteren Sinkflug 
erkannten sie einen von Trauernden besuch-
ten Friedhof.  Der Absturz hätte unter ihnen 
und anderen Einwohnern der Stadt ein 

furchtbares Inferno angerichtet. Sie hielten 
die Maschine noch kurze Zeit in der Luft und 
stürzten sich dann, ihr Leben opfernd, in den 
Stößensee.  
Über die seither vergangenen Jahrzehnte 
geblieben ist die Anerkennung der Leistun-
gen der Flieger, die Pflege der Freundschaft 
zu ihren Familien. Geblieben sind auch die 
jährlichen Gedenkfeiern gemeinsam mit den 

Familien in Rostow am Don und anderswo. 
Bei der diesjährigen Feier der Regionalgruppe 
Eberswalde der Brandenburgischen Freund-
schaftsgesellschaft sprach deren Vorsitzen-
der, Waldemar Hickel, und zeigte einen Film. 
Sein Dank galt auch der Witwe Boris Kapu-
stins für die Pflege ihrer Freundschaft zu uns. 
Ihrer  „Botschafterin“ Nonna  Iwaschtschenko 
aus Rostow/Bernau übergaben die Gäste den 
Auftrag, herzlichste Glückwünsche an Galina 
Kapustina anläßlich ihres 81. Geburtstages  
zu überbringen. Der Höhepunkt des Tages 
war die Einweihung einer neuen Gedenkta-
fel auf dem Garnisonsfriedhof Eberswalde 
zur Erinnerung an die Heldentat der Piloten. 
Teilnehmer und Fliegerkameraden berichte-
ten über gemeinsame Erlebnisse mit den Flie-
gern und stellten dabei  fest, es seien keine 
Beispiele bekannt, wo NATO-Flugzeuge den 
Schutz der Zivilgesellschaft über die Erfül-
lung ihres Kampfauftrages stellten. 	

Karl Diedrich, Eberswalde

Gedenkstein 
für Boris 
Kapustin 
und Juri 
Janow

Jelisaweta Tschernowa und Wassili Tschernow, 1943
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Rudi Kurz: Hamlet (Folge 3 und Schluß)
Der große Saal füllte sich rasch mit weit 

mehr als tausend deutschen Kriegsgefan-
genen. Kopf an Kopf drängten sie sich auf den 
selbstgefertigten rauhen Holzbänken.
Punkt 15 Uhr verstummte das Gemurmel, als 
der sowjetische Lagerkommandant, ein älte-
rer Oberstleutnant, das linke Bein leicht nach-
ziehend, in Parademontur mit vielen Orden 
und Ehrenzeichen geschmückt, den Raum 
betrat. Alle standen auf. Wir sahen diesen 
Mann, der unmittelbar für uns alle verant-
wortlich war, zum ersten Mal.
Begleitet war er von einer ganzen Kavalkade 
von Offizieren und zum Teil auch weiblichen 
uniformierten Mitarbeitern. Alle nahmen in 
der mit Stühlen bestückten ersten Reihe Platz. 
Gespannte Stille in dem Riesenraum.
Durch den stilisierten Vorhang trat Alwin 
Schock, sah einen Augenblick fast erschroc-
ken in den vollen Saal und sprach dann 
langsam und mit sehr deutlicher innerer 
Anteilnahme das Gedicht von Erich Weinert 
über Ernst Thälmann „Hoch die Faust!“ Der 
erste Beifall war noch verhalten. Dann folgte 
unser kleiner Chor mit den beiden Liedern 

„Dem Morgenrot entgegen“ und „Kalinka“ in 
Russisch. Im Saal machte sich schon eine 
leichte Lockerheit breit. Dann sprach Wal-
ter Flagge zum ersten Mal über den Tag der 
Befreiung und gratulierte der Sowjetunion 
zum Sieg über den Faschismus. Er streifte 
dann einige Minuten die Weltlage und die 
ersten politischen Spannungen zwischen den 
USA und der Sowjetunion. Hinter der Bühne 
bekamen wir wenig davon mit, da wir unter 
dem hohen Druck des Lampenfiebers stan-
den und unruhig wie Pferde vor dem Start 
auf unseren Auftritt warteten. Martin Ritz-
mann hörte ich noch, der auf Russisch die Arie 
sang: „Wohin, wohin bist du entschwunden?“ 
(aus Tschaikowskis „Eugen Onegin“). Das war 
schon etwas, was die Leute da unten anging. 
Heftiger Applaus und erste Rufe.
Dann erläuterte Hermann mit kurzen, aber 
prägnanten Worten die Geschichte des Ham-
let und die bedauerlichen Einschränkungen 
unserer Darbietung. Neugierde und ange-
spannte Stille.
Dann trat Rainer Blum auf, schon in Maske 
und Kostüm von Hamlets Freund Horatio. 
Rainer war der erfahrenste Schauspieler von 
uns allen. Und der beste. Ruhig und fast gelas-
sen blickte er in den weiten Raum, wartete 
einige Sekunden und begann dann langsam, 
fast nachdenklich mit den weltbekannten 
Worten: „Sein oder Nichtsein, das ist hier die 
Frage …“ Wir standen hinter dem Vorhang, 
schon bereit zu unserem eigenen Auftritt.
Nie in meinem ganzen Leben hörte ich diese 
Worte besser, eindringlicher und wahrhaf-
tiger als jetzt. Wir spürten, daß Rainer alle, 
die unten saßen, im emotionalen Griff hatte.
Die Spannung löste sich, und wir wußten, es 
konnte nichts mehr schiefgehen.
Rainer endete mit der Anklage: „… so macht 
das Gewissen Feige aus uns allen.“
Bevor Beifall einsetzen konnte, öffnete sich 
der Vorhang zur Friedhofsszene. Zwei Toten-
gräber schaufelten ein Grab und machten bit-
tere Witze über die alten, gebleichten Gebeine, 

die sie nach oben warfen. Erste Lacher im 
Publikum.
Da trete ich mit Horatio auf, und bevor die 
Unterhaltung mit den beiden Arbeitern ins 
skurril Makabre abgleitet, soll ich den nach 
oben geförderten Schädel aufheben, und in 
ihm den Kopf des Narren erkennen, der stets 
den Königshof zu unterhalten hatte. Gedan-
kenvoll wiege ich den blanken Schädel in mei-
ner Hand: „Armer Yorick – wo ist jetzt dein 
Witz, wo sind deine Schwänke und Lieder, 
deine Sprünge und Tänze …?“
Bei den letzten Worten sollte ich den Schädel 
in meiner Hand leicht tanzen lassen – und da 
passierte es. Der Kopf des toten Narren fiel 
mir aus der Hand über die aufgeworfene Erde, 
rutschte über den Rand der Bühne und rollte 
ungebremst bis zur ersten Reihe fast vor die 
Füße des Oberleutnants, unseres Lagerchefs. 
Einige erschrockene Laute aus den Reihen, 
dann Totenstille. Mit einer hilf losen Geste 
stand ich reglos am Bühnenrand und starrte 
nach unten.
Ich war nicht fähig zu reagieren. Wie auch?!
Tausend Gedanken jagten mir durch den Kopf. 
War das Leichtsinn, bitterer Hohn oder gar 
Provokation? Was folgte jetzt nach dieser Bla-
mage für uns alle? Unverzeihlich meine Schuld 
und mein Versagen. Während ich noch wie 
gelähmt stand, wollte einer der Offiziere den 
Schädel aufnehmen, doch mit einer Geste hin-
derte ihn der Chef. Er bückte sich, nahm den 
Schädel vorsichtig auf, wog ihn in der Hand 
und betrachtete ihn einen Augenblick sinnend 
und sagte wie fragend: „War er ein Soldat?“ 
Deutsch oder Russisch? Dann ging er langsam 
die zwei Schritte zur Bühne, reichte ihn mir 
nach oben und meinte mahnend: „Osteroshno, 
Gamlet, on byl tschelowek!“ (Vorsicht, Ham-
let, er war ein Mensch!) Ich flüsterte verlegen: 

„Spasibo, gospodin kommandant. Iswinitije, 
poschalista.“ (Vielen Dank, Herr Komman-
dant. Entschuldigen Sie bitte!) Mit einem win-
zigen Anflug von verzeihendem Lächeln sagte 
der Mann, der vom Alter her mein Vater hätte 
sein können: „Igraj dalsche, Gamlet!“ (Spiel 
weiter, Hamlet!) Damit setzte er sich wieder.
Ich weiß heute nicht mehr, mit welchen Emp-
findungen wir die Vorstellung zu Ende spiel-
ten. Der heiße Wunsch, die sträfliche Panne 
wiedergutzumachen, beflügelte uns, und wir 
spielten uns die Seele aus dem Leib.
Auf der kleinen Bühne wurde geliebt und 
gehaßt, wurden Intrigen gesponnen, wurde 
gefochten, sich gegenseitig vergiftet, betro-
gen und erstochen, bis das Blut floß und der 
Boden nur noch von Leichen bedeckt war.
Trotz der hohen Konzentration, die mein 
Spiel erforderte, drängte sich mir plötzlich 
im Unterbewußtsein der Gedanke auf, ob es 
nicht Wahnsinn sei, was wir hier taten. Hat-
ten wir nicht gerade Jahre von Blut und Haß, 
von Zerstörung und Mord hinter uns? War der 
Schädel, der Totenkopf an Mütze und Uniform, 
nicht Symbol einer mörderischen SS? Mußten 
wir uns für einen solchen Irrwitz wie diese 
Aufführung hergeben?
Urplötzlich traf mich der Gedanke, daß es 
auch mich selbst betraf, das kleine Rädchen 
im mörderischen Räderwerk. Uns alle, die wir 

hier waren, auf der Bühne, und unsere unten 
sitzenden Landser, die der Handlung atemlos 
folgten, wie wir es nie erwarteten. Zur Schuld 
gehört die Sühne.
Möglich, daß bei dem einen oder anderen 
ein ähnlicher Gedankengang einsetzte wie 
bei mir, der ich tödlich verletzt auf dem Büh-
nenboden lag und Hamlets letzte Worte aus-
hauchte: „Der Rest ist Schweigen.“
Es war lange still. Dann setzte zögernder Bei-
fall ein. Verhalten, aber doch – wie wir emp-
fanden – respektvoll und nachdenklich. Die 
Wirkung war, auch noch nach Tagen nachhal-
tiger, als wir hoffen durften.
Der Weg von Shakespeares „Hamlet“ bis zu 
Gorkis „Ein Mensch, wie stolz das klingt“ und 
zu Majakowskis „Oktoberpoem“ war weit und 
beschwerlich. Für manche dauert er bis heute. 
Der Tag der Befreiung am 8. Mai gehörte zum 
politischen Feiertagsstandard in unserem 
Land, der DDR. In der Bundesrepublik war er 
von Anfang an der Tag der Kapitulation, der 
Schande und der Niederlage. Es dauerte Jahr-
zehnte, bis die Wahrheit und die politische 
Einsicht zu des Präsidenten Richard von Weiz-
säckers öffentlich geäußertem Diktum führte: 

„Der 8. Mai 1945 war ein Tag der Befreiung. Er 
hat uns alle befreit von dem menschenver-
achtenden System der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft.“
Um so mehr ist aber die folgende Tatsache 
nicht nur tief bedauerlich, sondern auch 
außerordentlich beschämend: Die Einla-
dung der russischen Regierung zur Feier des 
70. Jahrestages des Sieges über Nazideutsch-
land wurde von der deutschen Bundeskanz-
lerin brüsk abgelehnt. Ein Affront, der allen 
diplomatischen Gepflogenheiten Hohn spricht 
und für viele Deutsche lange Zeit ein unehren-
hafter Eklat sein wird.
Daß unsere Theateraufführung damals eine 
gewisse Nachhaltigkeit hatte, merkte ich 
daran, daß ich noch lange, wo ich auch auf-
tauchte im Lager, mit freundlicher Ironie 

„Gamlet“ gerufen wurde.� Rudi Kurz

Wir trauern um einen unserer Treuesten.

Am 17. Mai 2016 verstarb nach schwe-
rem Leiden 

Genosse Adolf Möller
aus Neubrandenburg im Alter von 90 
Jahren.
Seit 2001 Mitglied des „RotFuchs“-
Fördervereins, gehörte er zu den 
Mitbegründern der Regionalgruppe 
Neubrandenburg und war seitdem auch 
langjährig in deren Vorstand aktiv.
Genosse Adi Möller erwarb sich blei-
bende Verdienste beim Aufbau und der 
Führung der DKP-Grundorganisation 
Teterow-Neubrandenburg, an deren 
Spitze er über viele Jahre stand. 
Unserem engagierten Mitstreiter 
werden wir ein ehrendes Gedenken 
bewahren.
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Der Nannen-Preis – eine ehrenhafte Auszeichnung?

Am 28. April fand die diesjährige Verlei-
hung des Nannen-Preise (früher Henri-

Nannen-Preis) statt. 
Ort der Veranstaltung war das Curio-Haus 
in Hamburg, und verliehen wurde ein Preis, 
mit dem dessen Stifter – das Verlagshaus 
Gruner+Jahr sowie der von ihm herausgege-
bene „Stern“ – „den Qualitätsjournalismus im 
deutschsprachigen Raum fördern und pflegen“ 
wollen. Benannt ist der Preis nach Henri Nan-
nen (1913–1996).
Nannen war Verleger und Publizist, langjäh-
riger Herausgeber und Chefredakteur der 
Zeitschrift „Stern“. Im Zweiten Weltkrieg 
diente Henri Nannen als Kriegsberichter-
statter bei der Luftwaffe in der Propaganda-
kompanie, und zwar (soweit bekannt) in der 
Abteilung „Südstern“ der SS-Standarte „Kurt 
Eggers“ (Schriftsteller und NS-Kulturpoliti-
ker). Um das Bild des Namensgebers zu ver-
deutlichen noch eine kurze Erklärung zu 
der „Propagandakompanie“: Diese Kompa-
nie war eine Truppengattung der Wehrmacht 
und der Waffen-SS, die der Amtsgruppe für 
Wehrmachtpropaganda im Oberkommando 
der Wehrmacht unterstellt war, mit dem Auf-
trag der Beeinflussung von Zivilbevölkerung, 
Soldaten sowie Hitler-Gegnern. Eine Beein-
flussung, die Kriegsbegeisterung, Feindbil-
der und Rassenhaß aufbaute, entwickelte und 
schürte. Der grausame Tod unzähliger Solda-
ten auf fremder Erde wurde zur Heldentat für 
das Vaterland umgefälscht.
Für die vielschichtigen Mittel, mit denen 
dabei im Faschismus gearbeitet wurde, mag 
der Bildband des Journalisten Eric Borchert 
von 1941 „Entscheidende Stunden. Mit der 
Kamera am Feind“ stehen. Auf das Ende des 

„Westfeldzuges“ im April 1940 zurückblickend, 
notierte Borchert: „Und wenn ich nun, unter 
dem Himmel Südfrankreichs, zurückdenke, 
dann fühle ich noch einmal diese erregen-
den Stunden, diese Stunden der Entschei-
dung, die ich miterleben durfte. Die Kamera 
hielt sie fest. ... sie dokumentierte, sie schrieb 
das auf, was der Führer befohlen hatte. ... Die 
Kamera ist eine Waffe geworden, ein Instru-
ment des Kampfes in der Hand von Soldaten. 
Denn sie ist überall dabei, wo es um Deutsch-
land und um seinen Kampf geht.“ Den Aus-
gang des Ersten Weltkriegs empfand dieser 
Journalist als eine Schmach – wie Hitler, der 

„... gegen Lüge und Verleumdung eine Waffe 
(schuf) – die Wahrheit! Die Propagandakom-
panien der Wehrmacht sollen sie künden. Sie 
führen den Krieg mit ihren Waffen, mit der 
Schreibmaschine, der Foto- und Filmkamera 
und dem Mikrofon.“ 
Die Frage, warum ein Preis, mit dem in der 
heutigen Zeit journalistische Leistungen 
in Kriegsgebieten gewürdigt werden, nach 
einem Mann wie Nannen benannt wird, stellt 
sich mir in diesem immer kriegerischer wer-
denden Land nicht wirklich.
Mich bewegt vielmehr die Frage, weshalb der 
syrische Fotograf Hosam Katan aus Aleppo, 
der bei seiner Arbeit von einem Schützen ver-
letzt wurde und nach Deutschland floh, bei 
der diesjährigen Honorierung einen Preis ent-
gegennahm. Die Beweggründe der Jury, die 
Worte des „Stern“-Chefredakteurs Christian 
Krug oder die Laudatio Frank-Walter Stein-
meiers – das alles ist nicht mein Thema. 
Es ist nicht anzunehmen, daß Hosam Katan 
die Biographie des Namensgebers kennt, 
aber dennoch stellen sich weitere Fragen: 

Sind diesem syrischen Fotografen denn die 
Ursachen und Hintergründe des Krieges in 
seiner Heimat nicht bekannt? Weiß er nicht, 
wer Waffen, Kapital etc. liefert bzw. zur Ver-
fügung stellt? Hat er keine Kenntnis davon, 
in wessen Interesse dieser Krieg stattfindet 
und mit welchem Ziel er geführt wird? Sah er 
noch nie, in welcher Weise Bilder aus Kriegs-
gebieten manipuliert und propagandistisch, 
auch als Rechtfertigung für einen Krieg, miß-
braucht wurden und werden? Dachte er nie 
über seine Auftraggeber und deren Hinter-
gründe und Motivation nach?
Es ist doch mehr als grotesk, wenn ein Bild-
reporter – aus einem Land kommend, in dem 
mit deutscher Unterstützung Krieg geführt 
wird – in diesem Deutschland einen Preis 
entgegennimmt, der den Namen eines Man-
nes trägt, der seine Arbeit während des 
dritten Reiches in den Dienst des faschi-
stischen Deutschlands stellte und damit 
zur Rechtfertigung des Zweiten Weltkriegs, 
zur Verherrlichung des „Heldentodes“ und 
zum Durchhalten im eigenen Land, in den 
Rüstungsbetrieben und an der Front beitrug.
Ganz anders ein Preisträger des Nannen-
Preises 2014: der in Berlin im Exil lebende 
Internet-Aktivist und Edward-Snowden-
Vertraute Jacob Appelbaum, der einige Tage 
nach Erhalt dieses Preises verkündete, er 
werde seinen Preis – eine Büste Nannens – 
mit Hinblick auf die Vergangenheit dieses 
Mannes einschmelzen und umwidmen lassen. 
Appelbaum sagte, ein eventuelles Preisgeld 
werde er zwei antifaschistischen Gruppen 
spenden.	
	 Beate Wesenberg-Schlosser, 

Berlin

Gedenkorte für die  
Opfer des Faschismus  

und Militarismus

In den letzten Wochen des 2. Weltkriegs 
haben Feldgendarmen kriegsmüde Sol-

daten, die ihre Waffen weggeworfen hatten 
und auf dem Weg nach Hause waren, aufge-
griffen und als abschreckende Beispiele im 
nächstgelegen Ort erhängt. An vielen die-
ser Plätze wurden bereits kurz nach Kriegs-
ende Gedenktafeln angebracht. Im Westen 
Deutschlands dürften diese Denkzeichen spä-
testens mit der Gründung der Bundeswehr 
samt und sonders beseitigt worden sein. 
Nicht so in der DDR. Dort galten die hingerich-
tete Wehrmachtsoldaten zu Recht als Opfer 
des Faschismus und Militarismus und wur-
den mit Gedenktafeln geehrt. Es existieren 
noch etwa ein Dutzend Stätten dieser Art in 
Ostdeutschland, deren ursprüngliche Wid-
mung bewahrt wurde, so in Dresden, Löbau, 
Dippoldiswalde und Sangerhausen. Sie sind 

inzwischen als die ersten deut-
schen Erinnerungsorte für 
Opfer der NS-Militärjustiz, die 
erhalten geblieben sind, aner-
kannt.

René Senenko von der Willi-
Bredel-Gesellschaft versucht, 
bis heute unbekannte Gedenk-
orte in Ostdeutschland ausfin-
dig zu machen. Wer Hinweise 
geben kann, schreibe an René 
Senenko, PF 3460, 22827 Nor-
derstedt (Email: senenko@
gmx.de, Tel.: 040-32593086).

www.feindbeguenstigung.de   
(Deserteursdenkmäler/ 
Gedenkorte in der DDR)

Gedenkstein für im Februar 1945 hingerichtete 
Kriegsgegner in Forst (Lausitz)
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Theo Shall oder Die stille Sprache des Scheiterns

He was a damned good looking guy! He 
was an actor and a moviestar. (Er sah 

verdammt gut aus! Er war ein Schauspieler 
und Filmstar.)
Ja, das alles war er, dieser Deutsch-Amerika-
ner, für den ich ihn immer hielt. Als ich ihn 
1946 kennenlernte, hatte er zwar schon ein 
halbes Jahrhundert und zwei Jahre darüber 
auf dem Buckel, wobei ihm die letzten vier-
undzwanzig Monate besonders hart zuge-
setzt haben dürften, als ihm klar gewesen 
sein mußte, daß es der größte Fehler seines 
Lebens war, Ende Februar 1931 Hollywood 
den Rücken zu kehren.
Eigentlich hätte er den bühnenwirksamen 
Geburtsnamen William Guldner beibehalten 
können, mit dem er als Artilleriesoldat in 
Kaiser Wilhelms Armee gegen Frankreich in 
den Krieg gezogen war, als seine Geburtsstadt 
Metz noch zu Deutschland gehörte. Aber nach 
dem verlorenen Krieg 1919 hatten in Metz 
die Franzosen das Sagen und nahmen übel. 
Obwohl zweisprachig an der Seite deutsch-
französischer Eltern aufgewachsen, mußte er 
die Stadt verlassen und nahm offensichtlich 
nun auch übel. Da war er inzwischen sechs-
undzwanzig, gefiel sich im Zustand der Staa-
tenlosigkeit, wandte sich einer Branche zu, 
die jung war wie er, und wirkte fortan unter 
dem Künstlernamen Theo Shall.
Bereits 1920 taucht er in dem Stummfilm „Die 
Hand des Würgers“ auf. Auch auf den Pro-
grammzetteln Berliner Bühnen ist er nament-
lich festgehalten. Drei Spielzeiten war er am 
Volkstheater in Wien engagiert. 1928 ver-
zeichnet ihn das Schauspielhaus Zürich als 
Schauspieler und Regisseur, und zusätzlich 
zu seinem Filmdebüt waren es schon vier wei-
tere Filme, in denen er mitgewirkt hatte.
Dann begann das Jahr 1930. Der Stummfilm 
war tot. Die kurze Werbezeile von MGM lau-
tete: „Die Garbo spricht!“ Und der Film, in dem 
sie das zum ersten Mal tat, hieß „Anna Chri-
stie“, gedreht nach Eugene O’Neills Broad-
way-Erfolg. Ein Film, der dem Kinopublikum 
in den deutschsprachigen Ländern Euro-
pas nicht vorenthalten werden sollte. Grund 
genug, etwas Neues auszuprobieren: keine 
deutschen Untertitel mehr, sondern gleich 
nach Drehschluß der englischen Fassung am 
selben Drehort die deutsche Version gedreht. 
Partner der Garbo: Theo Shall.
Von dieser einmaligen Produktionsweise 
hörte ich erst sechzehn Jahre danach im Spät-
sommer 1946 im zerbombten Berlin.
Shall war Chef des Ensembles „The English 
Repertory Players“, und ich bewarb mich um 
die Rolle des Apothekergehilfen Fleurant im 
Molière-Stück „The Imaginary Invalid“ (Der 
eingebildete Kranke). Mein Englisch war eini-
germaßen gefestigt, bereichert durch eine 
fünfmonatige Dolmetschertätigkeit in Wien 
an der Seite eines texanischen US-Kasino-
chefs, dessen Wünsche ich den österreichi-
schen Köchen zu vermitteln hatte.
Und so kam es, daß mich Theo Shall schon 
nach meinen ersten Sätzen unterbrach und 
fragte, wo ich mein Pferd hätte. „Was für ein 
Pferd?“, fragte ich zurück. „Na, mit dem Sie 
aus Texas angeritten sind.“ Und dann sprach 

er mir den Satz vor, wie er einem englischen 
Publikum zuzumuten war. Und als ich den 
Satz wunschgemäß und offenbar korrekt 
wiederholte, war er zufrieden und ich damit 
engagiert.

Vorgesehen war eine Tournee innerhalb der 
britischen Besatzungszone für britische Trup-
pen, worüber ich mir eigentlich hätte Gedan-
ken machen müssen. Schließlich hatte Shall in 
deutschen Propagandafilmen mitgewirkt, die 
nach der Stunde Null unter alliierter Militär-
zensur standen. Sein Gesichtsschnitt – very 
british – eignete sich hervorragend zur Dar-
stellung englischer Marineoffiziere. Text der 
administrativen Anweisung 1946: „Um ein 
Fortwirken der nationalsozialistischen Film-
propaganda zu unterbinden, sind Filme mit 
diesen Merkmalen zur öffentlichen Aufführung 
nicht mehr zugelassen.“ Dennoch vertraute 
ich den langjährigen Kontakten, die Shall  mit 
englischen und amerikanischen Filmgesell-
schaften hatte, ließ keine Düsternis zu, ich war 
neunzehn und froh, einen Job zu haben.
Dann kam der Zeitpunkt, an dem die Tournee 
hätte beginnen sollen;  doch statt eines Publi-
kums war lediglich Theo Shall erschienen, um 
dem Ensemble mitzuteilen, daß laut Order  
aus dem Headquarter der British Army in Bad 
Oeynhausen die Tournee abgesagt sei. 
Keine Ahnung, ob die Schauspieler eine 
Abstandssumme für die absolvierten Proben 
forderten und vielleicht erhielten. Ich forderte 
nichts und bekam auch nichts.
Anfang Dezember 1934 hatte Shall seiner 
Staatenlosigkeit wegen England verlassen 
müssen. 1936 hatte sich Hitlerdeutschland 
anläßlich der Olympiade weltoffen gezeigt. 
Dem Angebot, ein „Internationales Thea-
ter“ in Berlin gründen zu dürfen, mit einem 
Repertoire fremdsprachiger Stücke, hatte 
Shall offenbar nicht widerstehen können.  Die-
ser dem Kulturbund angegliederte „Theater-
verein Englische Bühne“ existierte nur drei 
Jahre. Mit Kriegsbeginn verbot Goebbels diese 

Tätigkeit, und Shall sah sich genötigt, der 
Propagandafabrik in Babelsberg zu dienen. 
Daß er sich nach dem Krieg dem Deutschen 
Theater in Ostberlin und erneut Babelsberg 
zuwandte, wo die DEFA seit dem 17. Mai 1946 
das Sagen hatte, könnte er als Wiedergutma-
chung verstanden haben.
Theo Shall starb im Alter von 59 Jahren nach 
langer schwerer Krankheit am 4. Oktober 1955 
in Berlin.� Lutz Jahoda

DEFA-Filme, in denen Theo Shall  
mitspielte:
•	 Zugverkehr unregelmäßig (1951)
•	 Roman einer jungen Ehe (1952)
•	 Geheimakten Solvay (1952)
•	 Kein Hüsung (1952)
•	 Jacke wie Hose (1953)
•	 Ernst Thälmann – Sohn seiner Klasse 

(1953)
•	 Gefährliche Fracht (1954)
•	 Stärker als die Nacht (1954)
•	 Der Fall Dr. Wagner (1954)
•	 Heimliche Ehen (1955)
•	 Hotelboy Ed Martin (1955)
•	 Ernst Thälmann – Führer seiner Klasse 

(1955)Theo Shall

Schlapphut-Comedy,  
made in Germany
Im Geheimdienstjahr Nulldreizehn	
ließ ein Mann uns tief und weit sehn 
in die ruinös pompösen 
Abgründe der Schnüffel-Bösen.	

Als Champion im Runterloaden
erwies sich Mister Edward Snowden.
Knapp eins Komma acht Millionen
Datenseiten, die sich lohnen,
brachte er in Sicherheit,
zur Kurzweil unsrer Rentnerzeit.

Ein paar Daten ließ er gucken, 
für Frau Merkel was zum Schlucken, 
die, verärgert und verstört, 
zugibt: „Ich werd abgehört!“

Lange Rede, knapper Sinn, 
hört, was uns die Kanzlerin, 
tief betroffen von der Schwere 
dieser NSA-Affäre 
damals sagte und beklagte: 
„Ja, ich kenne die Beschwerden. 
Meine Antwort drum, ganz schlicht: 
Unter Freunden abgehört zu werden, 
sag ich: Das geht wirklich nicht!“

Antwort aus Übersee

„Yes, it’s true, dear German friends.	
Fivehundred million documents
überwacht die NSA,
day and night and night and day,
zu Deutschlands Sicherheit und Schutz
vor linkem Propagandaschmutz.“

Lutz Jahoda
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Der kleine Fuchs und die Elfenbeintürme 
„Mama, was ist ein Elfenbeinturm?“, fragt 
der kleine Fuchs. „Der Elfenbeinturm ist 
Phantasie, es gibt ihn nicht wirklich. Wer im 
Elfenbeinturm lebt, befaßt sich mit eigenen 
Gedanken, wobei er die tatsächliche Welt ver-
gißt und sich seine eigene macht. Wie kommst 
Du darauf?“ 

„Unser Vetter, der Löffelhund-Großohrfuchs, 
hat erzählt, daß in Kenia Elfenbeintürme 
gebrannt haben.“ „Das ist leider wahr und 
eine ganz traurige Geschichte. Dort haben 
tatsächlich Türme aus Elfenbein gebrannt.“

„Was ist Elfenbein?“ „Du hast doch im Tier-
park Elefanten gesehen?“ „Ja, sie waren rie-
sig groß, haben gerade gefressen, mit dem 
Rüssel ganze Heubüschel gegriffen und sich 
ins Maul gestopft. Manche hatten dicke lange 
Stoßzähne.“ „Und diese werden ihnen in ihrer 
Heimat zum Verhängnis“, erklärt die Mutter. 

„Wegen dieser Zähne werden sie von Wilde-
rern verfolgt, gejagt und erschlagen. Man 
bricht sie ihnen aus, um sie als wertvolles 
Elfenbein zu verkaufen. Die Elfenbeintürme 
in Kenia, von denen der Vetter erzählt hat, 
waren meterhohe Scheiterhaufen aus aufge-
türmten Stoßzähnen von ungefähr achttau-
send Elefanten. Sie wurden erschossen oder 
erschlagen. Die toten Körper ließ man ein-
fach liegen.“

„Wegen der Zähne? Das ist ja schrecklich. Kann 
man nichts dagegen tun?“ „Die Tiere leben 

in Maasai Mara, einem Naturschutzpark in 
Kenia. Wildhüter versuchen, sie zu schützen. 
Aber nachts kommen Banditen, erschießen die 
Elefanten und nicht selten auch die Menschen, 
welche sie daran hindern wollen. Wenn man 
diese Gauner nicht stoppen kann, wird es dort 
in zehn Jahren keine Elefanten mehr geben. 
Natürlich ist ein lebender Elefant wertvoller 
als seine Zähne. Das sieht die Regierung des 
Landes genauso, nicht aber die Elfenbeinjäger, 
die damit unvorstellbar viel Geld verdienen. 
Sie beschaffen Waffen, rüsten damit Terror-

gruppen aus, schüren bewaff-
nete Kämpfe, um möglichst 
ungestört ihre Untaten ausfüh-
ren zu können.“ 

„Wer kauft ihnen das Elfenbein 
ab?“, fragt der Kleine. „Es gibt 
besonders in Asien ganze Ban-
den von Schleichhändlern, die 
daran verdienen. Sie lassen aus 
dem Elfenbein religiöse Gegen-
stände, Schmuck, Kunstschnit-
zereien anfer t igen, die das 
sogenannte weiße Gold noch 
wertvoller machen.“

„Und was haben die davon?“ „Sie 
verkaufen es teuer weiter, weil 
es Menschen gibt, bei denen es 
seit Jahrhunderten so üblich ist, 

Elfenbeinschätze zu besitzen und sich damit 
Ansehen und Geltung zu verschaffen.“
„Ganz schön dumm! Ich dachte Beachtung 
bekommt der Mensch durch Anstrengung 
und Leistung.“ „Ja, aber Reichtum und Macht 
sind große Verführer. Und jahrhundertealte 
Sitten und Gewohnheiten sind nicht leicht zu 
überwinden. Denk nur, wie schwer es ist, den 
Walfang und die Delphinjagd abzuschaffen, 
oder wie an vielen Orten der Welt religiöse 
Traditionen ausgenutzt werden, um Völker 
aufeinanderzuhetzen. Immer geht es dabei 
um Macht und Geld!“

„Geld?“, fragt der kleine Fuchs nach, „war es 
dann richtig, das viele Elfenbein zu verbren-
nen? Es soll einen Wert von 150 Millionen Dol-
lar gehabt haben. Hätte das Land dieses Geld 
nicht gebraucht? So sind die Elefanten ganz 
umsonst gestorben!“ 

„Darüber muß ich nachdenken“, überlegt die 
Mutter. „Wenn daraus Kunstwerke für ein 
Museum gemacht oder mahnende Ausstel-
lungen eingerichtet worden wären, hätten 
sich das Besucher aus aller Welt ansehen 
können. Trotzdem meine ich, es war rich-
tig, das gestohlene Elfenbein zu vernich-
ten, damit wäre sonst wieder Geld verdient 
worden, und das Abschlachten der Riesen 
hätte nachträglich noch eine Rechtfertigung 
erfahren. Das Verbrennen war eindeutig, war 
ein Zeichen, daß das Land nicht am illega-
len Elfenbeinhandel verdienen will, daß ihm 
die lebenden Elefanten wichtiger sind und 
unendlich mehr bedeuten als nur ihr Elfen-
bein.“ 

„Und verstehen die Menschen dieses Zei-
chen?“, möchte der Sohn wissen.

„Nicht alle. Wer daran bisher verdient hat, 
will nicht verstehen. Wer denkt, daß sich 
Menschen durch Zeichen und Appelle ändern, 
der lebt, wie man so sagt, im Elfenbeinturm.
Für das Überleben der Elefanten ist das Ver-
bot des Elfenbeinhandels in allen Ländern 
der Welt die einzige Hoffnung.“  

Edda Winkel

Erst 23jährig schuf 

Erika Schirmer 
1949 das uns allen bekannte Lied von 
der „kleinen weißen Friedenstaube“ – 
eine Friedenshymne, die heute aktuel-
ler denn je ist.
Die Arbeiten der noch immer produk-
tiven Künstlerin – darunter unzählige 
Scherenschnitte und etwa 800 Lieder 
und Gedichte – zeugen von ihrer Liebe 
zum Leben. Sie mahnen zugleich, 
Egoismus und Gleichgültigkeit nicht 
hinzunehmen. 
Der „RotFuchs“ gratuliert der einstigen 
Kindergärtnerin und heutigen RF-Lese-
rin zu ihrem 90. Geburtstag, den sie am 
31. Juli in Nordhausen begeht, auf das 
herzlichste.

zum 91. Geburtstag: 
Hans Schulz (Krakow am See, OT Alt-Sammit)  
am 12. Juli

zum 85. Geburtstag:
Gerhard Naumann (Berlin) am 3. Juli
Gerd Rossignol (Berlin) am 10. Juli
Günter Lidke (Bitterfeld/Wolfen) am 29. Juli

zum 80. Geburtstag:
Udo Heitzig (Stuttgart) am 1. Juli
Erich Niejaki (Arzberg) am 29. Juli

zum 75. Geburtstag:
Else Badke (Güstrow) am 13. Juli
Horst Gröger (Bautzen) am 19. Juli

zum 70.Geburtstag:
Michael Kommol (Halle) am 1. Juli
Torsten Preußig (Berlin) am 22. Juli

zum 65. Geburtstag:
Gerd-Rolf Rosenberger (Bremen) am 2. Juli
Friedrich Busch (Eggesin) am 3. Juli

Wie immer gilt unsere Gratulation auch allen anderen Geburtstagskindern des Monats.

Herzliche Glückwünsche unseren Jubilaren des Monats Juli! 

In Kenia wurden 105 Tonnen Elfenbein mit einem Schwarz- 
marktwert von etwa 150 Millionen US-Dollar in Brand 
gesteckt – als ein Zeichen gegen Wilderei.
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Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Wir sind nicht die großartige Person, die 
im Mittelpunkt weltweiter Veränderun-

gen in aller Ruhe beobachten und werten soll. 
Wir haben uns, weil Menschen so sind, oft 
viel zu wichtig genommen. Es fällt schwer, 
zu lernen, daß unsere Bemühungen gelegent-
lich und immer wieder unterliegen, beiseite 
geschoben werden, verlacht. Oder als zwar 
nötig, aber gerade nicht möglich, ins Ferne 
geschoben werden. Auch dorthin, wo unsere 
Bemühung nie gewesen ist. 
Als Frauen denken wir über unsere Männer 
nach, über die Schwiegersöhne und -töchter, 
über unsere Kinder und Nachbarn, unseren 
Arzt, den Garten, die Welt, das Klima – wir 
machen uns Gedanken über die Abtragung 
des Kredits, da grübeln Mann und Frau, auch 
über die Scheidungen anderer Leute, und wie 
sich doch alles im Leben so ändert. Sogar 
vom Grund her, sogar in seinem Wesen, in 
seinem Wert. 
Es macht uns Sorgen, daß es für die Nach-
kommen keine gesicherte berufliche Zukunft 
gibt, daß sie, ausgestattet mit Arbeitsver-
trägen, die kaum über ein Jahr reichen, nie 
wirklich für sich selbst sorgen können. Ja, 
und daß der Krieg so nahe stattfindet, und 
daß alles viel Geld kostet. 
Dabei haben wir in den letzten zweieinhalb 
Jahrzehnten über vieles neu denken gelernt. 
Wir haben uns auch Aufgaben gestellt, die 
wir früher für erledigt hielten. Andere 
Gegenden und andere Genüsse haben auch 
an feste Weltbilder gerührt, und das nicht 
zu unserem Schaden. 
Auch wir haben uns verändert. Darüber 
nachzudenken, ist oft unbequem. 
Ich habe in den letzten sechsundzwanzig 
Jahren meine Arbeit gemacht, meine Familie 
zusammengehalten, war mit nahen Freun-
den immer in die nächste Idee verstrickt 
und habe mich von der öffentlichen Meinung 
nicht unterkriegen lassen. 
Es hat sich gelohnt: Viele neue Lieder sind 
entstanden, solche, die früher gefehlt haben. 
Weil die Zeiten anders waren, unsere Sor-
gen hatten andere Gestalt, unsere Hoffnung 
schien nicht so drängend nach Verwirkli-
chung zu verlangen. 
Das Besondere an meiner Arbeit der letzten 
Jahre wurde möglich, weil die Inhalte nicht 
wirklich vom Grund her neu waren. Manches 
konnte entstehen, weil Sänger und Kom-
ponisten, Büchermacher und Lesende mit 
Erwartungen gedrängt haben. Drängen muß 
es, um an die Oberfläche zu kommen, ehe es 
ins Weite gehen kann, um dort Verbündete 
zu finden. Andere, die aus dem Teil ein Gan-
zes machen können. 
Mitten in die wichtig genommene Arbeit 
aber blitzt – das Wort ist richtig! – immer 
wieder die Nachricht des Tages, verwirrend 
und beunruhigend. So, daß das eben Begon-
nene oft auf seinen Platz weiter hinten ver-
wiesen wird. Oder soll es nicht in die Arbeit 
einfließen, wenn zu befürchten steht, daß 
unser liebes Nachbarland Österreich fast 
unvorstellbar nach rechts rückt? Näher an 
Ungarn heran? Fast in Rufweite zu Polen? 
Und neben den großen Staatsmann, der die 

Leute einsperren läßt, wenn sie nur den Kopf 
schütteln? Ja, es ist alles leicht durchschau-
bar und sehr bedrängend. Mit zwei leeren 
Händen ist da nichts aufzuhalten, und sage 
mir doch keiner, daß wir Alten halt immer 
übermäßig besorgt sind. Wo sich doch zeigt, 
daß selbst Guantánamo auf die Dauer nicht 
in Betrieb bleiben kann. Wir träumen, ja. Ich 
frage den Mann: Wovon träumst Du? Er sagt: 
Vom Frieden. Ich sage: Von welchem? Es ist 
weltweit keiner zu sehen. Er sagt: Ich träume 
vom Frieden, den ich habe. Ich sage: Du hast 
deinen Frieden, und du träumst ihn? Er sagt: 
Ich habe nicht meinen Frieden, mich treibt 
es genug um. Aber ich träume vom Mögli-
chen: daß ich meinen Kampf mit mensch-
lichen Mitteln fortsetzen kann, den Kampf 
gegen die Unterdrückung von Minderhei-
ten, Schwächeren, Hautfarben, gegen die 
Ausbeutung von Arbeitenden, die Ausbeu-
tung der Meere und der Erde. Ich möchte 
kämpfen mit Worten, mit Beweisen, mit mei-
ner Arbeit. Mit Hilfe der Zeit, die ich nutzen 
will. Ich sage: Du hast mich, das Weib, unter-
drückt und ausgebeutet. Über Tausende von 
Jahren hin. Ich bin dabei, mich zu befreien. 
Das ist mein Kampf. Der Mann sagt: Ich bin 
klüger geworden. Wende dich nicht gegen 
mich. Ich brauche deine Kraft, deinen Ver-
stand. Zähl meine Untaten nicht auf, die Liste 
ist zu lang. Aber was wir wissen, werden wir 
auch können. Wenn wir uns nicht abwenden 
von den Erkenntnissen und uns einigen über 
alles, was nötig ist. Glaubst du, ich, der Mann, 
hätte dich so lange unterdrücken können 
ohne deine Hilfe, ohne die gräßliche Einsicht 
in die Unterwerfung? Die Schwäche war für 
manche unter euch auch Hilfe oder Sofakis-
sen, war die Ausrede vor sich selber. Willst 
du aufrechnen? Da haben die anderen wie-
der Zeit gewonnen, den Wahnsinn zu pf le-
gen und alle Mittel gegen Veränderung und 
Befreiung einzusetzen. Ich habe kein Kop-
pelschloß, keinen Helm, weder Gewehr noch 
Schwert. Ich sage: Dann sei mir willkommen! 
Schöner Traum. 
Was habe ich geschrieben? „Ich werde 
niemals schmeißen / mag auch der Vor-
hang reißen / aus Eisen oder Tüll / mit ein 
paar andern Narren / trotz Haß und trotz 
Gebrüll.“
Ziemlich große Worte für das, was uns im 
Alltag abverlangt wird. Da fehlt uns oft die 
Kraft, die Augen zu heben und das Erreichte 
in seinen Dimensionen zu würdigen. Manch-
mal sind wir so vertieft in die Abwehr von 
Gefährdungen, in die Monotonie, die sich ein-
schleichen will. Auch die neue Technik „hilft“, 
uns einander zu entfremden. Das muß sie 
nicht. Da können wir Grenzen setzen. Aber 
dazu bedarf es der Reife, es zu erkennen. 
Ich habe eben zwei Erlebnisse gehabt, die 
mich aufgerüttelt haben aus der alltäglichen 
Mühe. Aus dem oft nur scheinbar vergebli-
chen Angehen gegen Einflüsse, die uns ver-
mittelt werden als Erkenntnisse über den 
Stand der höchsten Dinge. 
Ich hatte einen halbrunden Geburtstag, 
mitten im Alltag, mitten in der Arbeit, aus 
der ich eigentlich nicht einmal hochblicken 

wollte. Für diesen mir eher lästigen Tag hatte 
ich gar nichts geleistet, außer, daß es mich 
noch gibt. Ich hatte keine Vorfreude und war 
nicht gewappnet auf die Herzlichkeit, mit der 
ich einzigartig verwöhnt wurde. Es schien ja 
so, als ob eine Art öffentlicher Vergebung für 
früher stattzufinden hätte. Auch die Zeitun-
gen erwähnten nur am Rande, daß ich bei der 
Entgegennahme des Nationalpreises Erich 
Honecker meine Hand gegeben habe. Das nur 
nebenbei. Aber das andere, als ob alle Blu-
men, alle Zweige, alle Riesen und alle Zwerge 
zu meiner Ehre erwacht wären. Das wird mir 
unvergeßlich sein. Mich dafür zu bedanken, 
wird es Zeit brauchen. 

Klaus Steiniger hatte es sich gewünscht, aber 
war es nicht ein kühner Wunsch? Er wollte, 
daß wir die „Internationale“ hören; wir 
Trauergäste sollten erinnert werden an das 
international Verbindende, das ihm so wich-
tig war. Aber wenn er das doch hätte erle-
ben können: Als die ersten Töne erklangen, 
als die ersten Worte herübergereicht wur-
den, standen wir alle in der Trauerhalle auf. 
Wir nahmen sein hinterlassenes Angebot, 
seine Herausforderung an. Wahrscheinlich 
ist dieser Raum noch nie so einstimmig von 
einem Lied erfüllt worden. Und mir wurde 
es schwer, den vertrauten Text mitzusingen, 
weil es mich in die Seele getroffen hat. Was? 
Daß die Jungen neben uns diesen Text kann-
ten und ihn nicht minder stark und laut san-
gen: Wacht auf, Verdammte dieser Erde! Ja, 
wir wissen, daß der Text an einigen Stellen 
nur eine Illusion ist. Wir können uns nicht zu 
einem letzten Kampf erheben, weil die Welt 
so nicht ist. Wir haben nicht die ganze Kraft, 
die nötig wäre. Es scheint, die anderen haben 
sie gerade, jedenfalls in diesem historischen 
Moment. Aber es war so. Die Jungen und die 
Alten haben sich für ein Lied auf einen alten 
Text geeinigt, der uns zu Würde und Anstand 
verpflichtet. Unvergeßlich.
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Stimmen aus aller Welt über die DDR (Folge 1)
Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR existierte, haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder nach Besu-
chen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober 1979 hat die Auslandpresseagentur Panorama DDR über hundert solcher Stellung-
nahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück gesellschaftlicher 
Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die anderen werden wir in den nächsten Monaten einige dieser Äußerungen veröffentlichen – Älte-
ren zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für die Welt – und für uns – war.

Romesh 
Chandra 
Generalsekre-
tär (von 1966 bis 
1977) und Präsi-
dent des Weltfrie-
densrat es (von 
1977 bis 1990)

Der Weltfriedensrat und die in ihm vertrete-
nen nationalen Organisationen aus mehr als 
130 Staaten aller Kontinente sind besonders 
glücklich darüber, daß wir im Jahre 1979 den 
30. Jahrestag der Gründung der Deutschen 
Demokratischen Republik und gleichzeitig 
des ersten Weltfriedenskongresses, der 1949 
in Paris und Prag stattfand, begehen können.
Die Deutsche Demokratische Republik, der 
erste Friedensstaat auf deutschem Boden, 
und der Weltfriedensrat haben sich gleich-
zeitig entwickelt, Seite an Seite und Schul-
ter an Schulter.
Im Jahre 1979, da hervorragende Diploma-
ten der DDR ihr Land in sämtlichen inter-
nationalen Gremien vertreten, wo sich die 
Stimme der DDR auf allen internationalen 
Foren Gehör verschafft, kann man sich kaum 
vorstellen, daß es eine Zeit gab, in der man 
mit Hilfe der verschiedensten Manöver und 
Intrigen versuchte, dieses Land zu demüti-
gen. 
Heute erinnern wir uns der gewaltigen Kam-
pagnen seitens des Weltfriedensrates und 
nationaler Friedensbewegungen in allen Tei-
len der Welt, mit denen die Anerkennung der 
Deutschen Demokratischen Republik gefor-
dert wurde – zu einer Zeit, da die Kräfte des 
Imperialismus und der Reaktion mit allen 
Mitteln versuchten, der DDR ihren recht-
mäßigen Platz in der UNO und innerhalb der 
Gemeinschaft der Staaten insgesamt vorzu-
enthalten.
Wir erinnern uns der unaufhörlichen und 
uneingeschränkten Unterstützung des Welt-
friedensrates durch die Deutsche Demo-
kratische Republik. Sie und ihr Friedensrat 
waren Gastgeber für einige der bedeutsam-
sten Konferenzen, Seminare und anderen 
Veranstaltungen, die vom Friedensrat ein-
berufen wurden. Jedesmal, wenn die Welt-
friedensbewegung Beratungen in der DDR 
durchführte, schöpften die Teilnehmer dar-
aus neue Kraft und neuen Mut für ihre Arbeit. 
Jegliche Aktion des Weltfriedensrates fand 
die überwältigende Unterstützung bei der 
Bevölkerung der Deutschen Demokratischen 
Republik.
Das Wirken des Friedensrates der DDR,  
der zu den Vorkämpfern der Weltfriedens- 

bewegung gehört, wurde stets von so her-
vorragenden Persönlichkeiten bestimmt 
wie Professor Albert Norden und Profes-
sor Dr. Günther Drefahl.
Heute erinnern wir uns an den Tag, an dem 
wir die Ehre hatten, dem Genossen Erich 
Honecker die höchste Auszeichnung des 
Weltfriedensrates, die Joliot-Curie-Medaille, 
zu verleihen. Damit zollten die vielen Mil-
lionen Verfechter des Friedens ihm persön-
lich für die Unterstützung der Arbeit des 
Weltfriedensrates sowie der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands, der Regierung 
und dem Volk der DDR den Dank und die 
Anerkennung für ihr hingebungsvolles und 
aufopferndes Eintreten  bei der Verteidi-
gung  und  Errichtung des Friedens.

Tullia Carettoni 
Romagnoli 
1979 Vi zepräs i-
dentin des Senats 
der Republik Ita-
lien, Präsidentin 
der Gesellschaft 
Italien-DDR

Ein Staat ist sehr jung, wenn er dreißig 
Jahre alt ist . Dreißig Jahre sind jedoch 
auch eine lange Zeit , weil sie beweisen, 
daß dieser Staat nicht aus einem histori-
schen Irrtum geboren, sondern mit konkre-
ter Bedeutung gegründet wurde, die sich 

– wenn man so sagen darf – zu einem konkre-
ten Gebilde gewandelt hat, das einen klar 
umrissenen politischen und territorialen 
Raum einnimmt und sich von den anderen 
Ländern durch seine unverwechselbaren 
nationalen Besonderheiten der Politik, Kul-
tur und Entwicklung der Menschen unter-
scheidet.
Wer die Entwicklung der DDR seit ihrer 
Gründung verfolgt hat, kann durchaus von 
einem Wunder sprechen. Die junge Repu-
blik – entstanden aus den Trümmern des 
Krieges auf einem Territorium, das, vergli-
chen mit anderen deutschen Gebieten, rela-
tiv schwach oder gar unterentwickelt war 
und keine bedeutenden Rohstoffvorkom-
men besaß, eine Grenzzone, die stärker als 
andere dem kalten Krieg ausgesetzt und 
Zielscheibe unerträglicher Provokationen 
war – hat unermeßliche Schwierigkeiten 
und Mißtrauen überwunden. Sie hat den 
Kampf um ihre Glaubwürdigkeit siegreich 
bestanden und ist heute von Freunden wie 
Feinden als unumkehrbare Realität aner-
kannt. Eine Realität mit ausgeprägten Merk-
malen, bestimmten Besonderheiten und 
einer eigenen Physiognomie, die Realität 

eines hochzivilisierten Landes und einer 
gebildeten Nation, mit ständig steigendem 
Wohlstand für alle Bürger; ein Land, das 
voranschreitet und klare Zielstellungen im 
Interesse der Entwicklung der Menschen 
und des Friedens verfolgt.
Wir können froh darüber sein, daß wir vor 
dreißig Jahren nicht irrten, als wir ent-
schlossen auf dieses Land setzten und uns 
dessen sicher waren, daß die Existenz einer 
antifaschistischen sozialistischen Nation im 
Herzen Europas, hervorgegangen aus dem 
faschistischen Spuk, unbedingt eine Garan-
tie für alle Demokraten sein mußte.
Gesagt werden muß, auch wenn dies einigen 
mißfallen wird, daß nach dem Zusammen-
bruch des Faschismus für viele Menschen 
das Deutschsein – wenn nicht mit faschi-
stischer Gesinnung, so doch mit autori-
tärer Haltung gleichbedeutend war. Zum 
großen Teil ist es eben das Verdienst der 
DDR, der Welt bewiesen zu haben, daß es 
antifaschistische, demokratische und sozia-
listische Deutsche geben und daß man, dar-
auf aufbauend, erfolgreich einen modernen 
und leistungsfähigen Staat errichten kann. 
Sozialistisch und leistungsfähig: Auch das 
ist kein geringer Vorzug, der Lösungen und 
Aktionen ermöglichte, die große Aufmerk-
samkeit verdienen. Ein Beispiel möge das 
veranschaulichen. Eines der schwerwie-
genden Probleme der modernen Welt ist die 
Frage des inneren Gleichgewichts zwischen 
entwickelten und unterentwickelten Gebie-
ten mit dem Ziel, eine gewisse Ausgewogen-
heit im ganzen Land zu erreichen. Gerade 
die italienische Geschichte trägt das Mal 
der Kluft zwischen dem Norden und Süden, 
und nicht wenige unserer gegenwärtigen 
Schwierigkeiten resultieren daraus. Die 
DDR hat auf diesem Gebiet eine bewun-
dernswerte Arbeit geleistet.
Der 30. Jahrestag ist ein wichtiges Datum 
für die DDR, für ihre Freunde und für das 
antifaschistische Europa, aber er sollte 
nicht nur Anlaß zu Feierlichkeiten, sondern 
sollte Gelegenheit zum Nachdenken, zur 
Auseinandersetzung und zum gegenseiti-
gen Lernen sein. Die Tatsache, daß es in Eu-
ropa die DDR gibt, ist von großer Bedeutung, 
genauso wie die Tatsache, daß die DDR eben 
gerade dieser Staat  mit  all seinen Erfol-
gen und  Fortschritten ist. Es kommt dar-
auf an, uns immer besser kennenzulernen, 
mehr miteinander ins Gespräch zu kommen 
und immer intensivere Formen der staat-
lichen und persönlichen Zusammenarbeit 
zu finden. Vor allem müssen wir darüber 
nachdenken, wie die aufrichtigen Glück-
wünsche an unsere Freunde in der DDR zu 
einem erneuten Engagement für den Kampf 
gegen Faschismus und für den Frieden wer-
den können.
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Leserbriefe an
RotFuchs

Ein Freund machte mich auf das Statement 
eines amerikanischen Journalisten aufmerksam, 
der dieses vor 136 Jahren abgegeben hatte. Es 
stammt von John Swinton. Er war Chefredakteur 
der „New York Times“. Als er 1880 aus dieser 
Funktion ausschied, verabschiedete er sich im 
New Yorker Presseclub mit folgenden Worten: 

„Bis zum heutigen Tag gibt es so etwas wie eine 
unabhängige Presse in der Weltgeschichte nicht. 
Sie wissen es, und ich weiß es. Es gibt niemanden 
unter Ihnen, der es wagt, seine ehrliche Meinung 
zu schreiben, und wenn er es tut, weiß er im 
voraus, daß sie nicht im Druck erscheint. Ich 
werde jede Woche dafür bezahlt, meine ehrliche 
Meinung aus der Zeitung herauszuhalten, bei 
der ich angestellt bin. Andere von Ihnen werden 
ähnlich bezahlt für ähnliche Dinge, und jeder 
von Ihnen, der so dumm wäre, seine ehrliche 
Meinung zu schreiben, stünde sofort auf der 
Straße und müßte sich nach einem neuen Job 
umsehen. Wenn ich meine ehrliche Meinung in 
einer Ausgabe meiner Zeitung veröffentlichen 
würde, wäre ich meine Stellung innerhalb von 
24 Stunden los. Es ist das Geschäft der Journa-
listen, die Wahrheit zu zerstören, unumwunden 
zu lügen, zu pervertieren, zu verleumden, die 
Füße des Mammon zu lecken und das Land zu 
verkaufen für ihr tägliches Brot. Sie wissen es, 
und ich weiß, was es für eine Verrücktheit ist, auf 
eine unabhängige Presse anzustoßen. Wir sind 
die Werkzeuge und Vasallen der reichen Männer 
hinter der Szene. Wir sind die Hampelmänner, 
sie ziehen die Strippen, und wir tanzen. Unsere 
Talente, unsere Fähigkeiten und unser ganzes 
Leben sind Eigentum anderer Menschen. Wir 
sind intellektuelle Prostituierte.“
Und heute? Hat sich seit 1880, nachdem es die 
europäischen sozialistischen Staaten nicht mehr 
gibt, etwas geändert? Lassen wir den konser-
vativen Publizisten Paul Sethe zu Wort kommen, 
der 1965 – bezugnehmend auf das westliche 
Nachkriegsdeutschland – meinte: „Pressefrei-
heit ist die Freiheit von 200 reichen Leuten, ihre 
Meinung zu verbreiten.“ Und Axel Cäsar Springer 
sagte: „Ich war mir seit Kriegsende darüber klar, 
daß der deutsche Leser eines auf keinen Fall 
wollte, nämlich nachdenken. Und darauf habe 
ich meine Zeitungen eingerichtet.“
Auch wenn es die bürgerliche Presse darauf 
anlegt, diese Tradition weiter zu pflegen und 
fortzusetzen, muß es die Aufgabe des linken 
Journalismus sein, die Menschen aufzuklären, 
damit sie sich ihre eigene Meinung bilden können.
Der „RotFuchs“ hilft uns dabei.

Ingrid Zweininger, Berlin

Als jahrelanger Leser sage ich erst einmal vielen 
Dank für diese tolle Zeitschrift, in dieser nicht so 
tollen Zeit. Weiter so!
Es ist mir ein Bedürfnis, Euch mitzuteilen, daß 
mich selten etwas Gelesenes mehr berührt hat 
als der Abschiedsartikel „Adieu, Genossen!“ von 
Klaus Steiniger. Was für ein Leben, das dort noch 
einmal nachempfunden werden kann. Mögen wir 
sein Erbe weiter in die Welt tragen!
Kampfesgrüße aus Süddeutschland. 

Mirko, E-Mail

Am 1. Mai war ich am Stand der Linkspartei. 
Dort habe ich zehn Ausgaben des „RotFuchs“ 
mitgenommen und bisher acht mit Begeisterung 
gelesen. Endlich eine Publikation, die kein Blatt 
vor den Mund nimmt, die über globale Themen 
berichtet, Hintergründe benennt und Zusammen-
hänge auch ausspricht. Ich bin 67 und habe als 
Lehrerin gearbeitet. Die DDR war meine Heimat. 
Ich war 22 Jahre Mitglied der SED und schäme 
mich nicht dafür. Nach der „Wende“ habe ich 
oft darüber gestaunt, daß frühere DDR-Bürger 
vom Kapitalismus überrascht waren. Ich gehöre 
nicht dazu. Ich habe meinen Schülern vermittelt, 
stets nach dem Warum zu fragen. Mir kam schon 
Anfang der 90er Jahre das Grauen, als ich das 
BRD-Schulsystem erlebte. Mir war klar, daß sich 
spätestens in 20 Jahren ein Bildungsnotstand 
ausbreiten würde. Aber das war ja gewollt. Und 
an der Spitze steht die „Christin“ Angela Merkel. 
Sie hat in der DDR alles genossen und tritt nun 
ihr eigenes Leben mit Füßen. Doch wer wird 
nach ihr kommen? 

Barbara Schmied, Torgelow

Tiefbewegt nehme ich, da ich selbst Kind der 
DDR war, Abschied von Margot Honecker. Ich 
lernte, unterstützt von unseren Lehrern, gern für 
eine bessere Welt ohne Krieg und Ausbeutung. 
Stolz erfüllt mich, daß es auf deutschem Boden 
ein solches Schulsystem und einheitliche, auf 
wissenschaftlicher Basis entwickelte Lehrpläne 
gab. Danke, Margot!

Peter Strecker, Schorfheide

Das Gespräch mit dem „RotFuchs“-Aktivisten Rolf 
Kasper am 1. Mai auf dem Leipziger Marktplatz 
freute uns sehr. 
Wir, die Arbeitsgemeinschaft Cuba Sí, Regional-
gruppe Leipzig, unterstützen die fortschrittlichen 
Bewegungen in der Welt für Frieden, Humanismus, 
Souveränität, sozialen Fortschritt, konzentrieren 
uns dabei auf die Unterstützung der lateinameri-
kanischen Länder, insbesondere auf die Solidarität 
mit dem sozialistischen Kuba. 
Aus diesem Grund und anläßlich des 25jähri-
gen Bestehens unserer AG informierten wir im 
Rahmen einer Filmveranstaltung am 15. Juni 
über die gegenwärtige Situation, das Leben der 
Menschen in Kuba, ihre Sorgen und Hoffnungen, 
die Verteidigung ihrer humanistischen Werte 
unter den Bedingungen der jahrzehntelangen, 
menschenverachtenden Blockade der USA und 
ihrer Verbündeten.
Nach der Vorführung des international mehrfach 
preisgekrönten kubanischen Spielfilms „Conducta“ 
hatten wir Gelegenheit, über die im Film aufgewor-
fenen Fragen und Probleme insbesondere nach 
dem 7. Parteitag der Kommunistischen Partei 
Kubas mit einem führenden Hochschullehrer der 
Universität der Pädagogischen Wissenschaften 

„Enrique José Varona“ zu diskutieren.
Gudrun Schmidt, AG Cuba Sí in der  

Partei Die Linke, Regionalgruppe Leipzig

„Erst ein geschlossener Wirtschaftsblock von 
Bordeaux bis Odessa“ werde Europa das nötige 

„Rückgrat“ in der Weltpolitik geben, sagte Carl 
Duisberg, der Vorsitzende des Reichsverbandes 
der Deutschen Industrie 1931. Was die Wirtschaft 
damals wie heute in der globalisierten Welt mehr 
denn je gen Osten blicken läßt, sind Märkte, 
Rohstoffe, Transportwege und geostrategisches 
Kalkül. Was sonst heißt es wohl, Deutschland 
am Hindukusch zu verteidigen? Die Frage muß 

erlaubt sein, ob mit mehr Militär – deutschem 
noch dazu – an den östlichsten Grenzen der EU 
der Frieden sicherer wird oder Gefahren wach-
sen. Die Logik der Märkte, die uns seit Jahren 
eingetrichtert wird, scheint ihre höchsten Gipfel 
anzusteuern: Kapital – Krise – Krieg. Unvorstellbar 
für uns, aber Kapitallogik hat sich menschlichem 
Verstand noch immer entzogen.

Roland Winkler, Aue 

Wolfgang Gehrke und weitere Bundestagsabge-
ordnete der Partei Die Linke haben anläßlich des  
70. Jahrestages des Überfalls Hitlerdeutsch-
lands auf die Sowjetunion einen Antrag an den 
Magdeburger Parteitag gestellt. In ihm geht es 
auch um die Aufforderung zur Entwicklung part-
nerschaftlicher deutsch-russischer Beziehungen. 
Wie ist die Haltung der Fraktion und des Partei-
vorstandes der PDL zu diesem Antrag? Wie wird 
für diesen Antrag die Partei, die Öffentlichkeit 
angesprochen? Wie trägt die Linkspartei zum 
Widerstand gegen die friedensbedrohende Politik 
der NATO, der EU und damit auch Deutschlands 
gegenüber Rußland bei? 
Der Haltung der Antragsteller sei Respekt und 
Achtung gezollt. Es stellt sich aber auch die 
Frage an alle anderen Verantwortungsträger 
dieser Partei. Welche Prioritäten werden in der 
Führungsspitze eigentlich gesetzt? Wenn Sahra 
Wagenknecht und Dietmar Bartsch kürzlich nach 
Israel reisten – übrigens das erste Mal gemeinsam 
ins Ausland –, um dort ihre Position zur Lage im 
Nahen Osten und zur Palästina-Frage deutlich 
zu machen, wäre interessant, wie die Spitze der 
Linkspartei über eine Reise zu Abgeordneten der 
Staatsduma Rußlands denkt. Zumindest wäre 
eine deutliche Demonstration notwendig, die 
zum Ausdruck bringt: Wir, die deutschen Linken, 
stehen gegen Rußlandfeindlichkeit, gegen die 
sich ausbreitende Russophobie in der deutschen 
Gesellschaft, für normale partnerschaftliche 
Beziehungen zwischen Deutschland und Rußland 
im Interesse des Friedens und der Sicherheit.

Bruno Mahlow, Berlin

Am 8. Mai gedachten über hundert Jugendliche, 
Frauen, Männer aus Chemnitz und Umgebung 
des Tages vor 71 Jahren, der den Greueln der 
faschistischen Barbarei ein Ende setzte. Alte 
und Junge unterschiedlicher politischer und 
religiöser Anschauungen sowie Herkunftslän-
der waren gekommen, um jene zu ehren, die 
auf dem Sowjetischen Friedhof am Richterweg 
ihre letzte Ruhe gefunden haben. Tausenden 
Soldaten, Zwangsarbeitern, Zivilisten, darunter 
vielen Kindern, war es nicht vergönnt, den Tag 
der Befreiung zu erleben. 
Der 2. Weltkrieg forderte über 50 Millionen Opfer, 
darunter waren 27 Millionen Menschen der 
Sowjetunion. Dieser Krieg kehrte in das Land 
seiner Verursacher zurück. Eigentlich begann 
er bereits mit der Verfolgung Andersdenkender 
in den 20er Jahren. Mit der Machtübergabe an 
die Nazis im Januar 1933 wurde er systematisch 
vorbereitet, eskalierte mit dem Spanienkrieg, 
dem Einmarsch der Deutschen Wehrmacht in 
Prag, Wien, Paris, Warschau und kulminierte in 
dem wortbrüchigen Überfall auf die Sowjetunion. 
Die 12jährige Gewaltorgie war begleitet vom 
Holocaust und der millionenfachen Vernichtung 
von Menschen aus vielen Ländern Europas in 
eigens dafür geschaffenen Konzentrationslagern.
Es ist aus tiefstem Herzen jenen zu danken und 
sich ihrer zu erinnern, die Europa und damit auch 
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uns unter Einsatz ihres Lebens vom Faschismus 
befreit haben. Ehren wir sie, indem wir uns denen 
entgegenstellen, die schon wieder menschen-
verachtende Parolen skandieren und Häuser 
anzünden. Wir sagen nein zum Krieg als Mittel 
der Konfliktbewältigung!

Thiemo Kirmse, Vorstandsmitglied VVN-
BdA und Stadtvorstand Die Linke Chemnitz

Mit großer Freude habe ich den Beitrag von 
Liane Kilinc in der Mai-Ausgabe des „RotFuchs“ 
gelesen. Sie berichtet von ihrer Reise mit Gleich-
gesinnten nach Moskau zum 70. Jahrestag der 
Niederschlagung des Faschismus in Deutschland 
und informierte darüber, wie dabei der Gedanke 
zur Gründung des Vereins „Friedensbrücke – 
Kriegsopferhilfe e. V.“ reifte.
Da mich die Ereignisse in der Ukraine seit Beginn 
des faschistischen Putsches sehr bewegen, hat 
mich der Wunsch nicht mehr losgelassen, den 
Menschen im Donbass Hilfe und Solidarität zu 
erweisen. Jetzt weiß ich, daß dieser gemeinnützige 
Verein umfangreiche Hilfe organisiert. Im Internet 
ist nachzuverfolgen, wie nützlich und lebensret-
tend internationalistische Hilfe sein kann. Wer es 
ermöglichen kann, sollte mit Liane Kilinc Kontakt 
aufnehmen. Ihr und den Freunden des Vereins ist 
tatkräftige Unterstützung willkommen: Ruhldorfer 
Str. 45, 16348 Wandlitz, Tel.: 03 33 97/2 87 53.
Mit ihrem Engagement demonstrieren die Helfer 
der „Friedensbrücke“, daß nicht alle Deutschen 
dem dortigen Geschehen gleichgültig gegen-
überstehen.� Dr. Rolf Funda, Staßfurt

In Venezuela entdeckte man in Lagern von 
Unternehmern tonnenweise Lebensmittel, die 
zurückgehalten wurden, um die Bevölkerung 
gegen Präsident Maduro aufzuwiegeln und so 
das Land zu destabilisieren. Diese „Unterneh-
mer“ sind Anhänger der von den USA und der 
EU unterstützten Contras. Es sollte sich jeder 
seine Gedanken machen und die Ukraine nicht 
vergessen.� Falk Moldenhauer, Bochum

Unverfroren und dreist verkündet die „Kriegs-
ministerin“ von der Leyen, daß die Bundeswehr 
unverzüglich personell und finanziell aufgestockt 
werden soll. Bedenken wir: Immer, wenn mehr 
Geld für deutsches Militär gefordert und bewilligt 
wurde, folgte der Krieg. Heute steht die Bundes-
wehr in 16 Ländern für Gewalt, Zerstörung und 
Tod. Selbst über Regelungen, sie bei Bedarf auch 
im Landesinnern einzusetzen, wird nachgedacht.
Dem Militarismus keinen Mann und keinen 
Groschen, forderte bereits Wilhelm Liebknecht 
1887. Die Verweigerung der Zustimmung zu den 
Kriegskrediten durch seinen Sohn, Karl Liebknecht, 
im Deutschen Reichstag am Vorabend des  
1. Weltkrieges ist in die Geschichte eingegangen. 
Dem sollte die Partei Die Linke folgen. Würden 
sich die Sozialdemokraten wieder auf ihre Wurzeln 
besinnen, gäbe es dafür auch im Bundestag mit 
der Linkspartei und Bündnis 90/Die Grünen eine 
Mehrheit.� Raimon Brete, Chemnitz

Während das ND keine Notiz vom Tag der Befreiung 
vom Faschismus nahm, finde ich im „RotFuchs“ 
fundierte politische Situationseinschätzungen und 
eine zuverlässige Orientierung. Diese Zeitschrift 
zu lesen, ist eine der wenigen Freuden, die ich seit 
der Einverleibung der DDR durch die BRD habe.
Was mich am meisten bewegt, ist die geplante 
militärische Aufrüstung in der BRD. Deutsche 

Soldaten sind präsent in immer mehr Ländern der 
Erde. Aber auch anderswo, wie z. B. im Baltikum, 
wo Jahr für Jahr antirussische Politik mit Paraden 
der Anhänger der Waffen-SS demonstriert wird, 
ist die Situation höchst gefährlich. Die Türkei 
weitet den Krieg gegen Syrien immer mehr aus, 
mordet Tausende Kurden, auch im eigenen Land. 
Und die USA marschieren gen Rußland. 
Große Befürchtungen habe ich, wenn sich die USA 
mit dem Transatlantischen Freihandelsabkom-
men (TTIP) durchsetzen sollten. Der Protest der 
Linkspartei im Bundestag gegen einen Vertrag, der 
nur den Interessen der transnationalen Konzerne 
dient, muß vernehmbarer werden. 

Werner Gericke, Berlin

Es gibt wenige Menschen im Leben, die man als 
wirkliche Freunde bezeichnet. Klaus Steiniger 
war für mich ein solcher.
Ich habe ein Bild aus meiner Kindheit vor Augen: 
Juli 1946, gemeinsamer Abschied von Gerhart 
Hauptmann; der 13jährige Klaus Steiniger an der 
Hand seines Vaters im Ehrengeleit von sowjetischen, 
polnischen und deutschen Repräsentanten auf 
der Agnetendorfer Straße in Hermsdorf u. Kynast 
im Kreis Hirschberg/Riesengebirge; ich – zwei 
Jahre älter – ergriffen und benommen am Zaun 
des Grundstücks Nr. 58.
Wir Kinder trauerten um „Opa“ Hauptmann, der 
uns oft liebevoll auf seinem Zweispänner bis zur 
Dorfmitte mitnahm und mit guten Wünschen zur 
Schule verabschiedete.
Zwei Kinder in schwerer Zeit, die sich so nahe 
waren und doch nie begegneten. 
Wir besuchten beide das Humanistische Gym-
nasium in Hirschberg im Riesengebirge. Klaus 
mußte das Gymnasium wegen seiner jüdischen 
Herkunft verlassen infolge der faschistischen 
Rassengesetze. Sein Vater Peter Alfons Steini-
ger leitete in den Jahren unmittelbar nach dem  
2. Weltkrieg die Verwaltung der Stadt Krummhübel.
Wir stimmten überein im Geist der Solidarität 
und Menschlichkeit, im Üben von Toleranz 
zur rechten Zeit am rechten Platz. Wir hatten 
unterschiedliche Auffassungen zum Ursprung 
der Dinge. Doch die Sorge um das Wohl der 
Menschen auf Erden ließ uns nie trennend über 
den „Himmel“ und Gott streiten. Klaus verehrte 
und würdigte in Papst Franziskus den ehrlichen 
Bekenner zu den Lebensfragen der „einfachen“, 
der arbeitenden Menschen.
Seine Stimme am Telefon ist verstummt. Seine 
Gedanken und klugen, in die Zukunft weisenden 
Ratschläge aber klingen in mir nach und führen 
auch oft meine „Feder“.

Dr. Wilfried Meißner, Chemnitz 

Mit tiefer Trauer habe ich das Ableben von Klaus 
Steiniger zur Kenntnis nehmen müssen. Er fand 
in seinen Leitartikeln stets richtungweisende 
Worte für unser kämpferisches Handeln in der 
heutigen Zeit.
Aus seinem letzten Beitrag konnte ich entnehmen, 
daß er und ich im gleichen Jahr, 1948, Mitglied 
der SED wurden. Wir beide haben die Juristische 
Fakultät der Humboldt-Universität absolviert – ich 
im Fernstudium und Klaus Steiniger im Direkt-
studium. Im Januar 1950 trat ich in die Reihen 
der Grenzpolizei ein. Ich war in verschiedenen 
Dienststellungen tätig. Zuletzt als Stellvertreten-
der Kaderchef der Grenztruppen. 16 Jahre war 
ich als Ratsmitglied für Ordnung und Sicherheit 
der Gemeinde Bestensee zuständig. Mit der 

Einverleibung der DDR durch die BRD wurde 
ich am 30. September 1990 mit dem Dienstgrad 
Oberst entlassen.
In meiner Freizeit habe ich Freude an meinem 
Hobby als Briefmarkensammler und Gestalter 
von Briefmarkenexponaten. Ich qualifizierte 
mich zum Juror zur Bewertung dieser Exponate. 
So nahm ich in dieser Eigenschaft u. a. an der 
letzten Briefmarkenausstellung der DDR 1990 
in Magdeburg sowie an zahlreichen nationalen 
und internationalen Briefmarkenausstellungen 
teil: Schweden 1982 mit dem Exponat „Vom 
roten Oktober zur sozialistischen Völkergemein-
schaft“, Polen 1987 mit dem Exponat „Der Große 
Vaterländische Krieg“, Kuba am 7. Oktober 1990 
mit dem Exponat „Die Ideen des Sozialismus 
triumphieren“, Moskau im April 1990 mit dem 
Exponat „W. I. Lenin – Er rührte an den Schlaf 
der Welt“, Amsterdam 2002 mit dem Exponat 

„DDR 1949 bis 1952“. Stolz bin ich auch auf meine 
Sammlungen „Klassenbrüder – Waffenbrüder“, 

„Unbesiegbares Vietnam“, „DDR – Werk von 
Millionen“ u. a. 
Meinen Dienst in den Grenztruppen der DDR 
und die Teilnahme an Ausstellungen mit meinen 
thematischen Exponaten im In- und Ausland 
betrachte ich als einen kleinen Beitrag zur För-
derung der Völkerfreundschaft und zur Sicherung 
des Friedens. � Kurt Redenz, Falkensee

Zunächst möchte ich dem „RotFuchs“ ein großes 
Lob aussprechen. Ich lese ihn bereits seit vier 
Jahren immer wieder mit großer Freude und Neu-
gier. Aus ihm sind Zusammenhänge zu erfahren, 
die man in bürgerlichen Medien vergeblich sucht. 
Großes Lob auch für das leider nur noch selten 
vorzufindende hervorragende sprachliche Niveau.
Ich habe noch ein Anliegen. Es ist heutzutage 
schwierig, Menschen zu finden, mit denen 
man ohne Vorurteile über den gewesenen und 
zukünftigen Sozialismus sprechen kann. Neben 
den vielen ohne Klassenbewußtsein gibt es 
bedauerlicherweise auch viele, die – wie allgemein 
üblich – die DDR und die anderen sozialistischen 
Länder diffamieren. Daher suche ich jemanden 
aus dem RF-Leserkreis, mit dem ich in Kontakt 
treten kann. Ich bin Mitte 30 und möchte zum 
einen in einen fruchtbaren Gedankenaustausch 
treten und zum anderen auch gerne noch viel über 
das Leben in der DDR erfahren. Es wäre schön, 
wenn sich jemand aus Nordthüringen bzw. dem 
Umkreis von Nordhausen melden würde, damit 
persönliche Treffen nicht durch eine zu große 
Distanz erschwert werden. 

Angela Leinung, Tel.: 0 36 31/ 47 89 42

Unlängst wurde im Fernsehen berichtet, daß in 
Malawi im Süden Afrikas 55 Millionen Menschen 
vom Hungertod bedroht sind, weil es dort drei 
Jahre lang nicht geregnet hat. Drei Jahre! Gibt 
es nicht genügend hochentwickelte Länder, die 
längst hätten Hilfe leisten müssen? Und was wird 
gegenwärtig getan, um den Menschen aus der 
Not zu helfen? Flucht in ein anderes Land, nach 
Europa, kann nicht die Lösung sein.
Im alten Griechenland war es üblich, daß Politiker 
auf öffentlichen Plätzen Reden hielten. Einer von 
ihnen soll seine stets mit den Worten beendet 
haben: „Ceterum censeo Carthaginem esse 
delendam“  (auf Deutsch: Im übrigen bin ich 
der Meinung, daß Karthago zerstört werden 
muß). Warum beenden führende Genossen der 
Linkspartei ihre Reden nicht mit der Forderung: 
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„Der Kapitalismus muß überwunden werden!“? 
Denn die kapitalistische Produktionsweise ist 
die Wurzel allen Übels. Ist es nicht Aufgabe aller 
Linken, die Menschen aufzuklären und sie zu 
mobilisieren?� Gerda Huberty, Neundorf

Zum Beitrag von Herbert Heßmann aus Saßnitz 
im Mai-„RotFuchs“ möchte ich präzisieren:
Wilhelm Pieck wurde nicht im Roten Rathaus, 
sondern im Gebäude des ZK der SED am Wer-
derschen Markt aufgebahrt. Der Verkehr ruhte 
nicht mittags, sondern um 17 Uhr. 
Als Zeuge führe ich meinen Vater an, der im 
Saal der Aufbahrung die Innengestaltung 
des Sarges vornahm. Ich selbst hatte mit 
der Sicherstellung der Verkehrsruhe auf dem 
Thälmannplatz in Cottbus zu tun.

Wolfgang Kroschel, Cottbus

Achim Dippe stellt im Mai-RF die Frage, ob die 
UdSSR „ohne (!) den Rüstungswettlauf (hätte) 
überleben können“, meint aber im Grunde, ob sie 
ihn trotz (!) des Rüstungswettlaufs überlebt hätte. 
Denn er denkt an eine innere Reform der UdSSR. 

„Gab es aber wirklich keine andere Möglichkeit, 
der imperialistischen Bedrohung erfolgreich 
zu begegnen?“, fragt er. Ja, antwortet er. Die 
Antwort sieht er in einem anderen Wirtschafts- 
wie politischen Modell für den Sozialismus: „Im 
Zentrum einer solchen Mobilisierung hätte das 
Ziel stehen müssen, mit einer sozialistischen 
Marktwirtschaft und einer von den Massen 
gewünschten wirksamen parlamentarischen 
Demokratie – ohne Aufgabe der Führungsrolle 
der KPdSU –, dem Imperialismus ökonomisch, 
finanziell und waffentechnisch die Stirn zu bieten.“ 
Also: Nicht mit der Planwirtschaft, sondern mit 
der Marktwirtschaft hätte die Sowjetunion dem 
Imperialismus die Stirn bieten sollen? So daß die 
Sowjetunion heute noch die Sowjetunion wäre? 
Vielleicht wäre es auf einen Versuch angekom-
men. Den Mächtigen der USA aber, denke ich, 
wäre es egal gewesen. Sowohl die eine als auch 
die andere Sowjetunion hätte (und hatte ja) die 
Parität in waffentechnischer Hinsicht erreicht, 
und das war der Grund, weshalb sie in das 
Fadenkreuz des US-Imperialismus geriet – und 
weiter darin bleibt, wie Achim Dippe feststellt: 

„Für das kapitalistische Rußland heute sind die 
amerikanischen Rüstungsziele nicht weniger 
gefährlich als zu Zeiten der Sowjetunion. Die 
Situation ist in vieler Hinsicht sogar noch kom-
plizierter und schwieriger geworden.“  Und das 
trotz Marktwirtschaft, kapitalistischer (oder mit 
Kapitalisten betriebener) sogar!

Hermann Jacobs, Berlin

Prof. Dr. Achim Dippe hat im Mai-Heft einen 
wertvollen Beitrag zum Verhältnis von Rüstungs-
wettlauf und sowjetischem Zusammenbruch 
vorgelegt. Er beantwortet überzeugend die 
Frage, ob die UdSSR totgerüstet wurde oder 
nicht andere Ursachen für ihr Ende verantwortlich 
sind. Daß die USA-Strategie des Totrüstens an 
Schwachstellen der sowjetischen Gesellschaft 
anknüpfte, wird deutlich gekennzeichnet. Aber 
hervorgehoben wird der entscheidende Punkt: 
Trotz aller wirtschaftlichen Schwierigkeiten ist 
es der Sowjetunion gelungen, in relativ kurzer 
Zeit die militärische Ebenbürtigkeit mit der 
imperialistischen Hauptmacht herzustellen und 
damit einen historisch bedeutsamen Beitrag 
zur Friedenserhaltung zu leisten. Doch diese 

notwendige und richtige Verteidigungsstrategie 
war nicht die Ursache des späteren Scheiterns. 
Achim Dippe zeigt, welche „Versäumnisse 
strategischer Dimension“, welcher Verzicht auf 
eine weitere Ausgestaltung der sozialistischen 
Gesellschaftsentwicklung dafür zuständig war. 
Die politische Praxis war dominiert von einer 
Strategie des „Weiter so!“, anstehende Probleme 
wurden verdrängt, neue Fragestellungen ignoriert. 
Dieser Mangel an Weitsicht und strategischem 
Blick führte dann zur Forderung nach Glasnost 
und Perestroika.
Auch wenn Stimmen im linken Spektrum heute 
die Politik Gorbatschows mitunter nur als unge-
schickt und naiv beurteilen, unterstütze ich 
Achim Dippes Standpunkt: Sie war „ihrem 
Charakter nach Vaterlandsverrat“ und damit „ein 
Geschenk an den Imperialismus“. Ich teile seine 
Meinung: „Die große Leistung zur Sicherung der 
waffentechnischen Parität über viele Jahrzehnte 
hinweg wurde auf dem Altar einer erbärmlichen 
politischen Kapitulation vor dem Imperialismus 
in den Dreck getreten.“

Prof. Dr. Herbert Meißner, Oranienburg

Der Artikel von Lutz Jahoda im Mai-RF war mir 
Anlaß, selbst einmal zur Feder zu greifen. Ich 
bin natürlich kein Dichter und habe auch nicht 
studiert, dafür haben mich Lebensweisheiten 
bedeutender Menschen stets begleitet, z. B. die 
von Maxim Gorki, der meinte: „Reisen ist die 
Hochschule des Lebens.“ 
Mein besonderes Interesse galt stets der Baukunst, 
die mich bei Besuchen in der Sowjetunion immer 
wieder in Staunen versetzte. Dazu zählen u. a. 
die Paläste unter der Erde – die Metrostationen –  
in Moskau wie auch das Mausoleum auf dem 
Roten Platz, in dem Lenin – für mich der Größte 
der Sowjetunion – seine letzte Ruhestätte fand. 
Diese und viele andere konnte ich als Arbeiter 
der DDR alle besuchen.

Karlheinz Oehme, Döbeln

Die AfD erhielt bei den jüngsten drei Landtagswahlen 
spürbaren Stimmenzuwachs. Die angekündigte 
Auseinandersetzung von CDU/CSU und SPD läßt 
jedoch erkennen, daß sie nicht daran interessiert 
sind, die AfD als nazistisch und rassistisch ein-
zuschätzen. Eher gewinnt man den Eindruck, 
daß es darum geht, diese Partei mit ins eigene 
Boot zu holen. Offensichtlich glaubt man, mit 
der AfD das herrschende Gesellschaftssystem 
stabilisieren zu können.

Hans-Georg Vogl, Zwickau

Den Standpunkt von Hans-Jürgen Dählk im Mai-RF 
zum BRD-Rentenunrecht teile ich voll und ganz.
Noch 25 Jahre nach der Einverleibung der DDR 
durch die BRD werden vor allem große Teile 
der Angehörigen der bewaffneten Organe um 
die ihnen zustehende Rente mit dem Argument 
der Systemtreue zu ihrem sozialistischen Staat 
betrogen. 
Ist es nicht höchste Zeit, endlich Recht zu schaffen?

Siegfreid Tietz, Altenberg/Sachsen

Renten sind in den bürgerlichen Medien ein Dau-
erbrenner. Wenn man jetzt die Rente mit 70 fordert, 
wäre es nur recht und billig, alle Abgeordneten 
und Politiker, die dieses Ansinnen vertreten, jedes 
Jahr für drei Monate in die Produktion zu schic-
ken, damit sie das richtige Leben kennenlernen. 
Ihnen ist es offensichtlich gleichgültig, daß immer 

weniger noch an Rentengerechtigkeit glauben. 
Dabei wäre es so einfach, das Problem zu lösen. 
Alle zahlen in einen Topf und alle, ob Beamte, 
Abgeordnete oder Selbständige, erhalten nach 
gleichem Modus ihre Rente. Eigentlich einfach, 
aber sicher zu sozialistisch und mit DDR-Geruch ...

Marianne Wuschkow, Hoyerswerda

Geboren 1932 bin ich Zeitzeuge und habe den  
2. Weltkrieg mit all seinen Schrecken erlebt. Noch 
im November 1944 wurde ich zum Ausheben 
von Schützengräben beordert. Rückblickend 
muß ich feststellen, daß sich heute der Geist 
von Hitlers „Mein Kampf“ – in der Alt-BRD nie-
mals ganz verschwunden – in Großdeutschland 
wieder regt. Erneut geht es um Rohstoffe, um 
Absatzmärkte, um Profit, letztlich um die Neu-
aufteilung von Macht- und Einflußsphären in der 
Welt. Dabei spielt das Völkerrecht schon lange 
keine Rolle mehr. Nur zwei kleine Beispiele: Wen 
kümmert es, wenn große Fischfangflotten des 
Westens an der Küste Somalias den Fischern 
und der Bevölkerung die Nahrungsgrundlage 
rauben? Oder: Ohne Beweise, ohne Anklage 
wird an Frauen und Kindern von angeblichen 
Terroristen unter Anwendung von Sippenhaft 
das Todesurteil vollstreckt. 
Ich habe vor Augen, was im 2. Weltkrieg geschah 
und hatte mir geschworen: Nie wieder Krieg! 
Doch wie sieht die Realität aus? 

Erich Riemland, Dippoldiswalde

Offensichtlich ist es hierzulande vornehm „unpo-
litisch“ zu sein. Und der permanente Einfluß der 
bürgerlichen Medien auf die Bevölkerung mittels 
Vermutungen, Verdrehungen, Halbwahrheiten 
und Lügen zeigt Wirkung.
Die Gefahr droht nicht aus dem Osten, sondern 
aus dem Westen. Die BRD als Hilfssheriff des 
Weltgendarmen USA duldet eine bis an die Zähne 
bewaffnete Besatzungsmacht in diesem Land.

„Go home, Ami, go home!“, sang einst Ernst Busch. 
Das Lied ist immer noch aktuell!

F. Guddat, Eberswalde

Richtigstellung
Peter Truppel teilt mit, daß er nach wie vor in 
Cottbus lebt. Wir hatten im Juni-RF irrtümlich 
Berlin als seinen Wohnort genannt.

In eigener Sache
Wir bitten Autorinnen und Autoren, uns 
soweit möglich bei der redaktionellen 
Arbeit zu unterstützen und  
Manuskripte für normale Artikel (1 Druck-
seite) auf eine ungefähre Zeichenzahl von 
7500 zu bringen (natürlich sind ggf. auch 
kleinere Beiträge mit einer geringeren 
Zeichenzahl willkommen)
 
Beiträge für die Extra-Rubrik (2 Druck-
seiten) mit ca. 15 000 Zeichen – falls 
Abbildungen zu berücksichtigen sind, 
entsprechend weniger
 
Unabhängig davon: Wir freuen uns immer 
über Eure Beiträge und bedanken uns 
dafür im voraus!
  Die Redaktion
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■■ Regionalgruppe Leipzig
Am 5. Juli um 18 Uhr� spricht  
Dr. phil. Manfred Höfer zu  
aktuellen Fragen der  
marxistisch-leninistischen 
Theorie. 
Ort: Leipzig, Kochstraße 132, 
Werk II, Bürohaus (Gesellschaft 
für Völkerverständigung)

■■ Regionalgruppe Schwerin
Am 9. Juli 2016 um 10 Uhr� 
spricht Wolfgang Dockhorn, stell-
vertretender Vorsitzender des 
RF-Fördervereins, zum Thema� 
Linke Politik oder  
Regierungsbeteiligung?
Ort: Schwerin, Max-Planck-Str. 9 A 
(Bertha-Klingberg-Haus)

■■ Regionalgruppe Falkensee
Am 12. Juli um 19 Uhr� spricht 
Prof. Dr. Anton Latzo zum Thema� 
Die Staaten in Osteuropa und 
das internationale Kapital –  
Was ist aus Osteuropa gewor-
den?
Ort: Falkensee, Begegnungsstätte 
der Linken, Bahnhofstraße 74

■■ Regionalgruppe Rostock
Am 16. Juli um 10 Uhr� stellen 
Kandidaten der DKP zur Land-
tagswahl in Mecklenburg-Vor-
pommern das Wahlprogramm 
ihrer Partei vor.
Ort: Rostock-Evershagen,  
Mehrgenerationenhaus,  
Maxim-Gorki-Straße 52 


